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"Die Arbeit geht weiter" 

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Dezember 1980 wurde das Ausbildungsplatzförderungsgesetz für nichtig erklärt. 
Damit ist die Rechtsgrundlage für das Bundesinstitut für Berufsbildung entfallen, aber das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
besteht auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes von 1969 fort. ' 

Die Arbeit im Bundesinstitut geht in vollem Umfang der bisherigen Aufgaben weiter. Dank der klaren und eindeutigen Aussagen des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, die er am Tage nach dem Urteil vor den Mitgliedern des ehemaligen Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung machte, werden alle Aufgaben des Bundesinstituts einschließlich der Förderung überbetrieblicher 
Ausbildungs$tätten fortgeführt. Das Bundesinstitut ist ein Dienstleistungsinstitut für die berufliche Bildungspraxis in den Betrieben. Es 
wird keine Unterbrechung in der Wahrnehmung dieser wichtigen Aufgabe geben. · 

Aus der f?_icht der Mitarbeiter des Bundesinstituts ist die Aussage des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft füreine neue Gesetzes­
initiative außerordentlich .)eh werde deshalb dem Kabinett unverzüglich einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem die Berufs­
bildungsberichterstattung einschließlich der Statistik und die Zusammenarbeit aller Beteiligten im Bundesinstitut für Berufsbildung 
wiederhergestellt werden. Insbesondere die Zusammenarbeit aller Beteiligten hat entscheidende Impulse zur Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung auch unter qualitativen Aspekten gegeben". 

Die Zusammenarbeit mit allen an der Berufsbildung Beteiligten ist für die Arbeit des Bundesinstituts lebenswichtig. Deshalb ist die 
Wiederherstellung der gesetzlichen Grundlage für die Arbeit des Hauptausschusses in seiner bisherigen Zusammensetzung aus unserer 

·Sicht vordringlich. 

ln der Zwischenzeit wird die Information aller im ehemaligen Hauptausschuß vertretenen Organisationen und Stellen über konkrete 
Vorhaben und Projekte des Instituts sichergestellt. Die vielfältigen Aktivitäten zur Verbesserung der Qualität der beruflichen Bildung 
werden keine Unterbrechung erfahren: Die Arbeit geht weiter. 

Schmidt 

Harald Brandes I Werner Friedrich 

Möglichkeiten kurzfristiger Prognose des Angebots an 
Ausbildungsplätzen in Industrie, Bauhauptgewerbe 
und Handel 

Im Herbst 1979 hatte das lfo-lnstitut für Wirtschaftsforschung 
zum · dritten Mal im Auftrag des Bundesinstituts für Berufs­
bildung eine Erhebung zum Ausbildungsplatzangebot 1979 und 
1980 in Industrie, Bauhauptgewerbe und Handel durchgeführt. 

Dieser Bericht gibt einen Oberblick über die wesentlichen Ergeb­
nisse der Befragung, insbesondere die zum Befragungszeitpunkt 

L!Jeäußerten Ausbildungspläne der Unternehmen für 1980. 

'Stärker als in den Vorjahren stand 1979 die Frage nach den 
für die Ausbildungsentscheidungen der 

Unternehmen im Vordergrund der E"rhebung. Der Schwerpunkt 
dieses Berichtes wird sich mit diesen Bestimmungsgrößen ·des 
Angebotes an Ausbildungsplätzen befassen. Die Notwendigkeit, 
mehr Informationen über das •Ausbildungsverhalten der Unter­
nehmen zu gewinnen, resultiert aus der Tatsache, daß das Aus­
bildungsplatzförderungsgesetz (APIFG) eine Vorausschau auf 
die künftige Entwicklung der Ausbildungsplatzsituation zwingend 
vorschreibt, andererseits die bisher durchgeführten Erhebungen 
gezeigt. haben, daß der geforderte Zeithorizont von einem Jahr 
die Firmen bei der Prognose des Angebotes an Ausbildungs­
plätZen im kommenden Jahr zum Teil überfordert. Ziel war es, 

·Faktoren aufzudecken, die das beein­
flussen, um so eine Fortschreibung der Befragungsergebnisse 
vornehmen zu können. ' 

Entsprechend diesem Ziel enthielt der Erhebungsbogen neben 
den Fragen zur Struktll_r des Ausbildungsplatzangebotes (die zu 
erklärende Größe) zwei weitere Fragenkomplllxe (die erklärenden 
Größen). Mit Hilfe des zweiten Komplexes sollte die subjektive 
Einschätzung der Unternehmen zu den ihr Ausbildungsverhalten 
beeinflussenden Faktoren erfaßt werden, während der dritte 
Fragenkomplex einen Erklärungsansatz aufgrund der ökonomi­
schen Rahmenbedingungen ermöglichen sollte. 

An der Erhebung beteiligten sich 2.241 lndustrieunternehmen, 
die rund 36% der in der Industrie tätigen Personen repräsen­
tieren sowie 436 Unternehmen des Bauhauptgewerbes, auf die 
rund 8% der in diesem. Bereich tätigen Personen entfallen. Im 
Groß- und Einzelhandel beteiligten sich 1.495 Handelsfirmen, 
bei denen rund 10% der dort tätigen Personen beschäftigt sind. 
Die lfo-Unternehmensberichtskreise sind entsprechend einer 
geschichteten Stichprobe aufgebaut. Es kann davon ausgegangen 
werden, daß die Umfrageergebnisse für die Industrieunter­
nehmen (1] mit 20 und mehr Beschäftigten, für die- Handels­
unternehmen mit mehr als drei und für die Bauunternehmen mit 
mehr als vier Beschäftigten repräsentativ sind. 

Ausbildungsplatzangebot 1979 und 1980 - Ergebnisse der 
Befragungen 

Industrie 

1979 haben 70% der Industrieunternehmen (mit 20 t:Jnd mehr 
Beschäftigten) Ausbildungsplätze angeboten. Während von den 
Großunternehmen mit 1 .000 und mehr Beschäftigten nahezu 
alle ausbilden, nimmt dieser Anteil ab, je kleiner die Firmen 
sind. Jedoch auch von den Unternehmen mit weniger als 50 
Beschäftigten bilden noch die Hälfte aus. Diese Anteile bleiben 
über die Jahre hinweg weitgehend konstant. ln der Industrie 
wurden 1979 7% mehr Plätze als im Vorjahr angeboten. Vor 
allem in den Firmen mit weniger als 1.000 Beschäftigten bestan­
den noch erhebliche Spielräume, das Ausbildungsplatzangebot 
aufzustocken; in. diesen Unternehmen wurde da's Angebot um 
rund 10% erhöht, wogegen die Großunternehmen nur eine 
Zunahme von 4% verzeichneten. Über die Hälfte der ausbilden­
den Unternehmen haben ihr Angebot gegenüber dem Vorjahr 
erhöht, dem standen 28% gegenüber, die weniger Ausbildungs­
plätze zur Verfügung gestellt haben. 
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Nur 14% der Unternehmen konnten die angebotenen Plätze 
nicht in -vollem Umfang besetzen, es blieben insgesamt rund 5% 
aller angebotenen Ausbildungsplätze unbesetzt. Der Tatbestand, 
daß kleine Unternehmen weitaus größere Schwierigkeiten haben, 
die angebotenen Plätze auch zu besetzen als größere, war auch 
1979 zu beobachten. 

Nur die großen Unternehmen bilden nach eigener Einschätzung 
im nennenswerten Umfang (28% der Unternehmen) über den 
eigenen Bedarf hinaus aus. Bei den Unternehmen mit weniger als 
1.000 Beschäftigten schwankt dieser Satz zwischen 5% (unter 
50 Beschäftigten) und 8% (200 bis 999 Beschäftigten). 
Im Herbst 1979 waren die lndustrieunternehmen, was das Ange­
bot an Ausbildungsplätzen im kommenden Jahr betrifft, sehr 
zurückhaltend. Die Ergebnisse der Befragung ließen auf eine 
weitgehende Stagnation des Ausbildungsplatzangebotes in der 
Industrie Wie jedoch im Abschnitt .. Bestimmungs­
gründe des Angebots an Ausbildungsplätzen" näher ausgeführt 
wird, tendierten die Unternehmen dazu, das Ausbildungsplatz­
angebot im kommenden Jahr zu unterschätzen. Da sich gleich­
zeitig an der Engpaßsituation auf dem Teilarbeitsmarkt, insbeson­
dere für Facharbeiter, auch 1980 nichts geändert hat, dürfte unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung des Unterschätzungseffektes mit 
einer weiteren- wenn auch geringen- Steigerung des Angebotes 
an Ausbildungsplätzen zu rechnen sein. 

Bauhauptgewerbe 

Im Bauhauptgewerbe bilden ebenfalls knapp 70% der Unterneh­
men (mit mehr als drei Beschäftigten) Lehrlinge aus. Unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß im Vergleich zur Industrie 
im Bau auch Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten 
befragt wurden,. ist die Ausbildungsquote sogar höher als in der 
Industrie. 

1979 wurden 4% mehr' Plätze zur Verfügung gestellt als 1978. ln 
nahezu zwei Drittel aller Bauunternehmen waren zum Befragungs­
zeitpunkt noch unbesetzte Plätze vorhanden, es konnten 39% 
aller angebotenen Plätze nicht besetzt werden. Dies bedeutet 
gegenüber dem Vorjahr (35%) einen nochmaligen Anstieg. 
Bauberufe sind somit - zumindest aus der Sicht der Jugend­
lichen - weiterhin nicht sehr attraktiv. 1980 dürfte nach den 
Plänen der Bauunternehmen das Angebot an Ausbildungsplätzen 
um etwa 3% zurückgehen, dies sicher als Folge der negativen 
Erwartungen bezüglich der längerfristigen Entwicklung der Bau­
produktion. Angesichts des deutlichen Überangebots an Aus­
bildungsplätzen in diesem Bereich ist jedoch dieser mögliche 
Angebotsrückgang für die Realisierung des Wunsches, eine Aus­
bildung am Bau zu beginnen, ohne Bedeutung. 

Handel 

Was für Industrie und Bauhauptgewerbe festzustellen ist, daß 
mit steigender Größe der Anteil der ausbildenden Unternehmen 

Tabelle 1: Einflußfaktoren der Ausbildungsentscheidungen 

deutlich zunimmt, gilt auch im Handel. Insgesamt bilden hier 
39% der Firmen aus. Berücksichtigt man, daß im Handel wie 
im Bauhauptgewerbe auch die kleinen Unternehmen (mit 
mehr als zwei Beschäftigten) befragt wurden, zeigt sich, daß 
auch im Handel häufiger als in der Industrie wird. 
1979 wurden knapp 4% mebr Ausbildungsplätze als 1978 zur 
Verfügung gestellt. Während 34% der Unternehmen ihr Aus­
bildungsplatzangebot erhöht haben, meldeten 31% für 1979 
einen Rückgang an Ausbildungsplätzen. Wie in der Industrie, 
blieben 5% der angebotenen Ausbildungsplätze unbesetzt. 
1980 wird nach den Planungen der Unternehmen das Angebot 
an Ausbildungsplätzen nochmals leicht erhöht werden (+1 %). 
Eine Revision nach oben ist hier ebenfalls aufgrund der Personal­
engpässe durchaus möglich und wahrscheinlich. 

Bestimmungsgründe des Angebots an Ausbildungsplätzen 

Die derzeitige Situation der betrieblichen Berufsausbildung ist 
gekennzeichnet durch den Versuch, das Angebot an Ausbildungs­
plätzen der demographisch bedingt gestiegenen Nachfrage anzu­
passen. Appelle von Politikern, Kammern, Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden versuchen die Unternehmer zu einer ver· 
mehrten Ausbildung zu bewegen. 

Um die Faktoren, die das Verhalten der Unternehmer 
sen, herauszuarbeiten, wurden zwei Wege beschritten: 

a) Zum einen wurden die Unternehmer aufgefordert, in einer 
vorgegebenen Liste die Faktoren zu kennzeichnen und zu 
bewerten, die ihre Ausbildungsentscheidungen nach ihrem 
Selbstverständnis beeinflussen. 

b) Zum anderen wurden die getroffenen Ausbildungsentschei­
dungen daraufhin geprüft, ob sie in einen theoretisch sinn­
vollen und empirisch abgesicherten Zusammenhang mit 
ökonomischen Rahmenbedingungen der jeweiligen Uf)ter­
nehmen zu bringen sind. 

Nur, wenn ein stabiler Wirkungszusammenhang gefunden wer­
den kann, ist es möglich, mit Hilfe von Modellrechnungen die 
künftige Ausbildungsplatzentwicklung zu schätzen [2]. 

Ergebnisse der direkten Befragung 

Die Selbsteinschätzung der Unternehmer, welche Faktoren ihre 
Ausbildungsentscheidungen stark, weniger stark oder gar nicht 
beeinflussen, wurden änhand von sechs vorgegebenen Kriterien 
abgefragt [3], wobei die Unternehmen den Einfluß dieser 
Kriterien nach der Skala 
- sehr groß 
- weniger groß 
- gering 
- ohne Einfluß 
bewerten sollten. 

%der befragten Unternehmen bezeichnen den Einfluß 
folgender Faktoren auf ihr Angebot an Ausbildungsplätzen als 

Gesetze und Apelle von Ausbildungs- Veränderung Verbesserung der Verschlechterung 
Vorschriften Kammern, Ver- kosten der Zahl der wirtschaftlichen der wirtschaft-

bänden etc. Bewerber Lage Iichen Lage 

a b c d a b c d a b c d a b c d a b c d a b c, d 

Industrie 21 21 32 23 14 34 31 17 17 33 31 17 19 22 33 21 12 25 29 28 15 19 28 32 

Bauhauptgewerbe 35 15 18 '25 8 23 35 24 14 26 24 28 33 22 19 15 16 12 28 33 10 14 25 41 

Handel 36 14 18 21 12 18 22 29 19 20 23 22 18 16 21 25 12 13 18 34 13 13 18 36 

Insgesamt 27 18 26 23< 13 28 29 21 17 28 28 20 20 20 28 22 12 20 26 30 14 17 25 34 

a) sehr groß, b) weniger groß, c) gering, d) ohne Einfluß 
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Erstaunlicherweise wird von den Unternehmen den beiden Größen 
Verschlecht.erung bzw. Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der geringste Einfluß aller sechs abgefragten Variablen zuge­
schrieben.. Diese relative Bedeutungslosigkf;lit ökonomischer 
Faktoren für das derzeitige Ausbildungsverhalten bestätigt sich 
auch bei der Gegenüberstellung von Umsatz- und Produktions­
ziffern und dem Ausbildungsverhalten der Unternehmen. 

Noch den größten Einfluß auf das Ausbildungsverhalten der 
Unternehmen haben nach deren Selbsteinschätzung Gesetze und 
Vorschriften. Den Einfluß dieser Faktoren bezeichnet jedoch 
nur etwas mehr als ein Viertel der befragten Unternehmen als 
sehr groß, knapp ein Viertel verneint den Einfluß von Gesetzen 
und Vorschriften. 

Überraschend hoch ist im Vergleich zu den anderen Faktoren 
der Einfluß von Veränderungen bei der Zahl der (geeigneten) 
Nachfrager nach Ausbildungsplätzen. Dies ist zum einen ein 
Indiz für hohe Flexibilität auf Seiten der Unternehmen, anderer­
seits läßt sich daraus schließen, daß es ein Angebot im land­
läufig verbreiteten Sinne nicht gibt, d. h. bei rund einem Drittel 
der befragten Unternehmen besteht entweder keine Planung, 
eine bestimmte Zahl von Auszubildenden einzustellen, bzw. 
diese Planung wird nach oben bzw. unten korrigiert, wenn die 
Bewerber den Erwartungen der Unternehmen entsprechen bzw. 
nicht entsprechen. 

Übersicht: Rangfolge der Bestimmungsfaktoren des Ausbildungs­
platzangebotes nach Angaben der Unternehmen 

Alle Bereiche 

1) Gesetze und Vorschriften 
2) Ausbildungskosten 
3) Veränderung der Zahl der Bewerber 
4) Appelle von Kammern, Verbänden usw. 
5) Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
6) Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 

Industrie 

1) Ausbildungskosten 
2) Gesetze und Vorschriften 
3) Appelle von Kammern, Verbänden usw. 
4) Veränderung der Zahl der J3ewerber 
5) Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
6) 'Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 

Bauhauptgewerbe 

1) Veränderung der Zahl der Bewerber 
2) Gesetze und Vorschriften 
3) Ausbildungskosten 
4) Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
5) Appelle von Kammern, Verbänden usw. 
6) Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 

Handel 

1) Gesetze und Vorschriften 
2) Ausbildungskosten 

. 3) Veränderung der Zahl der Beweroer 
4) Appelle von Kammern, Verbänden usw. 
5) Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
6) Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 

Befragungs­
ergebnis*) 

36 
31 
30 
27 
23 
22 

34 
32 
31 
30 
25 
25 

44 
43 
27 
22 
20 
17 

43 
29 
24 
21 
20 
19 

*) Geordnet nach der ·summe der ,.sehr groß" und 50% der ,.weniger 
groß" Meldungen 

Ergebnisse der indirekten Prüfung 

Die direkte Prüfung der Unternehmen hat den ökonomischen 
Rahmenbedingungen 'einen vergleichsweise geringen Stellenwert 

zugeordnet. Mit dem Mittel der direkten Befragung gelingt es 
aber nur in seltenen Fällen, die Handlungsmotive aufzudecken. 
Auf jeden Fall sollte ein endgültiges Urteil über den Einfluß die­
ser ökonomischen Größen auf die Ausbildungsentscheidungen 
aufgeschoben werden, bis auf einem anderen Weg zusätzliche 
Informationen überprüft worden sind. 

Für die Industrieunternehmen ist das Ausbildungsplatzangebot 
in Abhängigkeit von folgenden Faktoren überprüft worden: 
Produktion, Fachkräftemangel, Kapazitätsauslastung. 

Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen mehr Produk­
tion und mehr Ausbildungsplätzen. Unternehmen mit Produk­
tionsausweitung im Berichtsjahr haben überdurchschnittlich 
häufig, im Saldo [ 4] zu 31 %, ihr Angebot an Ausbildungsplätzen 
erhöht, während die Unternehmen mit einer unveränderten 
Produktionstätigkeit ihr Angebot im Saldo zu 10% ausweiteten. 
Die Tatsache, daß jedoch per Saldo auch 4% der Unternehmen 
mit Produktionsrückgängen mehr Ausbildungsplätze zur Verfü­
gung gestellt haben, bedeutet, daß der einfache Schluß - mehr 
Produktion: mehr Ausbildungsplätze, oder umgekehrt -nicht 
zutrifft. 

Während die beschriebene Saldenbetrachtung auf einen abge­
sicherten Zusammenhang schließen läßt, ergeben sich auf der 
Mikroebene Abweichungen. Von insgesamt 20% der Unterneh­
men wurde der beschriebene Zusammenhang gewissermaßen auf 
den Kopf gestellt, d. h. es wurde Produktionszunahme und 
weniger Ausbildungsplätze oder Produktionsabnahme und mehr 
Ausbildungsplätze verzeichnet. 

Bei Würdigung all dieser Umstände kann davon· ausgegangen 
werden, daß entsprechend der Selbsteinschätzung der Unter­
nehmen, eine der zentralen Größen der Unternehmensent­
wicklung, die Produktion, z. Z. nur von geringem Einfluß auf 
das Angebot an Ausbildungsplätzen ist. 

Der Einfluß des Fachkräftemangels auf das Ausbildungsplatz­
angebot der Industrieunternehmen hat 1979 im Vergleich zu 
1978 deutlich an Einfluß verloren [5]. 
Der Vergleich der Darstellungen für die Jahre 1978 und 1979 
zeigt, warum Facharbeitermangel kaum noch Einfluß hatte: 
auch die Unternehmen, die 1979 ihren Bestand an Facharbeitern 
als ausreichend bezeichneten, haben per Saldo ihr Angebot an 
Ausbildungsplätzen nahezu im gleichen Ausmaß ausgeweitet, 
wie die Unternehmen, die den Facharbeiterbestand als nicht aus­
reichend bezeichneten. 

Auch zwischen der Kapazitätsauslastung und dem Angebot an 
Ausbildungsplätzen besteht ein positiver Zusammenhang: je 
besser die technischen Kapazitäten in den Industrieunternehmen 
ausgelastet sind, desto häufiger wurde 1979 das Angebot an 
Ausbildungsplätzen ausgeweitet. Jedoch auch der Einfluß der 
Kapazitätsauslastung ist äußerst gering. 

Tabelle 2: Ausbildungsplatzangebot und Kapazitätsauslastung 
in den Industrieunternehmen 1979 

ln Unternehmen, die 1979 ihr 
Angebot an Ausbildungs­
plätzen gegenüber 1978 

erhöht haben 
nicht verändert haben 
verringert haben 

(+) 
(=) 

(-) 

müßte im Durchschnitt die 
Produktion um .. %steigen, 

. um die Kap_azitäten betriebs­
üblich voll auszulasten 

7 
8 

10 

Basis: Unternehmen, die 1978 und/oder 1979 Ausbildungsplätze 
angeboten haben 

Der nur geringe Einfluß der Kapazitätsauslastung hängt vermut­
lich mit dem hohen Niveau, den diese Größe .1979 erreicht hatte, 
zusammen. 1977, als der Auslastungsgrad um etwa 4 bis 6 Pro­
zentpunkte unter dem in einer konjunkturellen Normalsituation 
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lag, betrug die Differenz bei der Auslastung der Unternehmen, 
die mehr und diejenigen, die weniger Ausbildungsplätze ange­
boten haben, noch 11 Prozentpunkte (6]. 1979 ging diese Diffe­
renz auf 3 Prozentpunkte zurück, die durchschnittliche Kapazi­
tätsauslastunQ lag um etwa 1 bis,2 Punkte unter der in einer 
konjunkturellen Norrna lsituation. 
Für den Handelssektor.wurde der Einfluß der Umsatzentwicklung 
und der Chancen, am Arbeitsmarkt geeignete Fachkräfte anzu­
werben, auf das Ausbildungsplatzangebot überprüft. 

Ein Einfluß der Umsatzentwicklung auf das Angebot an Ausbil­
dungsplätzen im Handel konnte für das Jahr 1979 nicht festge­
stellt werden. Die Chance, am Arbeitsmarkt geeignete Fachkräfte 
zu finden, stand hingegen in unmittelbarem positivem Zusam­
menhang mit dem Angebot an Ausbildungsplätzen. 

Tabelle 3: Ausbildungsplatzangebot und Fachkräftemangel im 
Handel 1979 

bezeichnete man die Möglichkeiten, 
In Unternehmen, ausgebildete Fachkräfte am 

die 1979 ihr Angebot Arbeitsmarkt anzuwerben als: 
Ausbildungsplätzen 

in der Regel in Einzel- in der Regel gegenüber 1978 
schwierig fällen einfach 

schwierig 

erhöht haben 35 37 15 

nicht verändert haben 37 28 22 

verringert haben 28 36 63 

Salde *) 7 1 -48 

Basis: Unternehmen, die 1979 und/oder 1978 Ausbildungsplätze 
angeboten haben. 

• f Differenz der . .,erhöht" und ,.verringert" Anteile 

Demnach haben Unternehmen, die davon ausgehen, daß Engpässe 
am Arbeitsmarkt für Fachkräfte bestehen, ihr Ang·ebot an Aus­
bildungsplätzen 1979 per Saldo erhöht, wogegen Unternehmen, 
die diese Probleme nicht sehen, das Angebot verringert haben. 
Die Analyse möglicher Bestimmungsfaktoren der angebotenen 
Ausbildungsplätze im Bauhauptgewerbe erbrachte keine abge­
sicherten Zusammenhänge: der außergewöhnlich hohe Anteil 
der unbesetzten Plätze und die damit verbundenen gravierenden 
Facharbeiterengpässe dürften hierfürverantwortlich sein. 
Die bisherige Analyse hat ergeben, daß für die Industrieunter­
nehmen noch am ehesten von einem Zusammenhang ökonomi­
scher Rahmenbedingungen und Ausbildungsentscheidungen 
ausgegangen werden kann. 
Um nun zu prüfen, ob es gelingt, diesen Zusammenhang exakt 
zu quantifizieren, wurden. die Daten der Ausbildungsplatzbe­
fragung 1978 mit den baten der lfo-lnvestitionserhebung, die 
etwa zum gleichen stattfand, auf der Ebene der 
Befragungseinheit (Unternehmen) zusammengebracht. 
Diese Schnittmengenbildung wurde vorgenommen, um mehr 
Informationen über die einzelnen Unternehmen zu erhalten. 
Von besonderem Interesse waren insbesondere die Informatio­
nen über den Umfang der Investitionen und die Investitionsziele 
der befragten Unternehmen. 
Dieses Material wurde mit Hilfe der Regressionsanalyse dahin­
gehend untersucht, ob sich das Angebot an Ausbildungsplätzen 
des Jahres 1978 anhand des Angebotes des vorangegangenen 
Jahres und weiteren Einflußgrößen schätzen läßt. Da auch das 
tatsächliche Angebot des Jahres 1978 im Material enthalten war, 
konnte unmittelbar überprüft werden, wie gut die Schätzung ist. 

Die Ergebnisse dieser Schätzung auf Mikroebene waren jedoch 
so unbefriedigend, daß auf die weitere Darstellung an dieser 
Stelle verzichtet werden kann. 

Mit anderen Worten, die zur Verfügung stehenden Variablen 
wie I nvestitionsquote, Veränderung der I nvestitionsquote, 
lnvestitionsziele, Umsatzentwicklung sind für das Ausbildungs­
verhalten der Unternehmen zumindest z. Z. kaum von Relevanz. 
Nach dem bisherigen Kenntnisstand über das Ausbildungsver­
halten der Unternehmen kann folgendes geschlossen werden: 

- der häufig vermutete Einfluß der konjunkturellen Lage auf 
das An.gebot an Ausbildungsplätzen ist z. Z. äußerst gering, 
in nennenswertem Umfang dürfte er nur in der Industrie 
wirken. 

- Facharbeitermangel und die Zahl der geeigneten Bewerber 
dürften von größerem Einfluß als die konjunkturelle Lage sein. 

- Gesetze, Vorschriften und Ausbildungskosten sind bei rund 
einem Drittel der Unternehmen für die Ausbildungsentschei­
dung von Bedeutung. Wie die Ausbildungsplatzpefragung 
1979 ergab, haben jedoch nur knapp 4% der ausbildenden 
Industrieunternehmen und knapp 10% der ausbildenden 
Handelsunternehmen aufgrund dieser Faktoren ihr Angebot 
an Ausbildungsplätzen reduziert. 

Prognosemöglichkeiten und Prognoserisiken 

Die bisherigen Ergebnisse haben gezeigt, daß Prognosen mit Hilfe 
von Modellrechnungen aufgrund der zur Verfügung stehenden 
Daten kaum mit Aussicht auf Erfolg durchgeführt werden kön­
nen. Ob Zeitreihenanalysen zu verläßlichen Prognoseergebnissen 
führen, kann hier nicht abschließend beurteilt werden. Zwei 
Forschungsprojekte zu diesem Themenbereich werden z. Z. im 
BIBB dwchgeführt, sind aber noch nicht abgeschlossen. 
Die direkte Befragung der Unternehmen über das ,für das folgende 
Jahr geplante- Ausbildungsplatzangebot ist aber auch mit großen 
Unsicherheiten verbunden. Diese Unsicherheit hängt, so paradox 
es klingen mag, mit der Flexibilität des betrieblichen Ausbil­
dungsplatzangebotes zusammen. Nach den vorliegenden Ergeb­
nissen scheint die Entscheidung über die Zahl der einzustellen­
den Auszubiläenden nur in wenigen Fällen im voraus festgelegt 
zu sein, sondern konkretisiert sich im Laufe des Einstellungs­
jahres in Abhängigkeit von der Zahl und Eignung der Bewerber, 
der Kostenentwicklung, vom Fachkräftebedarf und"dergleichen. 
Die teilweise erheblichen Abweichungen zwischen erfragten 
Plandaten (bis zu einem Jahr vor dem Einstellungstermin) und 
dem realisierten Ergebnis werdEm in Tabelle 4 dokumentiert. 
Der Vergleich der Salden zeigt, daß mit Ausnahme des Handels­
ergebnisses vom Jahre 1978 das Ausbildungsplatzangebot jeweils 
erheblich unterschätzt wurde. 

Weiter fällt auf, daß der Anteil der Unternehmen, die von einem 
gleich großen Angebot bei der Prognose sprechen, sich später bei 
der Realisierung im Durchschnitt nahezu halbiert. 

Tabelle 4: Prognose und Realisierung 

Meldeanteile bezüglich eines höheren, 
gleich großen, geringeren 

Ausbildungsplatzangebotes 

1978 1979 
Q; Q; 

.<= 0> Q; .<= 0> 
0 Q) u c 0 u .§ .<= 'iii '0 .!: 'iii "Cl 

'0 
(3 

Q) n; '0 (3 
Q) n; 

:c c.::J Cf) :c c.::J Ul 

p 30 53 17 + 13 29 37 34 - 5 
Industrie 

R 50 23 27 + 23 53 19 28 + 25 

p 30 53 17 + 13 24 40 36 -12 
Handel 

R 39 30 31 + 8 34 34 31 + 3 

Legende: P .a. Prognosewerte 
R .a. Realisiertes Angebot 

' 
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Während für 1978 Prognose und Realisieru'ng zumindest der 
Tende_(lz nach übereinstimmep, klafften die für 1979 erfragten 
Plandaten und die realen Ergebnisse weit auseinander. 

Es muß also die Frage gestellt werden, ob derartige Befragungen 
überhaupt sinnvoll sind. Diese Frage kann bejaht werden, wenn 
es gelingt, die Prognose durch geeignete Verfahren fortzuschrei­
ben. Da ökonomische Faktoren -wie z. B. die Kapazitätsaus­
lastuns - nur von geringem Einfluß auf das kurzfristige Ausbil­
dungsverhalten der Unternehmen sind, ist eine Fortschreibung 
der Befragungsergebnisse durch Modellschätzungen derzeit nicht 
möglich. 
Die Qualität der erfragten Prognosen wird vör allem von der 
großen Zahl der Unternehmen beeinträchtigt, die für ein volles 
Jahr im voraus keine konkreten Vorstellungen von ihren Ausbil­
dungsplänen haben und deshalb ein unverändertes Angebot 
.melden. Um diese Fehlerquelle besser in den Griff zu bekommen, 
ist es sinnvoll, die Frage nach den Ausbildungsplänen des jewe[ls 
nächsten Jahres in vierteljährlichem Abstand zu wiederholen. 
Bei diesem Vorgehen kann erwartet werden, daß der Anteil der 
unsicheren Unternehmen im Verlauf des Jahres zurückgeht, und 

PeterGlaser I llse G. Lemke 

somit die Angebotstendenz- wenn auch nicht 12 Monate vor­
her - besser eingeschätzt werden kann. Über die Erfahrungen 
mit dieser Methode wird zu einem gegebenen Zeitpunkt berich­
tet werden. 

Anmerkungen 

· [ 1] Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, daß im lfo-Berichtskreis 
Industrie keine Handwerksbetriebe enthalten sind. 

[2] Siehe hierzu: Kau, W.: Bestimmungsgründe für das Angebot an Aus­
bildungsplätzen 1978 und 1979 in der lndustrie,im Bauhauptgewerbe 
und im Handel. 

[3] Mehrfachnennungen waren zugelassen. 

[4] Differenz der .,höher" und .,geringer" Anteile. 

[5) Vgl. Friedrich, W.: Ausbildungsplatzangebot 1978. ln: lfo-schnell­
dienst, 14/1978 

[6] Vgl. Brandes, H., Friedrich, W.: Struktur, Entwicklung und Bestim­
mungsgrößen des Ausbildungsverhaltens. ln: Industrie, Bauhaupt­
gewerbe und Handel, Materialien und statistische Analysen zur 
beruflichen Bildung, Heft 10, Hrsg. BIBB, Berlin und Bonn, S. 16, 
sowie in ifo-schnelldienst, 21/78. 

zahlenmäßige Besetzung der Berufsfelder mit 
Auszubildenden im Vergleich zum Ausbaustand des 
Berufsgrundbildungsjahres 

Wer die zahlenmäßige Entwicklung des Berufsgrundbildungsjah­
res (BGJ) kontinuierlich verfolgt hat, konnte feststellen, daß bei 
seinem Ausbau bestimmte Berufsfelder ganz offensichtlich Prio­
rität genießen, andere hingegen noch kaum Berücksichtigung 
finden (1]. 

ln diesem Beitrag wird das für das Schuljahr 1978/79 vor­
liegende Datenmaterial (2] unter der Fragestellung ausgewer­
tet, inwieweit diese unterschiedliche Gewichtung bedingt ist 
durch die unterschiedliche Anzahl der Auszubildenden in den 
den betreffenden Berufsfeldern zugeordneten Ausbildungsberu­
fen. Das Ergebnis ist, aufg!lgliedert nach Ländern, in der folgen­
den Tabelle zusammengefaßt. 

Zunächst einige Anmerkun,gen zur Berechnungsmethode: 
ln die Zahl der Auszubildenden einbezogen sind lediglich die 
Besetzungszahlen derjenigen Ausbildungsberufe, die von den bis 
zum Stichtag 31.12.1978 geltenden Anrechnungs-Verordnungen 
erfaßt waren. Das bedeutet, daß die Bezugsgröße sich, abgesehen 
von Schwankungen in den Auszubildendenzahlen, ändert, sobald 
neue Anrechnungs-Verordnungen erlassen werden. Das kann bei 
einer Fortschreibung möglicherweise dazu führen, daß trotz stei­
gender Schülerzahlen i(lr Anteil an der Gesamtzahl der Auszubil­
denden rückläufig erscheint. Dies wäre nicht der Fall, wenn die 
Gesamtheit aller Auszubildenden im ersten Ausbildungsjahr, un­
geachtet ihrer Zuordnung oder Nicht-Zuordnung, als Basis 
genommen würde. In früheren Berechnungen ist dies so gehand­
habt worden (3]. Einem solchen Vorgehen lag die Annahme 
einer grundsätzl(ch für alle Ausbildungsberufe vorzusehenden 
Einführung des BGJ als erstem Ausbildungsjahr zugrunde, eine 
Annahme, die nach dem gegenwärtigen Stand der Diskussion 
wenig wahrscheinlich ist. Deshalb dürfte die Methode, nur jeweils 
die zugeordneten Ausbildungsberufe der Berechnung zugrunde-

zulegen, ein realistischeres Bild über den jeweils erreichten, am 
vorgegebenen Soll-Ziel gemessenen Ausbaustand liefern (4]. 
Ferner wurde nunmehr eine andere Bezugsgröße für die Berech­
nung der BGJ-Anteile gewählt. Bisher wurde die Anzahl der 
Schüler im BGJ (s + k) ins Verhältnis gesetzt zur Zahl der Jugend­
lichen im ersten Ausbildungsjahr, wobei letztere -als Bezugsgröße 
(= 1'00%) diente. Dieses Verfahren erschien solange gerecht­
fertigt, wie die Zahl der BGJ-Schüler noch relativ gering war und 
die Werte nur global ermittelt wurden. Es ist jedoch nicht an­
wendbar, sobald, wie im vorliegenden Fall, eine Differenzierung 
nach Berufsfeldern erfolgt. Es wurde deshalb von der Gesamtzahl 
aller Jugendlichen, die 1978n9 ihre Ausbildung begonnen hat­
ten, und zwar entweder in der traditionellen dualen Form oder 
in einem BGJ/s oder einem BGJ/k, a'is Bezugsgröße (= 100 %) 

ausgegangen. Wegen der abweichenden Bemessungsgrundlagen 
sind die hier dargestellten Zahlen also nicht mit früheren ver­
gleichbar. 
Die inhaltliche Ausdifferenzierung der Auszubildenden nach 
Ländern und Berufsfeldern deutet in etwa die Größenordnungen 
an, die bei den Ausbauplanungen für das BGJ zu berücksichtigen 
sein werden. Zugleich wird erkennbar, daß die unterschiedliche 
Gewichtung der Berufsfelder nur bedingt ihrer jeweiligen Beset­
zung mit Auszubildenden entspricht. 

Am weitesten fortgeschritten war 1978n9 die Einführung des 
BGJ für das Berufsfeld Bautechnik, konzentriert in N iedersach­
sen, Bayern, Harnburg und Hessen. Es folgten das Berufsfeld 
Holztechnik, das vor allem in Hessen verstärkt ausgebaut war, 
·sowie Agrarwirtschaft, bedingt durch dessen teilweise verbind­
liche Einführung in Nordrhein-Westfalen (in 1979/80 auch in 
Niedersachsen). Die geringste Besetzung, gemessen an den Aus­
zubildenden, weist demgegenüber das BGJ in den Berufsfeldern 
Farbtechnik und Raumgestaltung sowie Körperpflege auf. 
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Zur Bezeichnung der Graphik: 

Die Verteilung der Auszubildenden und der Berufsgrundschüler auf die Berufsfelder *) 

*) Die Schüler im Berufsfeld Gesundheit mußten aus der Graphik ausgeklammert werden, da diesem Berufsfeld noch keine Ausbildungsberufe zugeordnet 
sind, so daß die Bezugsgröße ,Zahl der Auszubildenden' fehlt. 

Eine vergleichende Gegenüberstellung oder gar Wertung des 
Entwicklungsstandes des BGJ in den einzelnen Ländern ist.hier 
nicht beabsichtigt, da sie zu unzulässigen Schlüssen führen könn­
te. Denn der Ausbau des BGJ ist in jedem Falle vor dem Hinter­
grund sowohl der jeweiligen Struktur des beruflichen Schul­
wesens als auch im Zusammenhang mit den generell verfolgten 
bildungspolitischen Intentionen und langfristigen Bildungspla­
nungen eines Landes zu sehen. Wenn z. B. den Daten zufolge in 
Bade.n-Württemberg die Zahl der BGJ-Schüler noch vergleichs­
weise gering ist, so kann dies auf das gerade in Baden-Württem­
berg breit gefächerte Angebot anderer beruflicher Vollzeit­
schulen, insbesondere auch einjähriger Berufsfachschulen, zu­
rückzuführen sein [5]. ln Nordrhein-Westfalen, wo der Prozent­
ahteil der Jugendlichen im BGJ an der Anzahl der Ausbildungs­
beginner mit 6,7% ebenfalls noch erheblich unter dem Bundes­
durchschnitt liegt, scheint vor allem der verstärkte Ausbau des 
Berufsvorbereitungsjahres als Alternative zu wirken bzw. genutzt 
zu werden [6]. Und, um noch ein weiteres Beispiel herauszugrei­
fen, in Berlin, das im Schuljahr 1978/79, abgesehen von einer 
Klasse für Drucktechnik, die als Modellversuch lief, lediglich im 
Berufsfeld Wirtschaft und Verwaltung BGJ·Kiassen eingerichtet 
hatte, ist die Planung zur Einführung des BGJ eingebettet in die 
mittelfristige Konzeption zur Errichtung berufsfeldbezogener 
Oberstufenientren [7]. Eine Interpretation der Daten im Sinne 
einer Rangreihenrechnung ist deshalb nur unter Vorbehalten 

möglich. Dennoch vermögen sie, dies die Intention ihrer Veröf­
fentlichuQg, einen infmmativen Überblick über den erreichten 
Ausbaustand zu liefern. 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß das BGJ nur erst für 
den relativ kleinen I! ruchteil von 10,94% der Ausbiidungsbegin­
ner zur Verfügung steht. Dabei ist nicht einmal sicher, daß das 
BGJ für diese Jugendlichen tatsächlich das 1. Jahr der Berufsaus­
bildung ist, d. h. ihnen dieses in jedem Fall auf die weitere Aus­
bildung angerechnet wird. Angesichts der noch immer bestehen­
den regionalen und/oder sektoralen Engpässe im Ausbildungs­
platzangebot hat es bekanntlich für einen Teil der Jugendlichen 
lediglich Überbrückungsfunktion [8]. Zum anderen wird es viel­
fach von ehemaligen Sonderschülern und Hauptschülern ohne 
Hauptschulabschluß besucht, für die das BGJ eine Möglichkeit 
darstellt, den Hauptschulabschluß nachzuholen und gewisser­
maßen 'eine berufliche Vorqualifizierung zu erhalten, um so die 
Vermittlungschancen zu verbessern [9]. 

Wie die weitere Entwicklung verlaufen wird, ist schwer voraus­
zusagen. Auf der einen Seite steht als mögliches positives Stimu­
lanz die Tatsache, daß zwischen Bund und Ländern nach langem 
B'emühen endlich Übereinstimmung darüber erzielt werden 
konnte, künftig in neue Ausbildungsordnungen Formulierungen 
aufzunehmen, die ausdrücklich auf das BGJ Bezug nehmen [10]. 
Auch die in diesem Jahr erlassenen neuen Anrechnungs.Verord-
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nungen für die Bereiche öffentlicher Dienst und Hauswirtschaft 
dürften zu einer Ausweitung beitragen [11]. Und schließlich ist 
auch die allmähliche flächendeckende Einführung des BGJ als 
erstem verbind I ichen Ausbildungsjahr [ 12] ein Zeichen dafür, 
daß es in Abstimmung zwischen Wirtschaft und Schule gelingeQ 
kann, über die Durchführung des BGJ zu einem Konsens zu 
kommen [13]. 

Auf der anderen Seite mehren sich die Stimmen, die das BGJ, 
speziell in der schulischen Form, grundsätzlich in Frage stellen, 
il'l6besondere von Gruppierungen innerhalb der Gewerkschaften 
[14]. ablehnende Haltung resultiert aus einer Gegenüber· 
stellung der bildungspolitischen Ziele und Erwartungen, die ur­

mit der Einführung eines Berufsgrundbildungsjahres 
verknüpft waren, und den konkreten Bedingungen und Effekten 
seiner Realisierung, wie sie beispielsweise in Form einer Synopse 
von der IG Metall vorgelegt wurde [15]. Daraus wird deutlich, 
daß die gewerkschaftlichen Zielvorstellungen in einigen wesent­
lichen Punkten über das hinausgingen, was aus bildungstheore­
tischer Sicht beabsichtigt war [16]. Nicht nur Pädagogisierung, 
Entspezialisierung, gestufte Berufsentscheidung usw. wurde ge­
fordert, sondern zugleich erwartet, daß das BGJ u. a: ein erster 
Schritt zur Überwindung des .,dualen Systems"- was nicht die 
Abschaffung des Lernortes Betrieb implizieren sollte- sowie zur 
Durchsetzung der gewerkschaftlichen Mitbestimmung auf allen 
Ebenen des Bildungssystemssein werde [17]. Die tatsächliche Ent­
wicklung hat diese Erwartungen nicht erfüllt, so daß die Gewerk­
schaften sich veranlaßt sehen zu fragen, ob zu ihrer Durchsetzung 
möglicherweise l:!Fternative Wege gefunden werden müssen. 

Ungeachtet dessen bleibt allerdings festzustellen, daß sich auch 
d le berufspädagogisch begründeten Intentionen bisher nicht in 
der erwarteten Weise realisieren I ießen - sei es, daß auch sie 
teilweise zu hoch gesteckt waren oder daß die Umsetzung der 
allgemeinen Zielformulierungen in entsprechende curriculare 
Konzepte nur unbefriedigend gelungen ist; sei es, daß die mit 
der I nstitutionalisierung des BGJ verknüpften personellen, orga­
nisatorischen, rechtlichen und finanziellen Aspekte nicht genü­
gend bdrücksichtigt wurden, ganz abgesehen von der gerade 
während seiner Einführungsphase sich verschärfenden Ausbil­
dungsplatzsituation, die auf das BGJ erkennbar negative Rück­
wirkungen hatte, die unter .,normalen" Verhältnissen möglicher­
weise nicht aufgetreten wären. Trotzdem ist wohl .nicht zu 
leugnen, daß das BGJ, je nach Umständen schulisch oder ko­
operativ durchgeführt, als ein Ansatz zur Verbesserung der beruf­
lichen Erstausbildung gewertet werden kann [18]. Alle an der 
Berufsausbildung Beteiligten sollten deshalb ihre Bemühungen 
darauf richten, konstruktiv zur Lösung bestehender Probleme 
ebenso wie zur Fortsetzung der Diskussion über Anspruch und 
Inhalt beruf I ich er Grundbildung beizutragen. 

Anmerkungen 

[1) Vgl. Glaser, P., Lemke, I. G.: Zum Ausbaustand des Berufsgrund-. 
bildungsjahres sowie der schulischen Maßnahmen zur Berufsvorbe­
reitung in den Ländern. ln: Materialien und statistische Analysen zur 
beruflichen Bildung, Heft 14; Hrsg. BIBB Berlin 1980. Glaser, P., 
Lemke, I. G.; Schmidt-Hackenberg, B. (Bearb.): Das Berufsgrund­
bildungsjah'r im Schuljahr 1979/80. Berlin: BIBB 1980. 

121 Zahlen über Auszubildende im ersten Ausbildungsjahr. ln: Statisti­
sches Bundesamt (Hrsg.): Berufliche Bildung 1977, 1978. Stuttgart 
und Mainz: Kohlhammer ( Fachserie 11, Reihe 3). Für 1979/80 liegt 
eine entsprechende Veröffentlichung noch nicht vor. 

[3) Vgl. u. a. Glaser, P., Lemke, I. G.: a. a. 0., Tabelle 9, S. 13. 

I 4] Daß die nach diesen beiden unterschiedlichen Methoden berechne­
ten Zahlen dennoch nicht sehr erheblich voneinander abweichen, ist 
darauf zurückzuführen, daß die nicht zugeordneten Ausbildungs­
berufe relativ gering besetzt sind; ihr Anteil an der Gesamtheit aller 
Auszubildenden betrug per 31.12.1978 lediglich 12,5%, was umge­
kehrt heißt, daß 87,5% die Ausbildung in einem der von den gelten­
den Anrechnungs-Verordnungen erfaßten Ausbildungsberufe begin­
nen. 

15] Die einjährigen Berufsfachschulen könnten im übrigen durchaus dem 
BGJ zugerechnet werden. Entsprechend wu\de in Baden-Württem-

berg. bis zum Schuljahr 1977/78 z. B. mit den Hauswirtschaftlichen 
Berufsfachschulen verfahren; seitdem sind sie jedoch statistisch 
wieder getrennt 

16] Die Zahl der Schüler im Berufsvorbereitungsjahr in Nordrhein-West­
falen lag 1978/79 mit 25.609 weit über der der BGJ-Schüler und hat 
auch in 1979/80 stärker zugenommen. 

171 Vgl. Der Senator für Schulwesen (Hrsg.): Berufsfeldbezogene Ober­
stufenzentren 1979/80. Berlin 1979. 

18] Vgl. Mollwo, 1.: Der Übergang der Absolventen eines Berufsgrund­
bildungsjahres in eine weitere Berufsausbildung bzw. in die Erwerbs­
tätigkeit. ln: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung. Stuttgart: Kohlhammer, 13. Jg. ( 1980), Heft 2, S. 242-254. 

19] Vgl. Schulabgänger und betriebliche Berufsausbildung. MatAB 9/ 
1979. 

(10] Vgl. Pressemitteilung der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
und -senatoren der Länder in der Bundesrepublik Deutschland vom 
21 .04.1980. 

I 11] Verordnung über die Anrechnung des Besuchs eines schulischen 
Berufsgrundbildungsjahres und einer einjährigen Berufsfachschule 

, auf die Ausbildungszeit in Ausbildungsberufen des öffentlichen 
Dienstes ... vom 20.06.1 980. In: BG BI. I, 1980, N r. 31, S. 738-
741; 

Verordnung über Anrechnung des Besuchs eines schulischen • 
Berufsgrundbildungsjahres und einer einjährigen Berufsfachschule 
auf die Ausbiofdungszeit im Ausbildungsberuf Hauswirtschafter/ 
Hauswirtschafterin ... vom 02.07.1980. ln: BGBI.I, 1980, Nr.34,: 
s. 827. 

[12] Vgl. hierzu Lemke, I. G.; Schmidt-Hackenberg, B.: Zum Ausbau des 
Berufsgrundbildungsjahres als verbindlichem ersten Ausbildungsjahr. 
ln: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 9. Jg. (1980), Heft 4, 
S.1-5. 

(13] Vgl. als ein Beispiel den Beschluß des Vorstandes des DHKT vom 
02.05.1979, in dem das BGJ/s - neben der kooperativen Form in 
Bereichen, in d'enen es .,möglich" ist- weitgehend akzeptiert wird; 
dokumentiert; in: Zentralverband des Deutschen Handwerks (Hrsg.): 
Argumente zum Berufsgrundbildungsjahr. (Argumente zur Hand­
werkspolitik, 1979, Nr. 3). 

114] Vgl. den Beschluß der 12. Ordentlichen Jugendkonferenz der IG Me­
tall im April d. J. in Frankfurt, der sich gegen ein schulisches Berufs­
grundbildungsjahr ausspricht (s. u.a. Frankfurter Rundschau, Nr. 99, 
vom 28.04.1980). 

I 15] Industriegewerkschaft Metall, Abteilung Berufsbildung: Schulisches 
Berufsgrundbildungsjahr. Ziele, Praxis, Konsequenzen. Frankfurt, 
den 21. April 1980. 

116] Zum Zielsystem der Berufsgrundbildung vgl. Römer, S.: Die Anwen­
dung moderner Problemlösungsverfahren für die Planung der curri­
cularen Rahmenbedingungen beruflicher Grundbildung. Hannover: 
Sehreedel 1975, S. 36 (Schriften zur Berufsbildungsforschung. 
Band 32); vgl. auch Pampus, K., Weissker, D.: Berufsgrundbildung. 
In: Schlüsselwörter zur Berufsbildung, hrsg. vom Präsidenten des 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung. Weinheim Basel: Beltz 
1977, S. 145-149. ' , 

[17]1ndustrjegewerkschaft Metall: a. a. 0., S. 4 und 9. 

[18) Vgl. u.a. Apel, H.: Berufsgrundbildungsjahr. Anspruch und Realität 
tler· Berufsbildungsreform in Niedersachsen. In: Gewerkschaftliche 
Bildungspolitik, 1980, Nr. 7, S. 231. 

Mädchen in gewerblich-technischen 
Berufen - Erfahrungsaustausch der 
betrieblichen Ausbilder im BIBB 

70 Ausbildungsleiter und Ausbilder aus allen Teilen der Bundes­
republik trafen in der ersten Novemberwoche 1980 zu einem 
Erfahrungsaustausch im Bundesinstitut für Berufsbildung in 
Berlin zusammen. 
Diese Ausbilder repräsentieren 25 Modellversuche des Bundes 
zur Erschließung gewerblich/technischer Ausbildungsberufe fqr 
Mäc!chen, in denen z. Z. 1000 junge Frauen in über 50 Berufen, 
die bisher fast ausschließlich von Männern besetzt waren, ausge­
bildet werden. 
Über den Erfahrungsaustausch wird demnächst in der BWP be­
richtet. 
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Peter-Werner Kloas 

Forderungen zur beruflichen Integration lernbehinderter 
und lerngestörter J.ugendlicher 

Von den gegenwärtigen Engpaßbedingungen im Ausbildungs· 
bereich und auf dem Arbeitsmarkt sind lerngestörte una lern· 
behinderte JugendliChe besonders betroffen: Sie 'haben im Ver· 
gleich -zu anderen Schulabgängern wesentlich geringere Chancen, 
einen Ausbildungsplatz zu erhalten, brechen häufiger eine Alls· 
bildung ab und sind unter den Arbeitslosen überrepräsentiert. 
Unter bildungs-, arbeitsmarkt·. und sozialpolitischen Gesichts· 
punkten kommt es deshalb vor allem darauf an, die verschiede­
nen berufsvorbereitenden urid• berufsbildenden Maßnahmen 
zielgruppengerecht entsprechend den unterschiedlichen Lern· 
Voraussetzungen dieser Schulabgänger zu .verbessern und aufein· 
ander abzustimmen, vorrangig niit dem Ziel, möglichst viele 
Jugendliche zum Abschluß in einem anerkannten Ausbildungs· 
beruf zu führen [1]. 

Ausbildungs· und Berufsstartprobleme lernbeeinträchtigter 
Jugendlicher 

Unabhängig vom Ursachengeflecht mit seinen sozioökono.mi­
schen, soziokulturellen und/oder somatischen Grundmerkmalen 
sind unter Lernbehinderungen schwere, andauernde und umfäng· 
liehe Beeinträchtigungen zu verstehen, die zu wesentlichen 
Funktionsausfällen in den existenzwichtigen sozialen Bereichen 
wie Erziehung, Schul.bildung, Berufsbildung, Erwerbstätigkeit, 
Kommunikation und Freizeitgestaltung 

Unter Lernstörung fallen demgegenüber geringfügige, zeitweilig 
auftretende und/oder partielle Beeinträchtigungen, z. B. schwa· 
ehe Leistungen in mehreren oder' unzureichende Leist1.1ngen in 
wenige,n Lernbereichen, kurzfristigere Beein· 
trächtigungen, die krankheits· oder psychisch bedingt sind. 

Die Diskussion über die ZweckmäßigReit bestimmter berufs· 
vorbereitender und berufsbildender Maßnahmen ist nicht selten 
durch eine unzureichende Kenntnisder Situation lernbeeinträch· 
tigter Schulabgänger gekennzeichnet. Um dieses Informations· 
defizit abzubauen und die Ausgangsgrundlage für zu ergreifende 
Fördermaßnahmen deutlich zu machen, wurden Daten aus einer 
repräsentativen Befragung von über 3.500 Berufsschülern geson· 
dert ausgewertet: 

Bezogen auf die Gesamtheit der Berufsschüler ist danach mit 
einem Anteil von 3,4% lernbehinderter, und r1 ,0% lerngestörter 
Jugendlicher zu rechnen. 50,1% der Berufsschüler wurden· als 
Kontrollgruppe (Hauptschulabsolventen) in die Untersuchung 
einbezogen. Rund ein Drittel der lernbehinderten Berufsschüler 
kommt von der Sonderschule. Zwei Drittel haben die Haupt· 
schule ohne Abschluß ve'rlassen. Von den lerngestörteM Jugend· 
Iichen sind 15% von der Sonderschule und 85% von der Haupt· 
schule ,.abgegangen. 

Während von den Lernbehinderten 37% nach dem Verlassen der 
Schule eine berufliche Ausbildung beginnen wollten, .strebten 
·68% der lerngestörten und 81% der nicht-lernbeeinträchtigten 
Jugendlichen eine Berufsausbildung an. Auffällig ist, daß als 
Grund für eine unmittelbare Arbeitsaufnahme (ohne vorherige 
Ausbildung) schlechte schulische vo·raussetzungen von lern­
behinderten und lerngestörten Jugendlichen nicht häufiger ange­
führt als von der· Kontrollgruppe der Hauptschulabsol­
venten. Noch überraschender ist das Ergebnis, daß "keine Lust 
zur Schule" mehr als doppelt so häufig (ton hicht lernbeeinträch­
tigten Berufsschülern (mif Hauptschulabschluß) als von lern-

behinderten oder lßrngestörten Jugendlichen als Grund für die 
sofortige Arbeitsaufnahme genannt wi.rd. Die oft zitierte "Schul· 
müdigkeit" lernbeeinträchtigter Jugendlicher muß deshalb- so· 
weit sie zur BegrUndung von Bildungs- und Ausbildungsunwillig­
keit herangezogen wird -angezweifelt werden .. 

Nach Verlassen der allgemeinbildenden Schule nahmen 18% der 
lernbehinderten und 50% der lerngestörten Jugendlichen eine 
Ausbildung auf (Kontrollgruppe: 76 %). Hierzu kommen jeweils 
2% BGJ-Teilnehmer' (Kontrollgruppe: 3 %). 

Etwa jeder zweite Lernbehinderte und jeder dritte Lerngestörte 
mündete unmittelbar- ohne vorherige Berufsqualifizierung- in 
ein Arbeitsverhältnis ein (Kontrollgruppe: 12%). Dabei liegt der 
Anteil derjenigen, die kein reguläres Beschäftigungsverhältnis 
eingingen, sondern zu Hause arbeiteten, bei lernbehinderten 
Jugendlichen mit 11 % deutlich über den entsprechendEm Antei· 
len der beiden anderen Gruppen (6% bzw. 5 %). 

Ein Drittel der Lernbehinderten war unmittelbar nach Abschluß 
der allgemeinbildenden Schule arbeitslos. Bei lerngestörten Ju­
gendlichen der Arbeitslosenanteil bei 15%. Von den Berufs­
schülern mit Hauptschulabschluß waren 9% ohne Arbeit oder 
Ausbildung. 

Die extrem ungünstigen Ausbildungs· und Beschäftigungschancen 
- insbesondere lernbehinderter Jugendlicher - werden noch 

wenn die Nachfragequoten mit den tatsächlichen 
Übergangsquoten verglichen werden: Jeder zweite Lernbehinder­
te, der einen Ausbildungsplatz suchte, konnte seinen Wunsch im 
Anschluß an die Schylzeit nicht verwirklichen. Bei den gering· 
lernbeeinträchtigten Berufsschülern mußte jeder vierte, bei der 
Kontrollgruppe jeder 17. auf eine Ausbildung verzichten. 

Auf die besonderen Ausbildungs· und Berufsstartprobleme lern­
beeinträchtigter weist auch der hohe Anteil der­
jenigen Berufsschüler hin, die zunächst eine Ausbildung begin· 
nen, diese dann aber nicht zu Ende führen: Die Abbrecherquote 
ist bei lernbehinderten Auszubildenden mit 41% dreieinhalbmal 
so hoch wie bei lerngestörten Auszubildenden ( 12 %) und fast 
sechsmal so hoch wie bei mit Hauptschul· 
abschluß (7 %). 

Ursachen der Benachteiligung 

Es wäre in zweifacher Weise eine unzulässige Vereinfachung, 
würden die Ursachen der Ausbildungs- und Berufsstartprobleme 
lernbeeinträchtigter Schulabgänger allein in den persönlichkeits­
bezogenen ,.Defiziten" dieser Jugendlichen gesucht werden. 
Langjährige Erfahrungen aus der betrieb! ichen Ausbildungspraxis 
und die Ergebnisse ausl5ildung"sbefähigender Maßnahmen zeigen, 
daß selbst Jugendliche mit extremen Lernschwierigkeiten und 
-beeinträchtigungen bei entsprechende( Förderung fähig sind, 
eine Ausbildung in einem anerkannte!'\ Ausbildungsberuf aufzu­
nehmen und erfolgreich abzuschließen. Qie_9urch die Befragungs­
ergebnisse dokumentierten nachteiligen Folgen für lernbehinder· 
te und Jugendliche ergeben'" sich erst im Zusammen­
hang mit der relativen Verknappung der Ausbildungs- und Ar­
beitsplätze. 

Zum anderen sind die individuellen ,.Defizite" dieser Jugendli· 
chen nicht im strengen Sinne Ursachen der Benachteiligungen im 
Ausbildungs- und Beschäftigungssystem, sondern selbst wieder 
auf andere Faktoren, vor allem•auf die für lernbeeinträchtigte 
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Berufsschüler vergleichsweise ungünstigeren Verhältnisse in der 
Familie zurückzuführen. 
Nach den Untersuchungsergebnissen sind bei 36% der lernbehin­
derten Jugendlichen die Eitern geschieden, getrennt lebend oder 
ein Elternteil 14% der gering-lernbeeinträchtigten 
Berufsschüler kommen ebenfalls aus unvollständigen Familien 
(Kontrollgruppe = 13%). 
Die Eitern und Geschwister lernbehinderter und lerngestörter 
Jugendlicher weisen hinsichtlich des Schulabschlusses und der 
Berufsausbildung in der Regel eine geringere Qualifikation auf 
als die der übrigen Befragten. Damit im Zusammenhang zu sehen 
sind die Angaben zur ArQ!litslosigkeit von Familienmitgliedern: 
Bei Lernbehinderten liegt der Anteil mit 21 % mehr als dreimal 
und bei Lerngestörten mit 12% zweimal so hoch wie in den 
Familien der Kontrollgruppe (6 %). Besonders für lernbehinderte 
Jugendliche ist Arbeitslosigkeit ein FamilienschicksaL 
Die ungünstigeren familiären Sozialisationsbedingungen lern­
beeinträchtigter Jugendlicher spiegeln sich im zentralen Merkmal 
.,Schichtzugehörigkeit" wider: 80% der lernbehinderten und 
74% der lerngestörten Berufsschüler stammen aus der Unter­
schicht (2] (Kontrollgruppe.= 55%), wobei die soziale Herkunft 
deutlichen Einfluß auf den Erziehungsstil ausübt. So sind die 
Eitern lernbeeinträchtigter Jugendlicher bei Meinungsverschie­
denheiten seltener zur Diskussion bereit als die Eitern der 
übrigen Befragten. Sie reagieren gleichgültiger auf Leistungen 
oder Mißerfolge und bemühen sich insgesamt weniger um eine 
Erziehung ihrer Kinder zur Selbständigkeit. 
Die Angaben zur Familiensituation und sozialen Herkunft zeigen, 
daß der überwiegende Teil der Beeinträchtigungen .,soziales Erb­
teil" ist. Lernbeeinträchtigte Jugendliche wachsen unter Bedin­
gungen auf, die einen ungünstigen oder zumindest nicht förder­
lichen Einfluß auf das Lernvermögen haben. Auch im Bereich 
der beruflichen Bildung muß zum Abbau von Lernstörungen und 
-behinderungen beigetragen werden. Notwendig ·sind in diesem 
Zusammenhang vor allem sozialpädagogisch orientierte Förder­
maßnahmen, die die individuellen desJugendlichen 
und seiner Eitern stärker berücksichtigen. 
Bund UJld Länder, die Bildungseinrichtungen und deren Organi­
sationen haben sich in den vergangeneo Jahren auf u.ntersch ied­
liche Weise um die Förderung lernbeeinträchtigter Jugendlicher 
bemüht. Aufgrund der dabei gewonnenen Erfahrungen und der 
Untersuchungsergebnisse über berufsvorbereitende und berufs­
bildende Maßnahmen sind schwerpunktmäßig die nachfolgend 
beschriebenen :A-nsätze weiterzuentwickeln: 

Vetbesserung der Berufswahlvorbereitung in der allgemeinbilden­
den Schule 

Die Zahl lernbeeinträchtigter Jugendlicher könnte geringer sein, 
wenn Lernschwierigkeiten und deren Ursachen frühzeitig erkannt 
und durch gezielte Maßnahmen rechtzeitig behoben werden 
könnten. Dementsprechend sind bereits in den Grundschulen 
und in den weiterführenden allgemeinbildenden Schulen Förder­
maßnahmen für diese Jugendlichen anzubieten. 
Die Berufswahlvorbereitung durch Arbeitslehre, Betriebserkun­
digungen und -praktika sowie durch Beratung von Schülern 
und Eltern ist heut11. in den Schulen noch weitgehend u nbefrie'­
digend und in den einzelnen Ländern unterschiedlich entwickelt. 
Hier sind verstärkte u'nd koordinierte Anstrengungen nötig, um 
die Berufsorientierung und -Vorbereitung lernbeeinträchtigter Ju­
gendlicher zu erleichtern. 

Voraussetzung dafür ist ein entsprechend ausgebildetes Fach­
personal in ausreichender Zahl und ein Ausbau der Schulsozial-
arbeit. / 

Ausbau der Berufsberatung 

Die personellen Engpässe in der Berufsberatung der Arbeits­
ämter -dies gilt auch für die Bildungsberatung der Länder und 
Kommunen und die Ausbildungsberatung der Kammern- konn-

ten in den letzten Jahren nur zum Teil beseitigt werden. Hier ist 
sowohl quantitativ als auch qualitativ ein weiterer Ausbau drin­
gend erforderlich, wobei der Schwerpunkt bei der aktiven Bera­
tung liegen sollte und gruppendynamische Ansätze (Beratung 
in kleinen Gruppen zum Abbau sozialisationsbedingter Schwie­
rigkeiten) einzubeziehen sind. 

Die Personalkapazität der Beratungsdienste ist vor allem des­
wegen aufzustocken, w·eil bei lernbeeinträchtigten Jugendlichen 
-neben der al_lgemeinen Beratungs- und Vermittlungstätigkeit­
zusätzlich die Aufgabe zu erfüllen ist, durch geeignete Diagnose­
verfahren die Art und den Grad der Beeinträchtigung festzustel­
len, um gezielte Fördermaßnahmen rechtzeitig vorschlagen und 
einsetzen zu können. Da •verhinpert werden muß, daß Jugendli­
che mit nur teilweisen, zeitweilig auftretenden Lern- und Lei­
stungsauställen od.er Abgänger der Sonderschule für Lernbehin­
derte und Hauptschulabbrecher pauschal in Sonderformen der 
Berufsausbildung (und Berufsvorbereitung) abgedrängt werden, 
wird folgendes - auf den jeweiliQen Einzelfall ausgerichtetes -
D iagnoseverfahren vorgeschlagen: 

Schülerbeurteilung durch den Lehrer, evtl. zusätzlich durch 
Erziehungsperson; 
berutliche Beratung durch die Arbeitsämter; 
bringt die berufliche Beratung keine hinreichende Klärung, 
werden die Fachdienste der Bundesanstalt für Arbeit, insbe­
sondere der psychologische Dienst, eingeschaltet. Die Ein­
schaltung muß erfolgen, wenn eine Berufsausbildung in 
einem anderen als anerkannten Ausbildungsberuf erwogen 
wird; 
reichen diese Beobachtungsschritte nicht aus, werden in dafür 
geeigneten Einrichtungen (z. B. in Berufsbildungswerken) 
Berufspädagog!ln, Psychologen u. a. Fachkräfte der Rehabi­
litation eingeschaltet. Dieses Verfahren soll mit der Schul­
entlassung abgewickelt sein; 
bei besonderen Problemfällen sind Maßnahmen der Berufs­
tindung und Arbeitserprobung oder andere berufsvorberei­
tende Maßnahmen durchzuführen. 

Die Feststellung von Art und Grad der Lernbeeinträchtigung 
und die Entscheidung über die Zuweisung i,n bestimmte Maßnah· 
men der Berufsvorbereitung und -ausbildung hat immer vom 
jeweiligen konkreten Einzelfall auszugehen und neben der un­
mittelbaren Persönlichkeitsstruktur des Jugend I ichen auf der 
einen Seite die möglichen Ursachen von Lernbeeinträchtigungen 
(z. B. familiäre Belastungssituationen, soziokulturelle Benachtei· 
ligungen, sensorielle Beeinträchtigungen) und auf der anderen 
Seite die Lernanforderungen alternativer berufsvorbereitender 
Maßnahmen, Ausbildungsgänge und Lernorte zu berücksichtigen. 

Da Lernbeeinträchtigungen sich im Zeitablauf ändern können, 
ist es nötig, zu einer kontinuierlichen Beurteilung zu kommen. 
Die einmalige Einstufung z. B. als Lernbehinderter, etwa bei der 
Überweisung in die Sonderschule fGr Lernbehinderte, bedeutet 
noch lange nicht, daß diese Diagnose gültig bleibt. Mindesters 
beim Verlassen der allgemeinbildenden ist eine erneute 
Feststellung von Art und Grad der Lernbeeinträchtigung erfor· 
derlich, da zu diesem Zeitpunkt tiefgreifende Entscheidungen 
über den folgenden Ausbildungs- und Berufsverlauf gefällt wer· 
den. Grundsätzlich ist bei jeder Diagnose und Zuweisungs­
entscheidung neben der jeweiligen• Beeinträchtigung (Negativ­
abgrenzung von Leistungsmängeln) auch das vorhandene Lern­
potential (Positivabgrenzung der Leistungsfähigkeit) zur Beurtei· 

·iung und als Auswahlkriterium fur alle pädagogischen und sozia­
len Hilfen heranzuziehen. 

Verbesserung der Ausbildungsvoraussetzungen durch berufs-
vorbereitende Maßnahmen · 

Der direkte Übergang lernbeeinträchtigter Schulabgänger in Aus­
bildungsverhältnissewird -selbst unter der Voraussetzung einer 
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ab Mitte der 80er Jahre zu erwartenden Entspannung der Ausbil­
dungsplatzsituation - nicht in allen Fällen möglich sein. Vor 
allem für Lernbehinderte, aber auch für einen Teil der Jugendli­
chen mit Lernstörungen sind weiterhin vorausgehende Förder­
maßnahmen notwendig, die sie auf denEintritt in eine berufliche 
Ausbildung vorbereiten. 

Die von der Bundesanstaltfür Arbeit mitfinanzierten Förderungs­
und Eingliederungslehrgänge und die vollzeitschulischen Maß­
nahmen der Länder (Sonderformen des Berufsgrundbildungs­
jahres sowie vergleichbare vollzeitschulische Bildungsgänge zur 
BerufsvoFbereitung) erfüllen diese Aufgabe nur zum Teil, da sie 
auch Funktionen wahrnehmen, die dieser Zielsetzung nicht ent­
sprechen: 19% der Förderungslehrgänge, 65% der E ingl iederu ngs­
lehrgänge und 27% der vollzeitschulischen Maßnahmen sehen 
ihre Hauptaufgabe in der Vorbereitung derJugendlichen auf eine 
Arbeitnehmertätigkeit (ohne vorherige Ausbildung). Daneben 
verfol_gen jeweils 6% der Förderungs- und Eingliederungslehr­
gänge und 38% der vollzeitschulischen Berufsvorbereitungsmaß­
nahmen in der Hauptsache das Ziel, Arbeitslosigkeit und Ausbil­
dungsplatzmangel bei nicht-beeinträchtigten Schulabgängern zu 
überbrücken. 

Dieses Ergebnis zeigt, daß bei den Förderungs- und Eingliede­
"rungslehrgängen teilweise und bei den vollzeitschulischen Maß­
nahmen der Berufsvorbereitung überwiegend nicht die Qualifi­
zierung, sondern der Entzug arbeits-/ausbildungsloser Jugendli­
cher vom Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt im Vordergrund 
steht. 

Gestützt wird dieses Ergebnis durch die Angaben zur Teilnehmer­
struktur: Rund ein Viertel der Teilnehmer der Förderungs- und 
Eingliederungslehrgänge und mehr als die Hälfte der Teilnehmer 
der vollzeitschulischen Berufsvorbereitung werden von den Lei­
tern der Einrichtungen als nicht-beeinträchtigt bezeichnet. Die 
eigentliche Aufgabe berufsvorbereitender Maßnahmen, beein­
trächtigte ( .. nicht,berufsreife") Schulabgänger für eine Arbeits­
oder Ausbildungsaufnahme zu qualifizieren, wird damit offen­
sichtlich unterlaufen. 

Unter quantitativen Gesichtspunkten muß in diesem Zusammen­
hang die gegenwärtige Zahl berufsvorbereitender Maßnahmen 
für beeinträchtigte Jugendliche als voll ausreichend beurteilt 
werden, wenn die Kapazitäten, die heute in der ,Berufsvorberei­
tung' nicht-beeinträchtigter Schulabgänger gebunden sind, eben .. 
falls zweckentsprechend verwendet werden. 

in qualitativer Hinsicht ergeben sich starke Abweichungen zwi­
schen den einzelnen Maßnahmearten: Gemessen am bildungs­
politisch zentralen Ziel der Berufsvorbereitung, die Ausbildungs­
chancen der Teilnehmer zu erhöhen, schneiden die Förderungs­
lehrgänge wesentlich besser ab als die Eingliederungslehrgänge, 
die sich wiederum positiv von den vollzeitschulischen Maßnah­
men abheben. Diese Wertung basiert nicht nur auf entsprechend 
unterschiedlichen Obergangsquoten der Teilnehmer in Ausbil­
dungsverhältnisse/Berufsfachschu len, sondern auch auf Niveau­
unterschiede z. B. im pädagogischen Konzept, in der Lern­
gruppenzusammenstellungund -größe, der ganz- oder halbtägigen 
Betreuung der Teilnehmer, den Vermittlungsbemühungen, dem 
Betriebspraktikaangebot, den Beurteilungsverfahren, der perso­
nellen Ausstattung, dem Freizeitangebot und der sozialpädagogi­
schen Ausrichtung der Maßnahmen. 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, daß der vollzeitschulische 
Bereich der Berufsvorbereitung noch nicht in der Lage ist, die 
Funktion der Förderungs- und Eingliederungslehrgänge zu über­
nehmen. Der Ausbau im schulischen Bereich (teilnehmerbezoge­
ne Steigerungsrate 1978 zu 1979 = 69 %) sollte deshalb nicht zu 
Lasten der berufsvorbereitenden Lehrgänge nach dem Arbeits­
förderungsgesetz gehen. 

Soweit bildungspolitische Entscheidungsspielräume und Einfluß­
möglichkeiten bestehen - z. B. bei der Vergabe 'finanzieller 
Fördermittel oder der Einrichtung von Modellversuchen -, ist 
verstärktes· Gewicht auf die Einhaltung bestimmter Qualitäts-

merkmale zu legen. Als .. erfolgversprechend" müssen dabei auf­
grund der Untersuchungsergebnisse folgende Kriterien gewertet 
werden: 

Lernort: Einzelbetriebliche, überbetriebliche oder sonstige 
nicht-schulische Einrichtung 

längerer Erfahrungszeitraum des Maßnahmeträgers 

Hauptziel: Vorbereitung auf eine Ausbildung 

Möglichkeit zum Nachholen des Hauptschulabschlusses 

Durchführvng psychologisch-medizinischer Eingangsuntersu­
chungen 

Zusammenstellung der Teilnehmerklassen nach gruppendyna­
mischen Gesichtspunkten oder Vorschlägen des Arbeitsamtes 

kleine Lerngruppen (11 bis 20 Teilnehmer) 

ganztägige Betreuung der Teilnehmer (angeschlossenes Inter­
nat) 

mehr fachtheoretische Unterweisung, dafür weniger allgemein­
bildender Unterricht 

Unterscheidung zwischen Motivations-/Berufsfindungsphase 
und Neigungs-/Vertiefungsphase 

Berufsfelder: Bautechnik, Farbtechnik und Raumgestaltung, 
Holztechnik, Wirtschaft und Verwaltung, Metalltechnik 

Wahlmöglichkeiten neben Pflichtfächern 

freie Arbeitsgemeinschaften 

Betriebspraktika für Teilnehmer 

kontinuierliche Leistungsbeurteilung (nicht nur über tradi­
tionelle Benotungsverfahren) 

Berechtigungen: Abschlußzeugnisse aufgrund einer Prüfung, 
keine Abgeltung der Berufsschulpflicht, Anrechenbarkeit auf 
nachfolgende Ausbildungszeit 

Vermittlungskontakte zu Ausbildungsbetrieben/Arbeitgebern, 
möglichst mit Garantie, die Teilnehmer in Ausbildungsverhält­
nisse zu übernehmen 

Nachbetreuung der Absolventen 

Lehrpersonal:. hoher Anteil ganztags Beschäftigter, geringe 
Fluktuation, hoher Anteil Sonderpädagogen bzw. entspre­
chender Zusatzqualifikationen 

begleitende Dienste: Ausstattung mit Arzten, Psychologen, 
Sozialarbeitern u. a. 

ausreichendes Angebot an integrierten und ergänzenden sozial­
pädagogischen Maßnahmen 

räumliche Ausstattung auch mjt Freizeiteinrichtungen, Biblio­
thek, Kantine und Aufenthaltsräumen. 

Akzeptiert man die Aussage (und die Untersuchungsergebnisse, 
die diese Aussage belegen), daß die bisherigen berufsvorbereiten­
den Maßnahmen - vor allem im vollzeitschulischen Bereich -
von dem zentralen Problem der Kapazitätsbewältigung der 
zahlenmäßig starken Schulentlaßjahrgänge geprägt wurden und 
insofern Fragen der .,optimalen" pädagogischen und institutio­
nell-organisatorischen Gestaltung und Ausstattung gegenüber 
arbeitsmarktpolitischen Drucksituationen in den Hintergrund 
traten, so kann in der sich abzeichnenden Umkehrung der demo­
grafischen Entwicklung (weniger Schulabgänger und -absolven­
ten) die Chance gesehen werden, das qualitative Niveau berufs­
vorbereitender Maßnahmen im Interesse der beruflichen I ntegra­
tion (lern)beeinträchtigter anzuheben. 

Bereitstellung zusätzlicher AusbildunQ.Splätze und qualitative 
Verbesserungen im Bereich der BerufsauSbildung für Lernbeein­
trächtigte 

:<urzfristig sind mehr Ausbildungsplätze bereitzustellen, um den 
Selektionsdruck, unter dem lernbeeinträchtigte Jugendliche 
stehen, zu mindern. 

Die Ausweitung des Angebots sollte sich dabei auch bei Lern­
behinderten auf Regelausbildungsgänge beziehen und nicht auf 
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Sonderformen der Berufsausbildung (nach § 48 BBiG bzw. 
§ 42 b HwO), die in der Regel -nicht zuletzt wegen der kurzen 
Ausbildungszeiten - unter dem Niveau der bundeseinheitlich 
geregelten, anerkannten Ausbildungsberufe I iegen. 
Zur Steigerung der Qualität der Berufsausbildung -'speziell zur 
Verringerung der immer noch hohen Abbrecherquoten - ist eine 
verstärkte sozialpädagogische Orientierung in der Ausbildung 
erforderlich. Sie sollte bereits vor Beginn der Ausbildung ein­
setzen, und zwar in Form einer intensiven Beratung sowohl der 
Jugendlichen im Hinblick auf die Wahl eines geeigneten Ausbil­
dungsberufs als auch der Betriebe zwecks Vorbereitung auf die 
mit der Ausbildung dieser Jugendlichen verbunc:(enen besonde­
ren Anforderungen. 
Mit dieser Zielsetzung ist die Ausbilderqualifizierung und die 
Entwicklung geeigneter Curricula voranzutreiben: Den Ausbil­
dern als den unmittelbaren und ständigen Bezugspersonen der 
Jugendlichen kommt gerade bei der Ausbildung lerngestörter 
und lernbehinderter Jugendlicher besondere Bedeutung zu. Sie 
werden hier mit einer Aufgabe konfrontiert, auf die sie i.d. R. 
nicht vorbereitet sind. Um die Ausbilderqualifizierung zu ver­
bessern, sind Modellversuche und Forschungsvorhaben einge­
leitet worden, die auf die Entwicklung geeigneter Lehrgänge zu 
einer entsprechenden Vorbereitung der Ausbilder gerichtet sind 
(bis zu deren Abschluß werden allerdings weiterhin ad-hoc­
Maßnahmen in Form verschiedener Schulungskurse erforderlich 
sein). Eine wesentlicheHilfefür die Ausbilder- und damit'auch 
für die Auszubildenden -wird ferner von der Bereitstellung von 
Lehr- und Lernmitteln sowie methodischen Grundlagen erwar­
tet, die den besonderen Anforderungen der Ausbildung von 
Ju-gendlichen mit Lern- und Sozialisationsdefiziten entsprechen. 

Eine abschließende Bewertung der Politik zur Ausbildung lern­
beeinträchtigter Jugend I ich er ist kaum leistbar. Hinsichtlich der 
Ausbildung Lernbehinderter bleibt aber festzustellen, daß alle 
bisherigen Initiativen fast ausnahmslos darauf reduziert sind, 
Sonderausbildungsgänge für (Lern)behinderte einheitlicher zu 
regeln. Dabei wird kaum gefragt, wie weit diese Strategie noch 
der Zielsetzung entspricht, den betroffenen ichen eine 
qualifizierte Ausbildung zu vermitteln und sie gleichwertig zu 
integrieren. Das im Vergleich zu den .,Normalausbildungsgängen" 
niedrigere. Qualitätsniveau der Sonderausbildungsgänge läßt ver­
muten, daß weniger der Integrations- und Qualifizierungsaspekt 
im Vordergrund stehen. Die geplante Vereinheitlichung d_er Re­
gelungen könnte zu einer Aufwertung der Sonderausbildungs­
gänge führen und damit die zweite Ebene von .Berufsbildung 
unterhalb der anerkannten Ausbildungsberufe noch mehr zemen­
tieren. Dies würde sicher den der Arbei"tgeber nach einer 
Form der Differenzierung der beruflichen Bildung entgegen­
kommen, die mit der Aufteilung in Lehr- und Anlernberufe 
vergleichbar ist, die vor I nkr.afttreten des Berufsbildungsgesetzes 
von 1969 galt und mit diesem Gesetz eigentlich beseitigt werden 
sollte [3). Der Versuch, Sonderausbildungsgänge zu regeln, kann 
i'nsofern - trotz positiver Nebeneffekte wie der Vereinheitli­
chung vergleichbarer Ausbildungsgänge nach § 48 BBiG und 
§ 42b HwO und der eindeutigeren Bestimmung des Personen­
kreises -als Tendenz gewertet werden, diese angeblich notwen­
dige D i'fferehzierung ,im Beschäftigungssystem soweit wie mög.. 
lieh bereits im Berufsbildungssystem anzulegen und so die .,Ein­
gleisigkeit" vort ,.Sonderschule", ,.Sonderausbildung" und Ange­
lerntentätigkeit einscliließlich aller negativen Auswirkungen auf 
die Betroffenen (Stigma des ,.Behinderten") zu verfestigen. Dem 
könnte entgegengehalten werden, daß Sonderausbildungsgänge 
die ,.Durchlässigkeit" zum norf!1alen Berufsausbildungssystem 
offenlassen und immer noch besser sind als ein Verzicht auf Aus­
-bildung. 

Das erstgenannte Argument bietet zwar einen Ansatzpunkt, das 
Integrations- und Qualifikationsziel ,.offiziell" beizubehalten, 
konkret wurde allerdings bisher wenig getan, UIT) ,.Sonderausge­
bildeten" den Übergang in eine Regelausbildung zu ermöglichen. 
Selbst im Berufsbildungsbericht 1979 des Bundesministers für 

Bildung und Wissenschaft steht nur die vage Forderung, daß nach 
Abschluß einer Ausbildung gemäß § 48 BBiG bzw. § 42b HwO 
durch Fortbildung und Umschulung .,gegebenenfalls" die .,prin­
zipielle Möglichkeit" gegeben werden soll, den Abschluß in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf zu erlangen. 

Das zweite Argument ist nicht widerlegbar, jedenfalls so lange, 
wie die gegenwärtigen Ausbildungsbedingungen, als. unveränder­
bar hingenommen werden. Hier hätten Überlegunger) anzuset­
zen, ob sich nicht auch diejenigen (Lern)behinderten, die jetzt 
Sonderau-sbildungsgänge durchlaufen, in Regelausbildungsgängen 
voll - d. h. vergleichbar wie nichtbeeinträchtigte Jugendliche­
qualifizierlm können. Die Ausbildung müßte (ohne Lernziel­
re9uzierung) in diesem Fall sicher mehr auf die Bedürfnisse und 
Lernvoraussetzungen der Betroffenen Die bestehenden 
gesetzlichen Regelungen erlauben durchaus entsprechende .,An­
passungsleistungen" des Berufsbildungssystems (Prüfungserleich­
terungen, Verlängerung der individuellen Ausbildungszeit u. a.). 
Darüber hinaus könnte durch die Entwicklung spezieller Curri­
cula und durch eine verstärkte sozialpädagogische Orientierung 
·der Ausbildung ein Beitrag zur Integration Lernbehinderter (das 
gilt auch für geringer oder anders beeinträchtigte Jugendliche) 
geleistet werden. 

Diese Integrationsstrategie sollte absoluten Vorrang erhalten .. 
Das heißt, es zuerst- in Umkehrung der heutigen Tendenz­
alle Anstrengungen zur Integration (Lern)behinderter in ,.nor­
male" Ausbildungsgänge zu untecnehmen, bevor Sonderausbil­
dungsgänge, die sich dann vielleicht als überflüssig erweisen, fest­
geschrieben werden. Da bisher - trotz hoher Zuwachsraten -
nur etwas mehr als 2.000 Behinderte eine Sonderausbildung 
durchlaufen und ab Mitte der 80er Jahre die geburtenschwachen 
Jahrgänge in die Berufsausbildung eintreten, ist der Zeitpunkt 
für eine .,Tendenzwende" - für eine Rückbestimmung auf das 
Qualifizierungs- u'nd Integrationsziel -noch nicht überschri,tten. 
Eine nachhaltige Verbesserung der Ausbildungs- und Berufssitua­
tion lernbeeinträchtigter Jugend I icher verlangt' nicht nur ein nach 
den Lernvoraussetzungen und -bedürfnissen differenziertes, abe; 
durchlässiges System der Förderung, sondern auch ein aufein­
ander abgestimmtes Handeln, das 

bereits in der allgemeinbildenden Schule als sozialpädagogi­
sche Förderung allgemeiner und berufsbedeutsamer Persön­
lichkeitsmerkmale sowie als Berufsorientierung einsetzt 
(Schu lsoz ialarbeit), 

über ein sozialpädagogisch orientiertes Vorbereitungsjahr die 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer Ausbildung vermit­
telt und 
über eine gleichfalls sozialpädagogisch strukturierte Ausbil­
dung zu einer dauerhaften beruflichen und sozialen I ntegra­
tion führt. 

Anmerkungen 

[1] Der vorliegende Bericht enthält eine ZusammenfassUng der wichtig­
sten Ergebnisse eines Forschungsprojekts des Bundesinstituts für 
Berufsbildung zu den Berufsstartproblemen, zur sozialen Herkunft 
und .zu den Maßnahmen der beruflichen Integration lernbehinderter 
und lerngestörter Jugendlicher (Fp 1.023). Die ausführlichen Unter­
suchungsergebnisse werCien unter dem Titel .,Berufsschüler ohne 
Berufschance?" in den .. Schriften zur Berufsbildungsforschung", 
Bd. 60, veröffentlicht (Autoren: Peter-Werner Kloas, Horst Stenger). 

[2] Für die Ermittlung der Schichtzugehörigkeit wurde das Schichtmodell 
von Kleining/Moore herangezogen, das von der sozialen Selbsteinstu­
fung der Befragten ausgeht und sich bei der Messung sozialer Schich­
ten allgemein bewährt hat; vgl.: Kleining, G., Moore, H.: Soziale 
Selbsteinstufung. Ein Instrument zur Messung sozialer Schichten. in: 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Bd. 30, 1968, 
Heft 3. 

(3] Neuerdings sind sogar Bestrebupgen zu beobachten, eine dritte .,Aus­
bildungs"ebene unterhalb der anerkannten Ausbildungsberufe und 
unterhalb der 48er-Regelungen einzurichten (entsprechende Anfragen 
wurden an den Ausschuß für Fragen Behinderter des Bundesinstituts 
für Berufsbildung gerichtet). 
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Laszlo Alex 

Beruflicher Bildungsweg eines Schuljahrganges 

Die folgende Berechnung hat zum Ziel, den beruflichen Bildungs­
gang eines Schuljahres darzustellen. Die statistischen Grundlagen 
hierfür sind sehr lückenhaft, die Berechnung muß sich daher auf 
eine Vielzahl von Annahmen und deren Plausibilitätskontrolle 
stützen. 

Im ersten Teil werden die Einmündungen der Übergänger un9 
Abgänger aus der Sekundarstufe I 1979 dargestellt und die hier­
für notwendigen Annahmen und Berechnungen erläutert. Im 
zweiten Teil wird der weitere Bildungsgang dieses Jahrganges 
aufgrundder Ausbildungsverhältnisse 1979 erf'(littelt. 

Übergänge und Abgänge aus der Sekundarstufe I 1979 
Die Unterscheidung zwischen Übergang und Abgang bezieht 
sich auf den Wechsel der Schulform. Beim Übergang findet 
eine Bewegung zwischen den Klassen innerhalb der gleichen 
lschulform z. B. zwischen Klassenstufen 10 und 11 des'Gym­
nasiums· statt, der Abgang bezeichnet dagegen das Verlassen 
der Schulform. Die Berücksichtigung der Übergänge ist erfor­
derlich, um den Bildungsgang eines vollen Schuljahrganges 
(Aitersjahrganges) darzuste_llen. 

Tabelle 1: Übergänge und Abgänge aus der Sekundarstufe I 1979 

1. Gymnasiale Oberstufe 
(Klasse 11, Übergänge aus der Klasse 10 von 
Gymnasien, Realschulen, GesamtSchulen) *) 

2. Berufsgrundbildungsjahr (schulisch) 

3. Berufsvorbereitungsjahr 

4. Berufsfachschule, 1. Schuljahrgang 

5. Sonstige Ausbildung 
hier: Fachoberschule, Fachgymnasium 

6. Förderlehrgänge der Bundesanstalt für Arbeit 

7. Arbeit/Berufsschule 
8. Duale Ausbildung 

9. Insgesamt 

234.000 

57.000 

50.000 

171.000 

49.000 

15.000 

13.000 
459.000 

1.048.000 
davon Schulabgänger aus dem Sekundarbereich I: 840.000 

*) Darunter 26.000 Zugänge aus der Realschule 

Die einzelnen Positionen beruhen auf folgenden Angaben bzw. 
Annahmen: 
Zu 1) ln der 11. Klasse der gymnasialen Oberstufe einschließ­

lich Gesamtschule befanden sich 1978 213.000 Schüler. 

Tabelle 2: Schüler in Berufsfachschulen 

Schuljahr insgesamt 
1. Schul- 2. Schul-
jahrgang jahrgang 

1976 272.700 164.700 97.000 
Abgang*) 67.300 87.000 

1977 288.800 181.400 97.400 
Abgang*) 76.800 87.900 

1978 316.100 202.000 104.600 
Abgang*) 92.800 95.400 

1979 333.900 215.400 109.200 

*) Während und am Ende des Schuljahres 

Für die Schätzung 1979 sind die Schülerzahlen in der 
1 o: Klasse 1978 verwendet worden (544.500). Der Anteil 
der Übergänger von der 10. Klasse 1978 in die 11. Klasse 
1979 ist mit 43% angenommen. Dies entspricht dem 
leichten Anstieg der Vorjahre (1977/41%, 42%). 

Zu 2) Quelle: Kultusministerkonferenz der Länder. 

Zu 3) Quelle: Kultusministerkonferenz der Länder. Die Gesamt­
zahl der Schüler aus BGJ und BVJ ist identisch mit der 
entsprechenden Zah.l des Statistischen Bundesamtes. In: 
Berufliches Schulwesen 1979. 

Zu 4) Die Ermittlung der Übergänge aus allgemeinbildenden 
Schulen in Berufsfachschulen (BFS) bedarf einer Reihe 
von Berechnungen. Zum Beginn steht die .. Bereinigung" 
der schulstatistischen [1] Angaben. Die Bereinigung 
betraf den Abzug von Schülern im Berufsvorbereitungs­
jahr ( BV J) und dergleichen, die bei manchen Länderan­
gaben unter Berufsfachschülern erfaßt werden. 

Die Tabelle 2 enthält die bereinigten Werte für 1976 bis 
1979 (gerundet): 

Der rechnerisch ermittelte Abgang durch Bildung von 
Differenzen von aufeinanderfolgenden Schuljahrgängen 
in aufeinanderfolgenden Schuljahren (z. B. Schüler 1978, 
2. Schuljahrgang abzüglich Schüler 1977 1. Schuljahr­
gang) liegt erheblich höher ( 1976/77 um 27. 700; 1977/78 
um 28.800 und 1978/79 um 38. 700) als die entspre­

'chenden Schulabgängerzahlen in der Schulstatistik. Eine 
Erklärung für diese Differenzen liegt darin, daß von dem 
rechnerisch ermittelten Abgang ein nicht unerheblicher 
Teil im Berufsfachschulsystem verbleibt und einen neuen 
Ausbildungsgang beginnt. Dies wird durch eine Befragung 
des Bundesinstituts für Berufsbildung bei Apgängern von 
Berufsfachschulen im Herbst 1979 bestätigt. 33% von 
den Abgängern aus dem 1. Schuljahr im Somm·er 1979 
befanden sich zum Befragungszeitpunkt wieder in einer 
Schule, davon etwa drei Viertel (oder 25% der Abgänger) 
in einer Berufsfachschule [2]. Dieser Anteil (25%) wird 
auch für die folgende Berechnung zugrundegelegt. 

Für die Ermittlung des Zugangs aus allgemeinbildenden 
Schulen sind noch Angaben über den Zugang von Absol­
venten des Berufsgrundbildungs- und des Berufsvorberei­
tungsjahres in Berufsfachschulen erforderlich. Nach der 
Schülerbefragung der Länder 1979 strebten 5% der BV J­
Absolventen und 11% der BGJ-Absolventen den Besuch 

3. Schul- rechner. Abgänger lt. 
jahrgang Abgang/ Schulstatistik 

11.000 
11.000 165.300 138.100 

10.000 
10.000 174.700 149.100 

9.500 
9.500 197.700 159.000 

9.200 
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einer beruflichen Vollzeitschule an. Nach der BIBB­
Befragung im Oktober 1979 [3] befanden sich aber 27% 
der Abgänger aus dem Berufsgrundbildungsjahr il'\ eirrer 
Berufsfachschule. Die korrespondierende Angabe für die 
Abgänger aus dem Berufsvorbereitungsjahr ist aus einer­
neuen Erhebung des Bundesinstitutes entnommen: Von 
den Abgängern aus dEm'l Berufsvorbereitungsjahr 1980 
waren im Herbst 1980 etwa 20% in beruflichen Vollzeit­
schulen. Unterstellt man, daß diese realisierten Übergangs­
quoten auch für die vergangenen Jahre galten, dann 
kennen die Zugänge aus BVJ/BGJ mit Hilfe der statisti­
schen Bestandszahlen (Bestand im Vorjahr) berechnet 
werden. Für diese Zugänge wird, genauso wie für den 
"innerfachschulischen" Übergang (d. h. für Schüler, die 
nach Absolvierung eines Ausbildungsganges in einer 
Berufsfachschule ihre Ausbildung mit Aufnahme eines 
neuen Ausbildungsganges fortsetzen), angenommen, daß 
sie statistisch unter den Schülern im 1. Schuljahrgang 
erfaßt sind. 

Tabelle 3: Berufsfachschüler im 1. Schuljahrgang nach schuli-
scher Herkunft 

1977 1978 1979 

Berufsfa'chschü I er 
im 1. Schulj'!hrgang, 181.000 202.000 215.000 

davon 
Zugänge von BGJ/BVJ 11.000 15.000 21.000 

Zugänge vom BFS 17.000 19.000 23.000 
Zugänge aus allgemein-
bildenden Schulen 153.000 168.000 171.000 

Zu 5) Die Angabe beruht zum einen auf der aus der Schulsta­
tistik ermittelten Zahl der Schüler in Fachoberschulen 
und Fachgymnasien. Im Schuljahr 1978 befanden sich 
45.100 Schüler im 1. Schuljahrgang in diesen Schulen. 
Zum ·anderen ist unterstellt, daß diese Zahl in gleichem 
Maße ansteigt, wie die Zahl der Absolventen mit Real­
schul- oder gleichwertigem Abschluß zwischen 1978 und 
1979 (+ 8%). 

Zu 6) Die Zahl beruht auf der Angabe der Bundesanstalt für 
Arbeit, bereinigt durch Schülerzahlen, die im Berufsvor­
bereitungsjahr bereits erfaßt sind. 

Zu 7) In der Schülerbefragung der Länder 1979 gaben 1,5% 
der Schulentlassenen aus der Sekundarstufe (an, daß sie 
im Anschluß an die Schule eine Arbeit aufnehmen wollen. 

Zu 8) Der Zugang von allgemeinbildenden Schulen der Sekun­
darstufe I in das duale System ist als Differenz zwischen 
der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
1 979 (6'40.000) und der Zahl der Zugänge aus beruf­
lichen Vollzeitschulen einschließlich aus den Förderlehr­
gängen der Bundesanstal,t für Arbeit sowie der Zugänge 
von Hochschulberechtigten ermittelt worden. Dqbei 
wurden, gestützt auf die Ergebnisse der BIBB-Befragung 
1979 bei Abgängern aus Berufsfachschulen und aus dem 
Berufsgrundbildungsjahr und der Befragung 1980 bei 
Abgängern aus dem Berufsvorbereitungsjahr und den 
Förderlehrgängen der Bundesanstalt für Arbeit sowie der 
HIS-Erhebung 1978 bei Studienberechtigten des Jahr­
ganges 1 976, folgende Zugangsquoten angenommen: 

Tabelle 4: "Zugangsquoten 1979" 

Von den Schulabgängern gehen ... % in 
Ab- Berufs- Berufs- Sonst. Hoch-/ Arbeit/ 

gänger Duales fach- grund- Aus- Fach- Berufs-
von System schule bildungs- bil- hoch- los 

jahr dung*) schule 

BGJ 61 27 12 

BVJ 30 20 50 

BFS 
1. Schul-
Jahrgang 55 25 8 12 
BFS 
2. Schul-
jahrgang 62 28 10 
BFS 
3. Schul-
jahrgang 24 43 33 
Förder-
Iehrgang 
der BA 50 50 
Sekundar-
stufe I 
Hoch-/ 
Fachhoch 
schule 12 .13 **) 75 

*) Fachschule, Beamtenanwärter-1\usbildung u. ä. 
**I Einschließlich Abiturientenausbildungsgänge der Wirtschaft 

Die Abgängerzahlen 1979 ergeben sich 

aus der Zahl der Schüler im BGJ und BVJ sowie 
aus der Teilnehmerzahl an den Förderlehrgängen der 
Bundesanstalt für Arbeit 1978 

aus der Zahl der Abgänger von Berufsfachschulen im' 
Schuljahr 1978/79 (vgl. Tabelle 2) 

- aus der Zahl der Hochschulberechtigten 1979 [4] 

Der vollständige Rechengang ist in der Tabelle 5 dargestellt. 

Tabelle 5: Zugang zum dualen System 1979 

Herkunft Abgang Zugangs- Zugang zum 
in Tsd. quote dualen 

in% System 

BGJ 45,8 61 28.000 

BVJ 44,8 30 13.500 

BFS 1. Schuljahrgang 90,9 55 50.000 

BFS 2. Schuljahrgang 95,2 62 59.000 

BFS 3. Schuljahrgang 9,5 24 2.000 

Förderlehrgänge der BA 15,0 50 7.500 

Abgänger vom Sek.ll 
( Hoctischu I berechtigte) 172,0 12 21.000 

181.000 

Neuabschlüsse 1979 640.000 
Differenz= Zugang von 
allgemeinbildenden Schulen 
der Sekundarstufe I 459.000 

Zu 9) Die Zahl 1.048.000 ist der Mittelwert der Wohnbevölke­
rung (Deutsche und Ausländer) in den Altersjahrgä\gen 
15 bis unter 17_Jahren. Die Zahl der Schulabgänger aus 
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der Sekundarstufe I beruht auf Angaben des Statistischen 
Bundesamtes ( Berufsbildungsbericht 1g80). 

Eine abschließende Bemerkung: 

Die Zahl der Zugänge aus der Sekundarstufe I in das duale System 
um 45g.ooo dürfte etwas überhöht sein, wenn man berücksich· 
tigt, daß auch Bewerber besetzen, die nicht 
aus den allgemein-und berufsbildenden Vollzeitschulen kommen, 
wie z. B. Jungarbeiter. 

Wie ist der weitere Bildungsgang der Schulabgänger 1979, wenn 
für die Folgejahre die Ausbildungsverhältnisse des Jahres 1979 
beibehalten werden? 

Den folgenden Berechnungen liegen, dieser Annahme zufolge, 
die in der Übersicht 4 ausgewiesenen Zugangsqu"oten zugrunde. 
Das rechnerische Ergebnis mit Hilfe der Zugangsquoten zeigt, 
wohin die .. Schulanfänger" in beruflichen Vollzeitschulen 1g7g 
in Folgejahren gehen. 

Da die Zugangsquoten für die Abgänger aus den jeweiligen Schul· 
formen gelten, müssen für die Berufsfachschüler die Abgänger 
(Abgangsquoten) gesondert ermittelt und festgelegt werden. Dies 
geschieht mit Hilfe der in der Tabelle 2 ausgewiesenen Schüler· 
zahlen. 

Von den Schülern aus dem 1. Schuljahrgang gehen etwa 55% [5] 
in den 2. Schuljahrgang und 45% gehen ab. (von den Abgängern 
geht aber ein Viertel nur in einen anderen Ausbildungsgang, siehe 
Tabelle 4). Von den Schülern des 2. Schuljahrganges gehen 8% 
in den 3. Schuljahrgang und g2% ab. Die Abgangsquote von dem 
3. Schuljahrgang ist gleich 100%. 

Beispiel: Schüler im 1. Schuljahrgang 1g79 202.000 

davon gehen ab 

gehen im 2. Schuljahrgang 1g7g 
über 

g2.800 = 45,g% 

1 og.2oo =54, 1% 

Der ausführliche Rechengang für die Ermittlung des weiteren 
Bildungsganges von Schülern in berufliche Vollzeitschulen sei am 
Beispiel der BGJ-Schüler 1g7g demonstriert. 

Schüler im BGJ 1g7g = 
57.000 

•davon gehen in 

duales System 61%= 

Berufsfachschulen 27%= 

Sonst. Ausbildung 

Arbeit 12% = 

1g8o 

34.800 

15.400 

6.800 

1g81 1g82 1g83 

3.800 5.goo 200 

10.200 800 

600 2.600 300 

800 goo 300 

Von den 15.400 Schülern im 1. Schuljahrgang an Berufsfach· 
schulen gehen 45% (6.goo) ab und 55% (8.500) weiter in den 
2. Schuljahrgang der Berufsfachschulen. Von den Abgängern 
(siehe Tabelle 4) geht jedoch jeder Vierte (1.700) weiter in eine 
Berufsfachschule (um die Berechnung nicht zu komplizieren, 
werden diese 1.700 zu den Schülern im 2. Schuljahrgang gezählt), 
55% (3.800) in das duale System, 8% (500 in Sonstige Ausbil­
dung (wie z. B. Schule des Gesundheitswesens) und 12% (800) 
in Arbeit. Von den 10.200 Schülern im 2. Schuljahrgang an 
Berufsfachschulen gehen 92% (9.400) ab und 8% (800) weiter 
in den 3. Schuljahrgang. Von den 9.400 gehen 62% (5.goo) in 
das duale System, 28% (2.600) in sonstige Ausbildung und 10% 
(goo) in· Arbeit. Schließlich gehen vom 3. Berufsfachschuljahr­
gang ·24% in das duale System (200), 43% (300) in Sonstige 
Ausbildung und 33% (300) in Arbeit. 

Von den BGJ-Schülern 1g7g gehen in derZeit von 1980 bis 1g93 
44.700 oder 78% in das duale System. Diese Quote liegt um 
6 Prozentpunkte niedriger als die .. Wunschquote" der BGJ­
Absolventen in der Entlaßschülerbefragung 197g. 

Bei dem Zugang von BV J-Schülern in weiterführende beruf­
liche Vollzeitschulen wird aus rechnerischer Vereinfachung auf 
die Unterscheidung der Zugänge in Berufsfachschulen und in das 
Berufsgrundbildungsjahr verzichtet. Für den Bildungsweg der 
insgesamt 20% Zugänge in berufliche Vollzeitschulen (Tabelle 4) 
gelten die Zugangsquoten von Berufsfachschülern (vgl. Tabelle 4). 
Der berufliche Bild.ungsweg des direkten Zugangs aus allgemein­
bildenden Schulen in Berufsfachschulen ( 171.000) wird ebenfalls 
aufgrundder Zugangsquoten in der Tabelle 4 berechnet. 

Schüler in BV J 1979 = 
1980 1981 1g82 1983 

50.000 

davon gehen in 

duales System 15.000 2.500 3.800 100 

Berufsfachschulen 10.000 6.500 500 

Sonstige Ausbildung 400 1.700 200 

Arbeit 25.000 500 600 200 

Schulabgänger aus der Sekundar-
stufe I 1g79 1980 1g81 1982 
im 1. Schuljahrgang an Berufsfach-
schulen 197g = 171.000 

davon gehen in 

duales System 42.300 64.500 2.200 

Berufsfachschulen 113.200 9.100 

Sonstige Ausbildung 6.200 29.200 3.900 

Arbeit 9.300 10.400 3.000 

Von den BVJ-Schülern 1g7ggehen in derZeit von 1g80 bis 1983 
21.300 oder 43% und von den Berufsfachschülern im 1. Schul· 
jahrgang 1979 1 og.ooo oder 64% in das duale System. 

ln die gymnasiale Oberstufe einschließlich Fachoberschule/ 
Fachgymnasium sind 1g7g 283.000 Schüler gegangen. Von 
diesen ßchülern (von denen ein geringer Teil vorzeitig abgeht) 
gehen gemäß den Zugangsquoten in der Tabelle 4 

12% in eine duale Ausbildung 

13% in Sonstige Ausbildung (einschließlich 
der Wirtschaft) 

75% auf die Hochschule 

34.000 

36.800 

212.200 

Nach den obigen Be-rechnungen und Annahmen (Ausbildungs­
situation 1g79) ergibt sich folgendes Bild: 
Von den Schulabgängern und -übergängern aus der Sekundar· 
stufe,l gehen im Laufe ihres Bildungsweges: 

1) in die duale Berufsausbildung 

a) direkt nach Abgang ,aus 
der Sekundarstufe I 45g.ooo 

während oder nach Abgang 
aus der Sekundarstufe II 
(Gymnasium/Fachoberschule) 34.000 

b) indirekt 

von ehemaligen BGJ-Schulern 44.700 

von ehemaligen BVJ-Schülern 21.400 

von ehemaligen BFS-Schülern 109.000 

von Teilnehmern der Förder-
lehrgänge der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) 7.500 675.600 = 64% 
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2) in·Arbeit bzw. sind berufslos 

a) ohne schulische 
Berufsausbiläung 

b) mit einjähriger schulischer 
Berufsausbildung 

BGJ 6.800 
BVJ = 25.000 
BFS = 9.300 
F örderlehr-
garig der BA 7.500 

c) mit zweijähriger schulischer 
Berufsausbildung 

d) mit mehr als zweijähriger 
schulischer Berufsausbildung 

13.000 

48.600 

11.700 

5.000 78.300 = 8% 

3) in Sonstige Ausbildung nach' Abschluß der 
Sekundarstufe II (Ausbildung in Fach­
schulen, im öffentlichen Dienst usw.) 

4) auf die Hochschulen 

81.900 = 8% 

212.200 = 20% 

1 .048.000 = 100% 

Herbert Ti Ich I Christel Hanisch 

Zu der Gruppe der' Jugendlichen ohne abgeschlossene Berufsaus­
bildung und ohne weiterführe,.nden Schulabschluß zählen schließ­
lich noch die Abbrecher einer betrieblichen Berufsausbildung. 
Die Abbrecherquote, d. h. die Zahl der Jugendlichen, die ihre 
Ausbildung endgültig abbrechen, bzw. ohne Erfolg beenden, 
bezogen auf die Ausbildungsbeginner ,liegt bei etw.a 6%. Bezogen 
auf die Neuabschlüsse 1979 (ohne Zugänge von Berufsfachschu­
len) -entspricht dies 34.000 Personen oder 3% des Altersjahr­
ganges. 

Anmerkungep 

[1) Vgl.: Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliches Schulwesen; Hrsg. 
Statistisches Bundesamt 

[2) Westhoff, G.: Ausbildungs- und Berufswege von Absolventen beruf­
licher Vollzeitschulen. Ergebnisse einer Repräsentativbefragung im 
Oktober 1979, Materialien und statistische Analysen zur beruflichen 
Bildung; Hrsg. Bundesinstitut für Berufsbildung, Heft 20, 1980. 

[31 Westhoff, G.: Ausbildungs- und Berufswege vbn Absolventen beruf­
licher Vollzeitschulen. a.a.O. 

[41 Vgl.: Statistisches Bundesamt, s. Ber.ufsbildungsbericht 1980,8. 96. 

[5] Wie die rechnerisch ermittelten Abgänge in der Tabelle 2 zeigen, ist 
die Abgangsquote von Schülern im 1. Schuljahrgang in den letzten 
Jahren stark gestiegen. 1975 betrug sie noch'40%, 1978 lag sie'bei 
knapp 46%. 

Aus- und Weiterbildung von Ausbildern - Untersuchung zur 
Gestaltung und zum Ei.nsatz von Referentenleitfäden 

Die Aufgabe der Aus- und Weiterbildung des Ausbildungsper­
sonals in der beruflichen' Bildung stellt an die betreffenden Refe­
renten bzw. Dozenten, Moderatoren, Lehrgangsleiter und Orga­
nisatoren - im folgenden zusammenfassend kurz Referenten 
genannt - neben den fachlichen Voraussetzungen in zunehmen­
dem Maße pädagogische Anforderungen. 

Ein Großteil der Ausbilder verfügt inzwischen über pädagogische 
Grundkenntnisse, die sie sich häufig im Zusammenhang mit dem 
Erwerb der Ausbildereignung gemäß den Verordnungen über die 
Ausbildung in den verscliiedenen Ausbildungsbereichen erworben 
haben. Daneben tritt die Forderung nach einem stärkeren Bezug 
zur betrieblichen Ausbildungspraxis, nach Aufarbeitung von 
Problemen und Austausch von Erfahrungen aus der Ausbildungs· 
tätigkeit (insbesondere bei der Weiterbildung der betrieblichen 
Ausbilder) mehr und mehr in den Vordergrund. Beide Aspekte 
fordern stärker als bisher, daß die Lernangebote für das,Aus­
.bildungspersonal offen, fl!!xibel und auf die Bedürfnisse der 
Teilnehmer bezogen entwickelt werden. Solche Lernangebote 
erfordern vom Referenten didaktische und methodis\=he Flexi­
bilität bei der Lehrgangsgestaltung, Kenntnisse über das Arbeits­
und Handlungsfeld des Ausbildungspersonals und die Fähigkeit 
und Bereitschaft, für die teilnehmeraktiven Lernformen geeignete 
Lernmaterialien oder Lehrgangsunterlagen zu entwickeln. Um 
diesen Anforderungen entsprechen zu können, sind für die 
Gruppen der Referenten entsprechende Lernangebote und 
Hilfen zu entwickeln und zum Teil - zumindest in Ansätzen -
bereits entwickelt worden. 

Im folgenden werden Ergebnisse einer Untersuchung dargestellt, 
die sich neben Fragen zur Arbeitssituation der Referenten insbe­
sondere auf die Gestaltung und Verbreitung von "Referenten­
leitfäden" bezieht [1]. 

Referentenleitfäden 

Unter Referentenleitfäden werden auf die Lernplanung gerichtete, 
inhaltlich zusammenhängende Vorschläge, Hinweise oder An­
leitungen für Referenten bzw. Lehrgangsplaner verstanden, die 
in der Regel in Form von Materialien bereitgestellt werden. Solche 
Materialien sind z. B. Lehrpläne, methodische Hilfen und sonstige 
Unterlagen für die Gestaltung von Lehrgängen für bestimmte , 
Lerngruppen, hier speziell für die Aus- und Weiterbildung 
Ausbildern. 

ln der Praxis lassen sich neben. "Referentenleitfäden" auch 
Bezeichnungen wie Lehrprogramme, Lehrgangspläne, Seminar­
leitfäden, Curriculummaterialien u. ä. finden. Zur Betonung des 
Adressatenkreises dieser Materialien in der Untersuchung wird 
hier dem Sprachgebrauch des Ausbilderförderungszentrums 
gefolgt. 

Charakteristik der Referenten 

Nur ein geringer Teil der befragten Referenten übt die Referenten-• 
tätigkeit hauptberuflich aus. Neben A·usbildungsleitern I Ausbil­
dern (52%) ist etwa ein Viertel der Referenten an Weiterbildungs­
einrichtungen, Akademien oder wissenschaftlichen Hochschulen 
hauptberuflich• tätig; 8 Prozent der Befragten sirid freiberufliche 
Referenten. Zu der restlichen Gruppe (16%) zählen u. a. Aus­
bildungsberaterund sozialpädagogische Betrl!uer. Es handelt sich 
somit bei der überwiegenden Zahl der Referenten um Personal in 
der betrieblichen Ausbildung, das fachliche Ausbildungsgänge 
absolviert und pädagogische Kenntnisse erst mit der Ausbilder­
tätigkeit und in der Weiterbildung erworben hat. Die 
giscbe Weiterbildung wird von diesem Persone11kreis auch inten­
siver als die fachliche be.trieben [2) (s. Übersicht 1). 
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Übersicht 1: Von den Referenten bevorzugte Themenbereiche 
für die eigene Weiterbildung 

Konflikte, Gruppendynamik 

Unterrichts-/Unterweisungsplanung 
(einschließlich Methoden und Medien) 

Lern- 4nd Jugendpsychologie 

Beurteilen und Bewerten 

Planung und Organisation der 
betrieblichen Berufsausbildung 

Prüfung 

Entwicklung und Rechtsgrundlagen 
der Berufsbildung 

Rhetorik 

VVirtschafts- und Sozialkunde 

Fachspezifische Themen 

(148 Äußerungen) 

Vorbereitung' auf die Referententätigkeit 

17% 

16% 

14% 

11% 74% 

11% 

3% 

2% 

11% 

3% 

12% 

100% 

1Wenngleich die Referententätigkeit überwiegend in die Arbeits­
zeit fällt.- nur etwa ein Viertel dieser Tätigkeit liegt außerhalb 
der Arbeitszeit - so erfolgt doch die Vorbereitung auf diese 
Tätigkeit fast zur Hälfte außerhalb der (hauptberuflichen) Ar· 
beitszeit und wird überwiegend knapp bemessen: für ein Referat 
bzw. einen Lehrgangsteil von 1 bis 2 Stunden geben zwei Drittel 
der Referenten durchschnittlich bis höchstens 3 Stunden an. 
Die Vorbereitung eines Seminartages streut ziemlich gleichmäßig 
zwiscl1en 1 bis 3 Stunden und über 10 Stunden. Auf die Frage, 
wie die Referenten ihre Vorbereitungszeit einschätzen, antworten 
die Befragten 

Vorbereitungszeit völlig ausreichend 
Vorbereitungszeit gerade aysreichend 
Vorbereitangszeit zu kurz 

25% 
47% 
28% 

Der größere Zeitanteil der Vorbereitung entfällt dabei auf die in­
haltliche und methodische Vorbereitung. Wenn die Vorberei­
tungszeit sehr kurz ist, wirkt sich dies am stärksten aus auf 

-,- die Planung des Medieneinsatzes (30%) 
- die methodischen Überlegungen ( 26%) 
- die organisatorischen Vorbereitungen (22%) 

Die fachlich-inhaltlichen werden am wenigsten ver­
kürzt, sie bilden gleichsam das Rückgrat der Referententätigkeit. 
'Insgesamt wird deutlich, daß der Rahmen für methodische Über­
legungen sowie die Planung des Medieneinsat'zes bei der Referen­
.tenvorbereitung sehr eng gesteckt sein dürfte. Dennoch wird die 
Bedeutung solcher Überlegungen von den Referenten erkannt, 
und so ist der Wunsch nach entsprechenden Hiifen verständlich. 

Die folgende Übersicht zeigt, welche,Art von Materialien für die 
Referatsvorbereitungen den Referenten dabei am wichtigsten 
erscheinen. 

Übersicht 2: Die wichtigsten Referentenunterlagen sind (aus der 
Sicht der befragten Referenten) 

Arbeitsmaterialien für die Teilnehmer 43% 

(lediglich) grobe Ablaufpläne der 27% 

detaillierte inh'altlich-methodische Ablaufpläne 20% 

als "roter Faden" und Arbeitstranspare.nte 6% 

schriftlich,e Referate 4% 

I nsgesaTt 1 00% 

Anforderungen an Referentenleitfäden 

Die En.twicklung von Referentenleitfäden, die den einzelnen Re­
ferenten eine angemessene Hilfe und Entlastung bieten sollen, 

muß auf die Situation der Referenten und deren Erwartungen 
an entsprechende Leitfätlen bezogen sein. Sie kann auch mit der 
Weiterbildung der Referenten in Zusammenhang gebracht wer­
den, doch dürften solche rl(laterialien grundsätzlich -auch unab­
hängig von der pädagogischen Qualifikation der Referenten -
die Rolle eines eigenständigen Moments bei der Weiterentwick­
lung der beruflichen Bildung spielen, da entsprechende Innova­
tionen über die Aus- und Weiterbildung der Ausbilder in hohem 
Maße auf die Vermittlung von Informationen an die Referenten 
angewiesen sind. Damit rückt aber die Frage in den Vordergrund, 
von welcher Art die Referentenfeitfäden sein sollen. Mit Bezug 
auf die bisherige Praxis und entsprechende Formen curricularer 
Materialien für Lehrer sollen z1:1nächst zwei Formen grob unter­
schieden und dann aufgrundder Befragungsergebnisse eine diffe­
renziertere Antwort gegeben werden. 

Übersicht 3: Einige Merkmale zu zwei Formen von Referenten­
feitfäden 

Referentenfeitfäden 

/ 
als genaue Anleitung 

Merkmale 

- vollstandige Unterlage 
(alle Materialien) 

- reduziert Vorbereitungs· 
zeitauf ein Minimum 

- geringe Wahlmöglichkeit 

- Angaben zur Lernzeit 

- .. Erfolgsgarantie" 

\ 
als Orientierungshilfe mit 
Wahlmöglichkeit 

Merkmale 

- Basismaterial 

- unvollständige Unterlage 

- Wahlmöglichkeiten groß 
( Planungsaufgabe) 

- fordert Auseinandersetzung mit 
dem didaktischen Konzept 

- erlaubt offenere Lernsituation 

- stärkere Berücksi'chtigung der 
Teilnehmergruppe möglich 

Seide Formen der Referentenfeitfäden besitzen Vor- und Nach­
teile. Insoweit Leitfäden als genaue Anleitung entwickelt und 
weitergegeben werden, kann zwar Lehrgangsmaterial angeboten 
werden, das ein beträchtliches Maß an Perfektion in der Gestal­
tung besitzt und als komplettes Programm nur noch "übernom­
men" zu werden brauch't; die bloße Umsetzung solcher Leitfäden 
läßt allerdings die Lehrgangssituation und die speziellen Inter­
essen der Lehrgangsteilnehmer unberücksichtigt, so daß die Über­
nahme solcher kompletten und erprobten Referentenfeitfäden 
häufig weniger den Lernerfolg garantieren, als unrealistische 
Erfolgserwartungen beim Referenten fördern l<ann. 

Referentenleitfädel'), die gegenüber der erstgenannten Form ledig­
lich Basismaterial und/oder keine vollständigen Programme bie­
ten, können nicht einfach übernommen werden, sondern erfor­
dern weitere Planungsarbeit vom Referenten. Von ihm hängt es 
weitgehend ab, ob die Chancen, die in der großeren Planungs­
freiheit liegen, für eine flexiblere und teilnehmerbezogene Lern­
form genutzt werden. 

ln der Praxis sind beide Formen anzutreffen, und wo eine Recht­
fertigung der einen oder anderen Form erfolgt, geschieht dies 
mit den jeweils positiven Merkmalen. Die Ergebnisse der Refe­
rentenbefragung sprechen stärker für die offene Form: 

Auf die Frage, welche Art von Referenten-Unterlagen bzw. Leit­
•fäden sie bevorzugen, antworteten mit 

inhaltliche Orientierungshilfe, nur mit einzelnen 
Beispielen im Sinne von Erläuterungen (61 %) 
möglichst genaue und _vollständige Anleitung zur 
Referententätigkeit mit allen methodischen Hilfen (39%) 

Ein!! differenziertere Auskunft über den Inhalt der von den An­
wendern gewünschten Referentenfeitfäden gibt Übersicht 4. 
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Übersicht 4: Anforderungen an die inhaltliche Gestaltung von 
Referentenleitfäden (aus der Sicht der Referenten) 

Basismaterialien, die Ihnen vor allem die Stoffsammlung 
bzw. Inhaltsanalyse zu einem Lehrgangsthema erleichtern 
oder liefern 39% 

Tips und Hinweise, die Sie bei Ihrer Planungsarbeit berück-
sichtigen können 30% 

Konkrete (exemplarische) Planungsteile, die Sie weitgehend 
unverändert in Ihre Lehrgangsplanung übernehmen können 12% 

Möglichst vollständige Lehrgangspläne und -materialien, die 
Sie von der inhaltlichen Lehrgangsvorbereitung weitgehend 
entlasten 8% 

Sonstiges: 11 % 
Literaturhinweise 
Kontaktadressen 
Erfahrungen aus dem Methodeneinsatz 
Checklisten u. a. 

Insgesamt 100% 

Referenten erwarten demnach vor allem e'ine Entlastung und 
Hilfe durch Referentenleitfäden bei der Gewinnung der inhaltli­
chen .. Planungsgrundlage. Leitfäden sollen bei der Aufbereitung 
der Inhalte helfen und Tips und Hinweise enthalten, die bei der 
Planungsarbeit berücksichtigt werden können, aber nicht die 

inhaltliche Vorbereitung bereits fertig liefern. Solche ersten 
vorbereitenden Aufgaben werden von Referenten häufig als 
zeitlich aufwendige Belastung empfunden, die zu Lasten der 
weiteren Vorbereitung geht. Referentenleitfäden, die von den 
Referenten tatsächlich als optimale Hilfe verstanden werden, 
sind dagegen auch keine Stoffsammlungen oder Fachbücher; sie 
sind eher Medien oder eine besondere Art Literatur. Referenten 
erwarten nämlich didaktisch-methodisch aufbereitete Unterlagen, 
die ihnen zugleich Planungsfreiheit läßt. Aus der Übersicht 5 
wird deutlich, daß diese Planungsfreiheit vor allem als metho­
dische Gestaltungsmöglichkeit zu verstehen ist. 

Verbreitung und Einsatz von Referentenleitfäden 

Zwischen den Referenten bestehen nach den Ergebnissen der 
Befragung zahlreiche Beziehungen, die sich nicht auf die Kollegen 
im Betrieb beschränken. Nahezu alle Referenten (99%) haben 
und nutzen Gelegenheiten der Begegnung, ihre Erfahrungen mit 
Referentenkollegen aus anderen Betrieben auszutauschen. Neben 
dem Erfahrungsaustausch werden auch in beträchtlichem Maße 
Unterlagen und Referentenleitfäden ausgetauscht. Mehr als die 
Hälfte der Referenten tauscht z. B. Materialien/Referentenunter­
lagen auch mit Referentenkollegen 'aus anderen Betrieben aus. 
Etwa drei Viertel der Befragten gaben an, die AFZ-Referenten­
leitfäden weitergegeben zu haben, so daß ein über die Referenten­
tätigkeit der einzelnen Referenten hinausreichender Multiplika­
tor der Referentenleitfäden anzunehmen ist. 

Übersicht 5: Anforderungen an die methodische Gestaltung von Referentenleitfäden (aus der Sicht der Referenten) 

offenere Form 

möglichst zahl­
reicne Hinweise 

auf Literatur 

grobe Übersichten/ 
Grafiken als Anre­

gungen für die Ent­
Wicklung eigener 

Unterlagen 

(allgemeine) me-' 
tnodische Hin­
weise genügen 

eher mehr Hinweise 
auf verschiedene me­

thodische Gestaltungs­
möglichkeiten und we­

niger detailliert 

Einsatzmöglichkeiten 
erkennen oder ermit­

teln Sie selbst 

Die Unterlagen er­
proben Sie selbst. 

Hinweise sind weni­
ger wichtig 

zeitliche Angaben 
sind unwichtig 

-\ 35% --

\ 
1 46% --

51% --

73% --

54% --
V 

37% --

1 

31%-- IJ 

--- 65% 

-54% 

\ 
--- 49% 

\ 
"" ,. --- 27% 

V 
j 
r - 46% 

- 63% 

--- 69% 

geschlossenere Form 

eher weniger Hinwei­
se, aber möglichst 
bereits AuszUge we­
sentlicher Teile aus 
der Literatur 

Übersichten/Grafiken 
möglichst bereits 
fertig, als Arbeits­
transparent o.ä. 

methodische Aufbe­
reitung der Inhalte 
gehört zum Leitfaden 

möglichst eine 
detaillierte 
methodische Dar­
stellung des Re­
ferats 

Angaben über die 
Einsatzruöglich> 
keiten bezuglieh 
der Teilnehmer 
sind wichtig 

Die Unterlagen 
sollten möglichst 
bereits erprobt 
und mit entspre­
chender Bewer­
tung versehen 
sein 

Angaben über 
die Referats­
dauer sind 
wichtig 



BWP 6/80 H. Tilch, Ch. Hanisch; Aus- und Weiterbildung von Ausbildern 19 

Der überwiegende Teil der Referenten besitzt für die Referenten­
tätigkeit in der Aus- und Weiterbildung der Ausbilder anderweitig 
erworbene Referentenleitfäden oder Lehrgangsunterlagen; etwa 
30 Prozent der Referenten besitzen Unterlagen aus' dem Betrieb. 
36 Prozent der Referenten gaben an, daß alle Unterlagen von 
ihnen weitgehend selbst erstellt würden. 

Die vor allem für die Aus- und Weiterbildung der Ausbilder kon­
zipierten Referentenleitfäden des AFZ werden zwar bei außer­
betrieblichen Veranstal.tungen von den Referenten überwiegend 
bei Ausbilderlehrgängen eingesetzt, aber auch hier nicht aus­
schließlich. Daneben werden zahlreiche andere Seminare und 
Veranstaltungen genannt. Wie breit die Verwendung der Refe­
rentenleitfäden sein kann, zeigt die folgende Übersicht. 

Übersicht 6: Einsatz von AFZ-Referentenleitfäden in derbetrieb-
liehen Aus- und Weiterbildung 

Seminare (allgemein/fachlich) 

Auszubildenden-Schulungen 

Ausbilderseminare 

Schulung von Mitarbeitern 

Unterweisung 

Einführung neuer Auszubildender 

Vorbereitungen auf noch unbekannte Teilnehmer 

Insgesamt 

35% 

24% 

17% 

6% 
6% 
6% 
6% 

100% 

Der Einsatz von AFZ-Referentenleitfäden erfolgt damit vielfältig 
und ist nicht auf Seminare zur Aus- und Weiterbildung der Aus­
bilder beschränkt. 

Die Leitfäden werden. praktisch bei allen Aus- und Weiterbil­
dungsaktivitäten der Referenten verwendet. Die Ausbilderveran­
staltungen nehmen dabei nicht einmal eine herausragende Stel­
lung ein. Das Konzept der didaktisch offenen Leitfäden fördert 
allerdings auch eine solche Anwendungsbreite, da dieses Konzept 
mit einer didaktisch-methodischen Weiterbildung der Referenten 
in enger Beziehung steht [3]. 

Themen für Referentenleitfäden 

Die befragten Referenten wurden abschließend um eine Ein­
schätzung ihres Interesses an Referentenleitfäden zu einer Liste 
von möglichen Themen sowie um eigene Themenvorschläge ge·­
beten (vgl. Übersicht 7). 

Übersicht 7: Interessante Themen für Referentenleitfäden (aus 
der Sicht von Referenten) in der Rangfolge 1 bis 17 

1. Lernen interessant machen 

2. Hilfen zur Erkennung und Bewältigung von Konflikten 

3. Verhaltensprobleme von Auszubildenden in der Ausbildung 

4. Neue Medien für die Ausbildung 

5. Unterweisungsplanung und -durchführung 

6. Bewerten und Beurteilen in der betrieblichen Ausbildungs-
praxis 

7. Angst als Lernbarriere 

a·. Prinzipien der Teamarbeit - Möglichkeiten und Grenzen 

9. Lern- und Entwicklungsprobleme bei Jugendlichen 

10. Praktische Eingewöhnungshilfen für .. neue" Auszubilden.de 
im Betrieb 

11. Ausbildungsqualität steigern durch Projektarbeit 

12. Soziale Prozesse in der betrieblichen Berufsausbildung 

13. Planung der betrieblichen Ausbildung 

14. Verbesserung der Vermittlung von Fertigkeiten und Kennt­
nissen im Betrieb auf der Basis von Lernzielen (im entspre­
chenden Bereich) 

15. Lernzielorientierte Ausbildung 

16. Arbeitstagul)g - zur Erarbeitung von Unterweisungsplänen 

17. Verantwortung und Leitungsaufgaben des Ausbilders 

Die hohe Einschätzung der Themen sowie Erfa)lrungen aus 
Referententagungen lassen den Schluß zu, daß eine Chance 
besteht, über die Qualität von Leitfäden für Referenten einen 
Beitrag zur Verbesserung der beruflichen Bildung zu leisten. 

Zusammenfassung 

Im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der Berufsausbil­
dung und der Weiterbildung des Ausbildungspersonals werden 
auch die Anforderungen an die Referenten in der Aus- und 
Weiterbildung der Ausbilder steigen. Diese Anforderungen be­
treffen sowohl den inhaltlich-thematischen als auch den metho­
dischen Bereich der Lehrgangsgestaltung. Der größte Teil der 
Referenten übt die Referententätigkeit nebenberuflich aus und 
verfügt im Durchschnitt nur über geringe Vorbereitungszeiten. 

Neben den Weiterbildungsbemühungen der Referenten können 
Materialien für die Referenten eine wirkungsvolle Hilfe bei der 
Aus- und Weiterbildung der Ausbilder sein, wenn sie didaktisch­
methodisch besonders aufbereitet sind. Referenten erwarten von 
solchen Leitfäden vor allem eine inhaltliche Orientierungshilfe 
mit zahlreichen methodischen Hinweisen im Sinne eines Angebots 
mit Empfehlungscharakter. 

Die Frage, ob Referentenleitfäden möglichst vollständig und de­
tailliert (ohne Verzweigungen) und damit geschlossen oder eher 
offen gestaltet werden sollen, ist aufgrund der Befragungsergeb­
nisse differenzierter zu beantworten. Referenten wünschen me­
thodisch eher offene Leitfäden und inhaltlich eher klar abge­
grenzte und geschlossene Leitfäden, möglichst mit Angaben über 
die Einsatzmöglichkeiten, über die Erfahrungen bei der Erpro­
bung und mit Angaben über eine entsprechende Referats- bzw. 
Lehrgangsdauer. Bei den thematischen Wünschen für Referenten­
leitfäden zur pädagogischen Weiterbildung von Ausbildern wer­
den methodisch-mediale wie auch sozialpsychologische Themen 
favorisiert. 

Geht man von den Vorstellungen der Referenten aus, so ist eine 
Vielzahl von themenspezifischen Leitfäden zu entwickeln. Die 
gewünschte methodische und lernorganisatorische Aufbereitung 
solcher Leitfäden wird allerdings nur gelingen, wenn sie im stän­
digen Erfahrungsaustausch mit Ausbildern und Referenten ent­
wickelt werden. Anstöße zur Entwicklung dieser Materialien 
können neben Arbeits- und Gesprächskreisen auf betrieblicher 
oder regionaler Ebene insbesondere vom Ausbilderförderungs­
zentrum (AFZ) ausgehen, das die Entwicklung von Materialien 
für Referenten und Träger von Maßnahmen zur Förderung der 
Ausbilder mit zu seinen Hauptaufgaben hat. 

Leitfäden, die den genannten Anforderungen entsprechen, 
könnten in Verbindung mit einem intensivierten Erfahrungs­
austausch, z.B. in Form von Referente_ntagungen, einen nicht 
unerheblichen Multiplikationseffekt zur Weiterentwicklung der 
Aus- und Weiterbildung der Ausbilder ausüben. 

Anmerkungen 

[1]1m Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung der Modellehrgänge 
.. Ausbilderförderungszentrum (AFZ)" wurde im Mai/Juni 1980 eine 
schriftliche Befragung von 111 Referenten, die Leitfäden vom AFZ 
bezogen hatten, durchgeführt. 45 auswertbare Fragebogen wurden 
zurückgesandt, das entspricht einem Rücklauf von 41 %. Es kann keine 
Angabe gemacht werden, inwieweit sich hier um eine repräsentative 
Stichprobe handelt, da die Gesamtgruppe der Referenten vermutlich 
sehr heterogen und schwer abgrenzbar ist. Bei den vom AFZ ausgear­
beiteten Referentenleitfäden handelte es sich um Planungsunterlagen 
und methodische Hilfen zur Lehrgangsgestaltung mit folgenden 
Themen: Einstiegsphase, Methoden, Organisation, Verbesserung der 
Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnissen im Betrieb auf der Basis 
von Lernzielen. 

[2)85% der Befragten haben in den vergangenen 2 Jahren mindestens ein­
mal einen Lehrgang besucht, über 20% haben an mehr als 5 Weiler­
bildungsveranstaltungen teilgenommen. Vgl. hierzu auch die Ergebnisse 
der empirischen Studie Kutt, K. und Tilch, H.: Weiterbildung der 
Ausbilder. in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 1978, S. 25 ff. 

(3] Die Verbindung von Moderatorentraining und Anwendung von Refe­
rentenleitfäden in Form eines Lehrgangs für Referenten wurde in den 
Modellehrgängen AFZ angeboten und von den Teilnehmern sehr posi­
tiv beurteilt. 
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Peter Schenkel 

Die Neuordnung der Berufsausbildung im Einzelhandel 

Die Notwendigkeit einer Neubrdnung 

Während die .,großen" kaufmännischen Ausbildungsberufe ln­
dustriekaufmann, Bankkaufmann, Versicherungskaufmann und 
Kaufmann im Groß- und Außenhandel nach dem Erlaß des 
BBiG (1969) im Jahre 1973 und dann in den J\')hren 1977/78/79 
neu geordnet wurden, gelten für den Beruf Verkäufer(in)/Ein­
zelhandelskaufmann noch die Ordnungsmittel aus dem Jahre 
1968. Die Anpassung der Berufsausbildung an die technische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung, die durch das 
BBiG geschaffene neue Rechtsgrundlage und die Forschungser­
gebnisse der Pädagogik lassen eine Neuordnung als unumgänglich 
erscheinen. Diese Neuordnung hat aufgrund der Zahl der be­
troffenen Ausbildungsverhältnisse ( 1979 Verkäufer( in) 90 755; 
Einzel handelskaufmann(frau) 41 837), der volkswirtschaftlichen 
Be,deutung des Einzelhandels, der angestrebten wissenschaftli­
chen Entwicklung und Absicherung der Ausbildungsinhalte und 
der gleichzeitigen Entwicklung von Medien zur Unterstützung 
der Ausbildung eine ganz besondere Bedeutung. 

Die gegenwärtige Struktur der Ausbildungsberufe Verkäufer( in)/ 
Einzelhandelskaufmann(frau) beruht weitgehend auf den 
folgerungen der .,Funktionsuntersuchung Einzelhandel" der 
Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung (1 J. Die Unter­
suchung kam zu dem Ergebnis, daß der Verkauf die .,berufliche 
Determinante des Einzelhandels ist und wahrscheinlich auch 
bleiben wird" (2]. daß eine einheitliche, auf Verkauf und Waren­
kunde ausgerichtete zweijährige Grundstufe für alle Branchen 
,.in jedem Falle optimal" ist und daß das notwendige betriebs­
wirtschaftliche Grundwissen auf dieser Stufe aufbauen sollte (3]. 
Das Berufsbild und der Berufsbildurgsplan Verkäufer(in)/Einzel­
handelskaufmann(frau) (staatlich anerkannt am 27 .03.1968) 
nahm diesen Strukturvorschlag in Form einer für alle Branchen 
des Einzelhandels einheitlichen u;,d gestuften Ausbildung auf. 
Die erste Stufe (Verkäufer(in)) umfaßte die absatzorientierten 
Funktionen, die in der zweiten Stufe (Einzelhandelskaufmann) 
auf die mehr betriebswi(tschaftlichen Kenntnisse und Fertigkei­
ten erweitert wurden. 

Das Konzept einer gestuften Ausbildung wurde bereits kurze 
Zeit nach der Veröffentlichung des Berufsbildes von Arbeitge­
ber- und Arbeitnehmerorganisationen kritisiert. Die Betriebe 
böten fast ausschließlich zweijährige Ausbildungsverträge an, die 
sich insbesondere für Mädchen als berufliche Sackgasse erwiesen, 
die Durchlässigkeit von der ersten zur zweiten Stufe sei nicht 
gewährleistet, die Konzeption gehe von einer Spezialisierung auf 
den Verkauf aus, anstatt zunächst eine breite Grundbildung zu 
vermitteln, die rechtlichen Erfordernisse des BBiG seien nicht 
berücksichtigt, die verwaltungsbezogenen Aufgaben der zweiten 
Stufe seien betrieblich nicht zu vermitteln und Inhalte der EDV 
rl]Üßten unbedingt in die Berufsausbildung einbezogen werden. 
Upabhängig von der unterschiedlichen .Einschätzung dieser Argu­
mente waren sich alle beteiligten Verbände, der 
für Wirtschaft und das Bundesinstitut für Berufsbildungsfor­
schung über die Reformbedürftigkeit der Berufsausbildung im 
Einzelhandel einig. 

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft stellte das .,Modell 
einer Neuordnung der Ausbildungsberufe (Verkäufer(in)) und 
Einzelhandelskaufmann" [4] vor. Der Bundesminister für Wirt­
schaft legte einen Entwurf der Verordnung vor ( 1973). Der Rat 
des Deutschen Handels entwickelte ein Berufsfeld .,Handel" für 
das .BGJ (1974) und die Zentralstelle für Berufsförderung und 
Berufsbildung im Einzelhandel e.V. schlug ein e_mpirisches 
Vorgehen bei ,der Entwicklung von Ausbildungsinhalten vor 
(1975). Es gelang jedoch den beteiligten Verbänden und lnsti-

tutionen nicht, sich über die Eckdaten einer Neuordnung, eine 
Übergangsregelung oder auf ein Verfahren zur Gewinnung von 
Ausbildungsinhalten zu einigen. 

Die Analyse der Qualifikationsanforderungen im Einzelhandel 

Im November 1976 kamen die an der Berufsbildung beteiligten 
Spitzenverbände, der Bundesminister für Wirtschaft und das 
Bundesinstitut überein, einen .,Arbeitskreis Einzelhandel" beim 
Bundesinstitut einzurichten, der eine empirische Untersuchung 
über die Arbeitsaufgaben in typischen Funktionsbereichen des 
Einzelhandels vergeben und die Forschungeil begleiten sollte. 
Dem Arbeitskreis gehörten jeweils zwei Vertreter der Arbeitge­
ber· und Arbeitnehmerorganisationen und zwei Vertreter der 
Lehrerverbände an. Der Auf1;rag einer empirischen Untersuchung 
wurde öffentlich ausgeschrieben und alle eingehenden Ange­
bote wurden im Arbeitskreis geprüft. Im Dezember 1977 wurde 
der Arbeitsgruppe für empirische Bildungsforschung in Heidel­
berg der Auftrag erteilt, die Arbeitsaufgaben und Arbeitsanforde­
rungen in Funktionsbereichen des Einzelliandels empirisch zu 
ermitteln. Der Schlußbericht .,Qualifikationsanforderungen im 
Einzelhandel" lag im Dezember 1979 vor (5]. 
Der Bericht enthält Ausführunger;J zu den Zielen des Projektes, 
dem Forschungsansatz, den Strukturen des Einzelhandels, dem 
methodischen Vorgehen und die empirischen Befunde über die 
untersuchten Betriebe, Arbeitsplätze und 
sowie eine Zusammenfassung der Interviews der Beschäftigten 
und der Experten. Das empirische Material legt nach Auffassung 
der Autoren folgende Schlußfolgerungen nahe (6]: 

(1) Ziel der Ordnung müsse es sein, sie für den gesamten Einzel­
handel einheitlich zu gestalten. 

(2) Die Ausbildung müsse das gesamte Spektrum aller poten­
tiellen Aufgaben abdecken. Die Orientierung am Leitbild 
des selbständigen Kaufmanns - obwohl auch die Autoren 
des Berichtes sie als überholt ansehen - sollte beibehalten 
werden, um eine umfassende Ausbildung zu gewährleisten. 

(3) Die Ausbildung sollte Flexibilität und Mobilität sichern und 
sich deshalb nicht an Routinetätigkeiten, sondern an kom­
plexen Arbeitsaufgaben orientieren. Die Auszubildenden 
sollten insbesondere befähigt werden, unbekannte Arbeitsauf­
gaben auf der Grundlage ihrer Ausbildung richtig einzu­
schätzen und zu bewältigen (Anforderungen der perzeptiv­
t?egrifflichen und intellektuellen Regulationsebene). Der 
intellektuellen Durchdringung der Arbeit sei gegenüber einer 
auf learning by doing beruhenden Kenntnis- und Fertigkeits­
vermittlung der Vorzug zu geben. 

(4) Die Ausbildung sollte nicht auf Tätigkeiten nach dem gegen­
wärtigen technischen Entwicklungsstand festgeschrieben 
werden. 

(5) Die Förderung sozialer Kompetenzen, insbesondere bei der 
Beratung von Kunden, sollte wesentlicher Bestandteil der 
Ausbildung sein. 

(6) Die Ausbildungsordnung sollte methodisch und didaktisch 
so angelegt sein, daß sie zu permanenter Weiterbildung anrege 
und befähige. 

(7) Die Ausbildung sollte auch autonome Bildungsziele wie z.B. 
die Fähigkeit, Konflikte rational auszutragen, enthalten. 

Über diese grundsätzlichen Ergebnisse hinaus ist der Bericht ei.ne 
Situationsanalyse des Einzelhandels im Jahre 1979 und eine' 
Dokumentation des gegenwärtig möglicKen Beitrags der Quali­
fikationsforschung für die Entwicklung von Ausbildungsordnun-
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gen. Die Qualifikationen im Einzelhandel werden detailliert dar­
gestellt und nach Handlungsebenen strukturiert. Der Bericht 
bere_itet" damit die Entscheidungen über die Struktur und die 
Inhalte der Ausbildung vor, dokumentiert aber zugleich, daß die 
Notwendigkeiten der. Ausbildungsordnungskonstruktion von 
der Qualifikationsforschung bisher nicht zureichend aufgenom­
men wurden. Zwischen den empirischen Befunden der Qt.jalifi­
kationsforschung und der Konstruktion von Ausbildungsord­
nungen bzw. beruflichen Curricula liegt eine Schnittstelle, die 
bisher nur unzureichend überbrückt werden kann. 

Leitlinien der Neuordnung 

Die Funktionsuntersuchung von 1966 und die Qualifikationsan­
von 1979 haben übereinstimmend den Ver­

kauf als Tätigkeitsschwerpunkt der Beschäftigten im Einzel­
handel herausgestellt. Die Neuordnung sollte diesen Befund auf­
nehmen und den Ausbildungsschwerpunkt auf die mit dem Ver­
kauf verbundenen Aufgaben legen. Die verkaufsbezogenen Auf­
gaben sind jedoch nicht von Aufgaben des Einkaufs, des Lagers, 
des Rechnungswesens und des Personalwesens zu isolieren. Die 
Personalbesetzung im Verkaufsbereich kann nur durch Perso­
naleinsatzplanung, die Kontrolle des Betriebserfolges nur durch 
Kostenerfassung und Auswertung von Daten, die Warenpräsen­
tation und Verkaufsvorbereitung nur in Zusammenarbeit mit 
Aufgaben der Lagerhaltung durchgeführt werden. 

Die Art der Beziehungen zwischen den Aufgabenkomplexen 

Verkauf 

Einkauf 

Lager 

Verwaltung 

Personal 

hängt von der betrieblichen Arbeitsteilung und Organisations­
struktur ab. In jedem Betrieb werden jedoch Aufgaben dieser 
Aufgabenkomplexe (Funktionen) anfallen, auch wenn aufgrund 
der Organisationsstruktur des Betriebes keine abgrenzbaren 
Funktionsbereiche im Sinne von Abteilungen bestehen. Die Aus­
bildung sollte deshalb - wenn auch mit unterschiedlicher 
Gewichtung- diese Aufgabenkomplexe umfassen. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt an dem gegenwärtigen Berufsbild 
sind die verwaltungsbezogenen Ausbildungsinhalte der zweiten 
Stufe. Die Zentralisierung der Buchhaltung in Großbetrieben 
und die Auslagerung zu Steuerberatern in Klein- und Mittelbe­
trieben haben diese Aufgaben im Einzelhandel wesentlich verän­
dert. Kaum ein selbständiger Einzelhändler wird heute seine 
Lohnabrechnungen selbst vornehmen und Geschäftsvorgänge 
eigenhändig verbuchen. In Großbetrieben ist der Anteil der mit 
derartigen Aufgaben befaßten Einzelhandelskaufleute überaus 
gering. Auch wenn derartige Verwaltungsaufgaben von Einzel­
handelskaufleuten selten durchgeführt werden und sich die Ver­
waltungstätigkeit meist auf die im Zusammenhang mit der Ver­
kaufsabwicklung stehenden Aufgaben beschränkt, sollte jedem 
Beschäftigten ein kaufmännisches Grundwissen, das die grund­
sätzliche .Orientierung über den Aufgabenzusammenhang des 
Betriebes ermöglicht, vermittelt werden. Auch der im Verkauf 
beschäfti9.te Mitarbeiter sollte die Bedeutung der Umschlags-. 
geschwindigkeit von Waren, der Personalkosten, der Bearbeitung 
von Lieferscheinen und Eingangsrechnungen beurteilen können 
und wissen, wie der Waren- und Datenfluß in einem Betrieb orga­
n'isiert ist. Diese Orientierung über del) Arbeitsablauf, den Auf­
gabenzusammenhang des Gesamtbetriebes, ist zur Arbeitsmoti­
vation, zur Anprassung an sich verändernde Absatzsysteme, für 
eigenverantwortliches Handeln und für die Flexibilität und Mobi,­
lität auch dann erforderlich, wenn die Ausbildung auf eine spä­
tere Tätigkeit im Verkauf ausgerichtet wird. Der Schule kommt 
bei der Vermittlung eines praxisnahen kaufmännischen Grund· 
wissenseine besondere Bedeutung zu. 

Die Rationalisierung des Verwaltungsbereichs durch Zentrali­
sierung und Auslagerung und der zunehmende Einsatz von EDV 

haben die Verwaltung von den 'verkaufsbezogenen Aufgaben 
weitgehend getrennt. Diese Tendenz sollte bei der jetzt anstehen­
den Neuordnung der Ausbildung zum Bürokaufmann berück­
sichtigt werden. Auf alle internen, datenorientierten Aufgaben 
sollte durch dieses Berufsbild vorbereitet werden. Die Ausbildung 
zum Kaufmann im Einzelhandel könnte sich dann auf die 
waren- und 'kundenbezogenen Aufgabenkomplexe konzentrieren. 
Die dort benötigten Qualifikationen sind durch Rationalisierung 
weit weniger bedroht als die routinisierbaren Aufgaben des 
Rechnungswesens. 

Dispositive Aufgaben werden in Kleinbetrieben von besonders 
erfahrenen Mitarbeitern und in Großbetrieben zumeist von Ab­
teilungsleitern bzw. von Einkäufern durchgeführt. Die Bedeutung 
dieses Aufgabenbereichs hat ili den vergangenen Jahren zuge­
nommen und könnte durch die Verlagerung von Entscheidungs­
befugnissen an Fachabteilungen in Großbetrieben weiter zuneh­
men. Die Erstausbildung zum Kaufmann im Einzelhandel sollte 
es ermöglichen, derartige Aufgaben in ihren Grundlagen zu 
beherrschen. Für den Kaufmann im Einzelhandel liegt in diesen 
Aufgabenbereichen eine Möglichkeit der Weiterqualifikation, 
in die er seine Erfahrungen im Verkauf und seine Warenkennt­
nisse einbringen und um die mit der Disposition von Waren ver­
bundenen Qualifikationen erweitern kann. Eine Regelung nach 
§ 46 Abs. 2 BBiG (Fortbildung) würde die Anliegen des Einzel­
handels berücksichtigen und zugleich dem Kaufmann im Einzel­
handel Berufsperspektiven eröffnen, die.durch die Rationalisie­
rung der Verwaltungsbereiche entfallen. 

Die Arbeitsaufgaben im Einzelhandel sind wesentlich durch den 
Umgang mit der Ware geprägt. Das Interesse der Kunden anfach­
licher Beratung bei problemvollen Waren, das Interesse der 
Betriebe an einem gesicherten warenbezogenen Grundwissen 
und das Interesse der Auszubildenden an einer qualifizierten 
Ausbildung gebietet es, Warenkenntnisse und warenbezogene 
Fertigkeiten während der Ausbildung zu vermitteln. Die Bedeu­
tung der warenorientierten Ausbildung hat sich durch das erhöh­
te Qualitäts- und Servicedenken der Verbraucher und die Absatz­
strategien der Betriebe in den letzten Jahren wesentlich 
[7]. Die des, Verkaufspersonals ist ein wichtiges 
absatzpolitisches Instrument zur Profilierung der Betriebe im 
Markt geworden. 

Eine weitere Einflußgröße, die die Arbeitsausführung im Einzel­
handel prägt, sind die sozialen Beziehungen zwischen Kunden 
und Verkäufer. Gesichtspunkt wird so sehr die 
Struktur des Ausbildungsberufes, sondern die Art der Lernziel­
formulierung, die Notwendigkeit der Umset..zung aufgabenorien­
tierter Lernziele und die Entwicklung von Medien beeinflussen. 
Während die Entwicklung von M(ldien bereits begonnen hat, 
sind zur Formulierung von Lernzielen, die die Beziehung zwi­
schen Käufer und Verkäufer beschreiben, und für die Entschei­
dung über Umsetzungshilfen curriculare Überlegungen erforder­
lich, die im Zusammenhang mit dem Einzelhandelsprojekt einge­
leitet werden. 

Der Umfang des Warenangebots und die Beschränkung der 
betrieblichen Sortimente erforderf es, ausbildungsorientierte 
Warengruppen zu· bilden, die Gegenstand der Erstausbildung 
sind. Die Warenkenntnisse und warenbezogenen Fertigkeiten 
müssen sich auf diese begrenzten Warengruppen beziehen und 
so den Inhalt der an Branchen ggf. auch an Bedarfsgruppen 
orientierten Kenntnisse festlegen. 

in welchem Umfang die oben dargestellten Leitlinien in die Neu­
ordnung eingehen werden, ist eine weitgehend politische Ent­
scheidung. Gegenwärtig zeichnet sich jedoch ein Konsens für 
eine dreijährige, ungestufte Ausbildung einer Anrechnung des 
BGJ ab. 'Die Ausbildung würde alle Aufgabenkomplexe_eines 
Einzelhandelsbetriebes umfassen, jedoch ihren Schwerpunkt auf 
verkaufsbezogenen Aufgaben haben und .cJie organisatorischen 
Veränderungen im Verwaltungsbereich berücksichtigen. Waren­
kenntnisse und warenbezogene Fertigkeiten würden durch bran­
chenorientierte fachliche Ausbildungspläne berücksichtigt wer-
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den, die eine möglichst hohe Verbindlichkeit und eine möglichst 
problemlose Anpassung an veränderte Waren und Sortimente 
gewährleisten sollten. Modell würde es auch ermöglichen, 
die ur1;prüngliche Konzeption einer für alle Branchen des Einzel­
handels einheitlichen Ausbildung wiederherzustellen. 

Anmerkungen 

[1) Vgl.: Funktionsuntersuchung Einzelhandel -Arten, Aufgaben, Tätig­
keiten, Anforderungen und Werdegang der Berufstätigen im Einzel­
handel, Bericht der Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung 
über die Ergebnisse des ihr vom Bundesminister für Wirrschaft im 
Februar 1966 erteilten Forschungsauftrages, Sonn 1966 (nicht ver­
öffentlichtes Manuskript). 

[2) Vgl.: Funktionsuntersuchung, a.a.O., S. 102. 

[3) Vgl.: Funktionsuntersuchung, a.a.O., S. 104. 

[4) Vgl.: Bundesberufsgruppe kaufmännischer Angestellter der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft, Modell einer Neuordnung der Ausbildungs-
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berufe .,Verkäufer/in"' und .. Einzelhandelskaufmann", DAG-Haus· 
druck 1973 (o. Jahrgang). 

[5) Bargmann, H.; Müller, K.; Schickle, 0.; Tippelt, R.: Qualifikations· 
anforderungen im Einzelhandel, Heidelberg 1979, erscheint dem­
nächst. 

[6) Vgl.: Bargmann, H.: a.a.O., S. 330 ff. 

[7) Die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandelsgelangte zu einem 
ähhlichen Ergebnis: .,Zum einen war zu beobachten- und es ist anzu­
nehmen, daß sich dieser Trend fortsetzt- daß das Verhalten des Ver· 
brauchers und seine Einkaufsgewohnheiten wieder verstärkt zum 
Beratungs- und Verkaufsgespräch tendiert. Der Einzelhandel wird trotz 
Kostendruck diesem Wandel Rechnung tragen. Das impliziert aller­
dings, daß er in Zukunft mehr denn je qualifizierte Verkaufsmitarbei­
ter benötigt". Berufsausbildung im Einzelhandel -Entwicklung und 
Erwartung. 1970-1990 -. Köln 1979. Der Präsident der Hauptgemein­
schaft betonte auf dem .. Einzelhandels-Treff '80", daß Aus- und 
Weiterbildung eine dominierende Aufgabe für den Einzelhandel in den 
80er Jahren sei. Vgl. Handelsblatt Nr. 162 vom 25.08.1980. 

"Hochschultage Berufliche Bildung· '80" in Bremen 

Zwischen Utopie und machbaren Schritten zur Verbesserung 
lägen die Vorstellungen und Erwartungen darüber, wie die beruf­
liche Bildung in der Bundesrepublik Deutschland künftig aus­
sehen wird, soll oder muß. Das ist die Quintessenz der ,.Hoch­
schultage Berufliche Bildung 'SC", die von den Universitäten 
Bremen, Harnburg und Hannover vom 1. bis 4. Oktober in Bre­
men veranstaltet wurden. 

Die Spannweite dessen, was in den folgenden Tagen diskutiert 
wurde, kam bereits in den beiden Hauptreferaten des Eröffnungs­
tages zum Ausdruck. W. ·Lemperts (MPI) Analyse der gegen­
wärtigen Situation in der beruflichen Bildung, seine Auseinander­
setzung mit Reformideen und-modellengipfelte in der Forderung 
nach einer radikalen Reform der Berufsbildung und der all­
gemeinen Bildung, die für ihn nicht vorstellbar ist ohne eine 
Änderung der bestehenden Form der gesellschaftlichen Arbeit. 
Nach Lempert waren die bildungspolitischen Reformbestre­
bungen der vergangenen Dekade wenig erfolgreich. Weder wö rden 
Qualifikationslücken gefüllt noch Chancengleichheit erreicht. Das 
seit 1975 aufgrund quanti,ativer Probleme- sprich: Ausbildungs­
plätze - betriebene Krisenmanagement lasse die einmal gehegten 
Reformabsichten in den Hintergrund treten. 

Wenn aber das vielleicht wichtigste bildungspolitische Ziel -An­
gleichung der Bildungschancen, und dies insbesondere für den 
großen Teil der Auszubildenden - erreicht werden solle, dann 
gälte es, neue Ansätze zu entwickeln. Lemperts Vorschläge lassen 
sich stichwortartig folgt zusammenfassen: 

Reintegration von praktischer und theoretischer Bildung; die 
Überbetonung fachlicher Inhalte in betrieb! ichen Ausbildungs­
gängen müsse zurückgedrängt werden; andererseits sei es un­
sionig, dreizehn Schuljahre en-bloc zu durchlaufen, ohne 
auch nur eine Vorstellung von den Realitäten der Arbeitswelt 
bekommen zu haben. Ziel müsse es sein, allgemeine und beruf­
liche Bildung auch zeitlich stärker zu verschränken, so daß 
insbesondere die vertikale· Differenzierung der Berufe, wenn 
nicht aufgehoben,•so doch durchlässiger gestaltet werde. 

Demokratische Kontrolle der (Bildungs-)Bürokratie, ohne 
die reformerische Ansätze kaum erfolgreich durchgesetzt 
werden können. 

Abgehen von der Tausch- und Mehrwertproduktion und Hin­
wenden zur Gebrauchswertproduktion oder- um es mit einem 
gängigen und vielstrapazierten Schlagwort auszudrücken -
Systemveränderu-ng. Ohne diese bestünden weiterhin Kon­
kurrenz, Unsolidarität, Egoismus, Konformität, Gleichgültig­
keit gegenüber den Arbeitsaufgaben, Verschwendungswirt· 
schaft, die insgesamt für die Zukunft negative gesellschaft-
1 iche E ntwick I u ngen erwarten I ießen. 

Kurzfristig seien derartige Veränderungen nicht zl.J erwarten; 
trotzdem erschienen Maßnahmen nötig und möglich, die insbe· 
sondere zu einer stärkeren Verschränkung allgemeiner und beruf­
licher Bildung beitragen könnten, z. B. Ausbau des Praxisunter­
richts an allgemeinbildenden Schulen, des theoretischen Unter­
richts in Betrieben oder Förderungseinrichtungen wie ÜAS, 
verstärkter Experimentalunterricht; Verpflichtung zum Betriebs­
praktikum für alle Studenten; Bildungsurlaub, Humanisierung 
der Arbeitswelt und Mitbestimmung. Langfristig sei eine radikale 
Veränderung wohl nur als Folge einer tiefgreifenden ökonomi­
schen und gesellschaftlichen Krise denkbar, für deren Lösung 
eine Demokratisierung des Bildungs- und Beschäftigungssystems 
eine Notwendigkeit sei. 

Das andere Hauptreferat wurde von H. Schmidt (BI BB) gehalten. 
Im einleitenden Teil beschäftigte er sich mit den gesetzlichen 
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, unter denen Berufs­
bildungsforschung im BI BB betrieben wird. Spannungsfeld, ideal­
typische Vorstellungen, Schwierigkeiten und Chancen 
wurden deutlich bei der Darstellung der Organisation und Auf­
gaben des Instituts. Die folgenden Tage sollten wiederholt zeigen, 
daß diese institutionellen Kenntnisse bei manchem Berufsschul­
lehrer, Referendar oder Studenten nicht vorhanden sind. 
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Schmidt setzte Akzente im zweiten Teil seines Referates, der 
sich vor dem Hintergrund der vorher geschilderten Bedingungen 
mit drei wichtigen Schwerpunkten befaßte, deren erster "Abbau 
der Chancenungleichheiten - Sicherstellung eines qualitativ und 
quantitativ ausreichenden Angebots an beruflicher Bildung" war. 
Er wies in diesem Zusammenhang auf das regionale Gefälle 
zwischen Stadt und Land, die immer noch bestehenden starken 
Unterschiede in der Versorgung mit Ausbildungsplätzen zwischen 
einzelnen Branchen hin und auf die bis zur Diskriminierung rei· 
ehenden Unterschiede in der Versorgung von Personengruppen. 
Denn: Mädchen besetzen nur 38% der betrieblichen Ausbildungs· 
plätze, von denen darüber hinaus die meisten durch geringe 
Qualifikationen gekennzeichnet sind. Von 140.000 ausländi· 
sehen Jugendlichen zwischen 15 und 18 Jahren erhielten ledig· 
lieh 30.000 eine berufliche Ausbildung, 90.000 seien noch nicht 
einmal in der Berufsschule erfaßt. Immer noch biieben 180.000 
deutsche Jugendliche ohne Ausbildung. 

Seine Forderungen zielten insbesondere auf eine Steigerung des 
sächlichen und personellen Aufwands für die Durchführung der 
beruflichen Bildung ab. Pädagogisierung der Ausbildung am 
Arbeitsplatz, Systematisierung der Lernprozesse, Bildung klein· 
ster Lerngruppen, Zusatzqualifikationen für Ausbilder seien 
nötig, wenn man dem Anspruch, allen eine qualitativ annähernd 
gleichwertige Ausbildung zu bieten, gerecht werden wolle. Wo 
betrieb! iche - beispielsweise aufgrund einer 
nicht ausreichenden Wirtschaftsstruktur - fehlten, seien die 
Länder aufgefordert, diese Lücken durch den verstärkten Ausbau 
vollzeitschulischer beruflicher Bildungsgänge zu schließen. So· 
genannte "lernbeeinträchtigte" Jugendliche schließlich - dies 
zeigten die Ergebnisse von Modellversuchen - ließen sich sehr 
wohl für eine qualifizierte Facharbeitertätigkeit ausbilden. Nur 
müsse Tendenz dahin gehen, diese Ausbildung im Zweifels· 
falle zu verlängern, nicht aber auf zwei Jahre zu verkürzen und 
damit diese Jugendlichen nahezu automatisch für untergeord· 
nete Tätigkeiten zu rekrutieren. 

Steigerung der individuellen Verwertbarkeit von beruflichen 
Qualifikationen - der von ihm angesprochene zweite Schwer· 
punkt - sei nötig, wenn künftige Facharbeiter den sich abzeich· 
nenden Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt folgen können 
sollten. Gerade weil die Qualifikationsforschung nur schwer in 
der Lage sei, Anforderungsprofile künftiger Facharbeiterqualifi· 
kationen, insbesondere unter dem Einfluß technologischer und 
wi'rtschaftlicher Entwicklungen hinreichend exakt zu bestim· 
men, müßten Lehrlinge so ausgebildet werden, daß sie den zu 
erwartenden, aber in Art und Umfang kaum prognostizierbaren 
Veränderungen folgen können. Die Qualifikationsforschung 
liefere dazu wichtige Orientierungspunkte. 

Daraus ergäbe sich die Konsequenz einer breiten beruflichen 
Grundbildung und einer nur mäßig Fachbildung. 
Spezialisierung sei vordringlich Aufgabe der Weiterbildung, die 
in einem nicht zu großen Abstand nach Abschluß der Erstausbil· 
dung einsetzen müsse. Darüber hinaus sollten eine breite beruf· 
liehe Erstausbildung und eine früh einsetzende berufliche Weiter· 
bildung erhebliche Anteile aus dem Bildungsbereich enthalten, 
der heute immer noch als "allgemein" bezeichnet werde. 

Insgesamt gehöre dazu aber auch letztlich eine Verbesserung 
des Systems der beruflichen Bildung. Die Abstimmung der Aus· 
Bildungsinhalte und die gemeinsame Planung der Lernprozesse 
il) den verschiedenen Lernorten sei eines der wichtigsten Felder; 
die Beziehungen zwischen beruflicher Erstausbildung und berufli· 
eher Weiterbildung seien verbesserungswürdig; die Finanzierungs· 
frage werde auch künftig kaum aus der öffentlichen Diskussion 
verschwinden. & rief Berufsschullehrer und Ausbilder zu einer 
stärkeren Kboperatjon auf und stellte zur Diskussion, wann das 
allgemeinbildende Schulwesen die Bereitschaft zeige, Inhalte der 
beruflichen. Bildung als gleichberechtigt in den klassischen Fä­
cherkanon des Gymnasiums aufzunehmen und Hochschulen 
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Berufspädagogen ausbildeten, die eine -'konkrete Vorstellung 
von den Realitäten der Arbeitswelt in den Betrieben hätten. 

Wenn auch Lemperts und Schmidts Vorstellungen als diametral 
entgegengesetzt erschienen, so zeigte sich doch eine wichtige 
Gemeinsamkeit in der Aussage, daß berufliche und allgemeine 
Bildung nicht länger gegeneinander abgeschottet werden dürften. 
Beide machten klar, daß auf den" Lernort Betrieb" auch künftig 
nicht verzichtet werden kann. 

Konzept und Ergebnisse der Tagung 

Im Versuch, alle an der Berufsbildung Seteil igten zu Bestands· 
aufnahme und Diskussion zusammenzuführen, sah F. Rauner 
(Universität Bremen) Sinn und Zweck der Tagung. Weder sollten 
akademische Exkurse -gehalten noch ein berufspädagogisches 
Szenarium entwickelt werden. Es· sei vielmehr die Absicht, so· 
wohl fachrichtungsübergreifend als auch über die unterschiedli· 
chen Interessengruppen, Institutionen oder Verbände hinweg zu 
einem Gespräch zu gelangen, .. Theorie" und "Praxis" sozusagen 
in der Diskussion zu vereinen. Insbesondere an diesem Anspruch 
werden sich die "Hochschultage Berufliche Bildung '80" messen 
lassen müssen. 

Sie gliederten sich in Plenarveranstaltungen, Fachtagungen, 
Workshops und Foren. Die Plenumsveranstaltung des ersten 
Tages stand im Zeichen der Eröffnungsvorträge und einer an· 
schließenden Podiumsdiskussion zum Thema "Beruf und Bil· 
dungssystem"; die des zweiten Tages begann mit einem Vortrag 
des für Bildung und Wissenschaft, Jürgen 
Schmude. Es folgten Vorträge verschiedener Referenten aus dem 
benachbarten Ausland, die über die jeweiligen Berufsbildungs· 
systeme ihrer Länder berichteten und sich an der anschließenden 
Podiumsdiskussion beteiligten. 

Die Teilnalime ausländischer Kollegen erwies sich als positiv. 
Generell trägt sie dazu bei, die eigenen Probleme und Schwierig· 
keiten nicht überzubewerten und fördert gleichzeitig das Ver· 
ständnis für die Situation der Nachbarn. Es wäre wünschenswert, 
würden auch an den angekündigten Folgeveranstaltungen wieder· 
um ausländische Gäste beteiligt sein. 

Arbeitsschwerpunkte der "Hochschultage" lagen eindeutig in 
den Fachtagungen und Workshops, die am dritten und vierten 
Tag ganztägig durchgeführt wurden. ln ihnen liefen die fachlich 
relevanten Diskussionen und wurde ver· 
sucht, zu analysieren und Lösungswege aufzuzeigen. Dieses Fach· 
tagungsangebat konnte sich sehen lassen. Einerseits gab es 
Tagungen zu beruflichen Fachrichtungen wie Elektrotechnik, 
Metalltechnik, Sozialwissenschaft/Sozialpäcfagogik und Wirt· 
schaft, andererseits zu Themenschwerpunkten wie ,,Jugend I iche 
ohne Ausbildungsvertrag", "Berufliche Bildung von Frauen -
Berufskarrieren oder Lebenschancen" oder "Sport und beruf· 
liehe Bildung". Dazu traten Workshops zu den Themen "Kinder· 
tagesstätte", "Didaktik beruflichen Lernens" und "Neuordnung 
der Elektroberufe". Im Foyer bot sich die Möglichkeit, lnfor· 
mationen von Instituten, Schulen, Betrieben, Schulbuch· oder 
Lehrmittelverlagen einzuholen. 

Eine - auch nur kurze - Einzelberichterst11ttung über den Ver· 
lauf und die Ergebnisse dieser Fachtagungen und Workshops 
würden den Rahmen dieses Berichts sprengen. Die Universität 
Bremen hat angekündigt, die Ergebnisse der Tagung zu publizie· 
ren. Darüber hinaus beabsichtigt auch die BWP,,einzelneAspekte 
in den nächsten Heften nochmals aufzugreifen. 

Seitens der Veranstalter ·wurde von einer Teilnehmerzahl von 
1200 Besuchern gesprochen, die sicherlich etwas zu hoch ge· 
griffen war. Dabei handelte es sich überwiegend um Lehrer, 
Referendare, Hochschulangehörige und Studenten; Ausbilder 
oder Ausbildungsleiter, Auszubildende und Gewerkschaftler, die 
in dieser Funktion in Erscheinung traten, waren gegenüber den 
anderen Gruppen deutlich unterrepräsentiert. 

Abstriche mußten bei der Liste der vom Veranstalter namentlich 
angekündigten Beteiligten an den Fachtagungen und Workshops 
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gemacht werden: Dies mag verschiedene Ursachen haben. War es 
Wunschdenken der Veranstalter, das zu diesen Ankündigungen· 
führte oder die. Scheu, an der politisch bisweilen inkriminierten 
Universität Bremen aufzutreten, d!e zum N,ichterscheinen manch 
Eingeladenen beitrug? Oder wurde einfach übersehen, daß zur 
gleichen Zeit andere Veranstaltungen im Bereich der beruflichen 
Bildung liefen? Ganz sicher handelte es sich bei einem Teil der 
Absagen um jene, die bei solchen Tagungen unvermeidlich sind. 

Die Massierung bestimmter Gruppen im Teilnehmerspektrum 
bedeutete von vornherein die Gefahr, daß Diskussionen entweder 
kaum zustande kamen oder in bestimmte Richtungen liefen. Es 
scheint ganz offensichtl icli immer noch für manche ein Problem 
der Verständigung zu bestehen, das sich verstärken kann, wenn 
einige Wenige relatil( homogenen größeren Gruppen gegenübl!r­
stehen. Die Erfahrungen ware'n unterscliiedl ich. Es gab Veran­
staltungen, in denen zwar kontrovers und interessengeleitet dis­
kutiert wurde, man sich aber trotz oder wegen allen Engage­
ments verständigen konnte. In anderen wiederum herrschte der 
Eindruck vor, als hätte der ,.bialog der Taubstummen" begon­
nen. Es ruft nun mal je nach Standpunkt ein leichtes Grinsen 
oder ein gequältes Lächeln hervor, wenn ein Hochschullehrer die 
Frage nach seiner Praxiserfahrung nur mit dem Hinweis auf seine 
wissenschaftliche Laufbahn beantworten kann, dient aber kaum 
der Verständigung. Dies gilt noch viel mehr für jene Vorträge, 
die ganz gezielt für eine bestimmte Klientel gehalten werden. 
Der Referent erntet zwar den erhofften Beifall der Angesproche­
nen, verschließt sich allerdings selbst den Zugang zu anderen. 
Die offenen"Fragen der Berufsbildung werden jedoch durch das 
Messen der Phonstärke des Beifalls kaum einer Lösung zugeführt. 

Günter Kühn 
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Resümee 

Wie kann eigentlich ein Resümee dieser Veranstaltung aussehen? 
Letztlich muß dies jeder der Teilnehmer für sich allein ziehen, es 
kann nur Ausdruck der eigenen Meinung sein. 

Positiv ist meines Erachtens b'ereits der Versuch zu werten, eine 
solche Veranstaltungsreihe zu starten, denn die Veranstalter 
kündigten die Fortsetzung 1982 in Hannover an. Die ,.Hoch­
schultage Bildung" könnten dann eine Chance haben, 
wenn es gelänge, sie zu einem echten Diskussionsforum aller'an 
der Berufsbildung Beteiligten werden zu lassen, in dem die an­
stehenden Probleme miteinander besprochen werdEm können, 
ohne daß sich dies im Austausch von Grundsätzlichem erschöpft. 
Gelingt dies nicht, so wird es sich sehr bald um eine jener univer­
sitären Veranstaltungen" handeln, deren Wirkung und Zugkraft 
auf den Hochschulbereich beschränkt bleiben. Hochschulangehö­
rige, Studenten und unter Umständen Lehrer repräsentieren 
jedoch wohl kaum die Mehrheit jener, die unmittelbaren Bezug 
zur Berufsbildung haben. 

Es heißt also für die beteiligten Flochschulen, aus der .,Sub­
kultur" oder besser vielleicht der .,Insel herauszu­
treten, Kontakte aufzunehmen, zu verstärken und auszubauen, 
wenn die geplanten .. Hochschultage Berufliche Bildung '82" dem' 
hochgesteckten Ziel entsprechen sollen. Die Veranstalter werden 
sicherlich ihre Erfahrungen gesammelt haben und sie sorgfältig 
auswerten. Sie verdienen, so meine ich, schon allein ifn Hinblick 
auf geleistete Arbeit die kritische Solidarität aller an der 
Berufsbildung Interessierten. 

Die Integration. vqn Einwanderern in Großbritannien 

Die Ausgangslage, 

Großbritannien hat in den letzten 59 Jahren mehrere Einwande­
rungswellen erlebt: 

o mit Beginn der nationalsozialistischen·Gewaltherrschaft und 
im Verlauf des 2. Weltkrieges von Kontinentaleuropäern aus 
allen Ländern Europas, 

o nach 1945 von zahlreichen Angehörigen der überseeischen 
Commonwealthstaaten, 

o Im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Expansion im 
Verlauf der fünfziger und sechziger Jahre von Angehörigen 
aus der Türkei und den südeuropäischen Ländern - insbe­
sondere Italien -, 

o in den letzten,Jahren von politischen FIQchtlingen aus Latein-
Amerika, Afrika und Asien. 

Die Hauptkontingente seit 1945 stellen allerdings Einwanderer 
vom indischen Subkontinent und der Karibik dar. 

Bei der letzten Bevölkerungszählung 1971 wohnten 2,58 Mill. 
Ausländer in Großbritannien bei einer Gesamtbevölkerung von 
rund .. 55 Mill. Da ein Teil der Einwanderer die britische 
Staatsbürgerschaft besitzt bzw. sie ')ach zehnjährigem 
in Großbritannien erhalten kann, soll der Kreis derer, die mit 
Eingliederungsproblemel'l zu kämpfen haben, gegenwärtig um 
einiges höher liegen und schätzungsweise 7 Prozent betragen. 
(Vergleich: in der Bundesrepublik Deutschland betrug 1979 
der Ausländeranteil 4,158 Mill. oder 6,7% der Gesamtbevölke­
rung; zu denjenigen Bevölkerungsteilen, die jedoch in der Bun: 
desrepublik Deutschland eingegliedert werden, müßten beispiels­
weise auch die deutschstämmigen Aussiedler aus Osteuropa ge­
zählt werden, so daß man ebenfalls auf etwa 7% der Bevölkerung 
kommt, die im Eingliederungsprozeß steht). 

Die verschiedenen Einwanderungsgruppen in Großbritannien 
konzentrieren sich ähnlich wie in der Bundesrepublik auf be­
stimmte Gebiete: 
Es sind dies vor allem der Groß-Londoner Raum, South Lanca­
shire und die West Midlands. Über die Hälfte aller Einwanderer 
leben in Groß-London (Wohnbevölkerung: 8,3 Mill.); das Bild 
ganzer Stadtteile wi.rd von einzelnen Einwanderungsgruppen ge- · 
prägt. 

Durch Einschränkungen der Einwanderungsmöglichkeit und der 
Arbeitsaufnahme für Ausländer durch die britische Regierung in 
den 60er Jahren erhöhten sich die Zahlen für erwachsene männ­
liche Einwanderer- ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutsch­
land nach dem Anwerbestopp von 1973 -·nicht mehr wesef)tlich; 
dagegen stieg der Anteil der einreisenden ausländischen Frauen 
und Kinder erheblich an. 

Aspekte britischer Einwanderungspolitik 

Von Anfang an stand die i'ntegration der Einwanderer im Mittel­
punkt der britikhen Einwanderungspolitik. Nach einer Anlauf­
zeit in den"60er Jahren, in der die britische Einwandefungspolitik • 
.erkennen mußte, daß die Integration der Einwanderer sich nicht 
von selbst vollzieht, verfuhr sie nach' dem amerikanischen Vorbild 
der .. Schmelztiegel-Politik", die auf eine völlige Assimilation ab­
zielte. Im Verlauf der 70er Jahre s'l!tzte sich dann der Gedanke 
an eine .. multi-cultural-society" durch. Dies ist heute das Leit­
ziel'britischer Einwanderungspol itik. 

Das Hauptproblem einer l,ntegration liegt vor allem in der wirt­
schaftlichen Eingliederung. Aufgrund der schwierigen ökonomi-, 
sehen Lage Großbritanniens, die durch eine hohe Arbeitslosigkeit, 
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u.a. bedingt durch den Wegfall zahlreicher gering qualifizierter 
Arbeitsplätze, gekennzeichnet ist, entsteht zunehmend ein Kon­
kurrenzkampf um Arbeit zwischen den Einwanderern und den 
alteingesessenen Briten. Hin zu treten Integrationsschwierigkeiten 
durch mangelnde Beherrschung der englischen Sprache und 
durch ein unterschiedliches Bildungsniveau. 

Die Bedeutung der Beherrschung des Englischen für die Einglie· 
derung von Emigranten ist deshalb in der britischen Einwande­
rungspolitik zu einem zentralen Anliegen geworden. Es zeigte 
sich nämlich, daß man das Erlernen der englischen Sprache nicht 
der Umwe'lt und den individuellen Möglichkeiten und Zufällig­
keiten .überlassen konnte, sondern daß eine gezielte Sprachförde­
rung notwendig ist, um nennenswerte Abhilfe zu schaffen. 

Zentrale Träger einer sprachlichen und bildungsmäßigen I nte· 
grationvon Einwanderern sind sowohl die britischen allgemein· 
bildenden Schulen als auch berufsvorbereitende und berufliche 
Einrichtungen für Jugendliche und Erwachsene (u.a. Job-Prepa· 
ration-Units; Vocational Skiii-Centers; Adult-Education Centers) 
geworden. In beiden Bereichen wurden regional9 Sondereinrich­
tungen geschaffen, die als didaktische Entwicklungs-, als Lehrer­
fortbildungs-, als Sprach· und als Beratungszentren fungieren. Die 
Regionalisierung der Verantwortlichkeit für den Unterricht und 
die Curricula auf der Ebene dieser Einr-ichtungen und Schulen 
führt zu einem flexiblen Eingehen "vor Ort" auf die örtlichen 
Bedingungen, auf die sich verändernden Bedürfnisse und Erfor· 
dernisse von Schule und Schüler. Ober die Finanzierung haben 
sich wiederum die übergeordneten Schulbehörden ( Local 
Educational Authorithy/LEA und das Department of Education 
ancj Science/DES) eine Einflußnahme gesichert. 

Zur beruflichen Qualifizierung von Einwanderern. in Groß· 
britannien 

Für den britischen Jugendlichen bestehen, wenn er die Pflicht· 
schul:z;eit absolviert hat und im Anschluß eine (praktische) Be­
rufsausbildung anstrebt, die Möglichkeit 

- eine überwiegend beruflich ausgerichtete vollzeitliche Aus­
bildung an einer weiterführenden Bildungsstätte anzustreben; 
dort können auch zusätzliche Qualifikationen erworben bzw. 
nachgeholt werden; 

eine betrieblich,e Berufsausbildung (apprenticeship) zu absol­
vieren, die eventuell mit einem Teilzeitbesuch einer weiter­
führenden Bildungsstätte verbunden ist [1]. 

Für cjen Erwachsenen bieten sich ähnliche Möglichkeiten zur Er­
langung und/oder zur seiner beruflichen Oualifika­

an: sowohl auf. dem schulischen Sektor (vocational adult 
education) als auch am Arbeitsplatz bzw. innerbetrieblich oder 
in einer betriebsnahen Einrichtung (adult vocational training) 

eine berufliche Qualifizierun9, möglich. Eine mit deutschen 

MODELLVERSUCHE 

Verhältnissen vergleichbare duale, Ausbildung zum Facharbeiter 
als berufliche Regelausbildung mit entsprechender Qualifkations­
breite wird aber 'in Großbritannien nicht praktiziert. 

ln diesem Zusammenhang fällt auf, daß in Großbritannien die 
Grenzen zwischen beruflicher (Erst-)Ausbildung und beruflicher 
Weiterbildung teilweise sehr fließend sind. 

Im ganzen scheint das britische Berufsbildungssystem gerade 
auch aufgrund offener Strukturen dem Einwa'nderer reelle 
Chancen für eine qualifizierte Berufsbildung zu bieten. So können 
relativ formlos fehlende Abschlüsse nachgeholt und Bildungs­
defizite reduziert bzw. beseitigt werden durch eine Reihe von 
Förderungsmaßna,hmen ·vor oder im Verlauf einer beruflichen 
Ausbildung. VJJn Vorteil sind dabei die verschiedenartigen Mög­
lichkeiten zur schrittweisen Erlangung von beruflichen (Teil-) 
Qualifikationen - in dem Maße, in dem sie auch tatsächlich 
Grundlage für eine qualifizierte Berufsausübung sind. Dies scheint 
jedoch nicht die Regel zu sein, denn die Masse der Einwanderer 
- insbesondere vom indischen Subkontinent und der Karibik -
ist nicht ausreichend beruflich qualifiziert, um in dem sich ver· 
schärfenden Konkurrenzkampf mit den alteingesessenen lnsel­
bevyohnern einigermaßen bestehen zu können. 
Die Finanzierung der sozialen und beruflichen Eingliederung 
von Einwanderern in Großbritannien erfolgt in der Regel im 
Rahmen der üblichen Finanzierungsprogramme zur Förderung 
der beruflichen Qualifikation und Verhinderung bzw. Bekämp­
fung der - insbesondere hohen Jugendarbeitslosigkeit [2]. 

lnfolge des starken Zuschnitts der beruflichen, berufsvorberei­
tenden und berufsbegleitenden Bildungsmaßnahmen auf die 
Teilnehmer hin werden Maßnahmen bei ausschließlicher oder 
überwiegender Besetzung durch Einwanderer im wesentlichen 
auf 

1
die Bedürfnisse und Erfordernisse dieser Teilnehmer ausge­

richtet; so werden sie zu Maßnahmen für "Einwanderer". Die 
derzeit eintretenden, teilweise dr'astischen Einsparungen öffent· 
licher Ausgaben treffen auch diesen Sektor. Eine ernsthafte Ge­
fährdung laufender Programme wird aber nicht erwartet. 

Anmerkungen 

[ 1] Zur Dar.stellung des beruflichen Bildungswesens in Großbritannien 
siehe u. a.: Bildungswesen im Vergleich. 10. Materialien zur Bildungs­
planung. Hrsg.: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 
Bonn 1979. 

[2] S. u.a.: 

- A Setter Start in Warking Life. Presente"d by the Secretaries of 
State for Employment, for Education and Science, for lndustry, 
for Scotland and·for Wales, ' 

Education and the World of Work. Presented by the Association 
of Metropolitan Authorities, December 1979, 

- Bildungswesen im Vergleich. 10. Materialien zur Bildungsplanung. 
Hrsg.: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Bonn, 
1979. 

Erfahrungsaustauscn der Modellversuche zur Berufs­
vorbereitung und Berufsausbildung benachteiligter 
Jugendlicher 

Am 29. und 30. September 1980 hat im Bundesinstitut für 
Berufsbildung ein erster Erfahrungsaustausch von Wirtschafts­
Modellversuchen zur Berufsvorbereitung und Berufsausbildung 

benachteiligter Jugend I ich er stattgefunden. Tei !genommen haben 
Durchführungsträger und wissenschaftliche Begleitungen folgen­
der Modellversuche: 
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Du rehführungsträger 

Jugendheim 
Johannesburg, 
Surwold 

Gemeinnützige 
Gesellschaft für 
Paritätische Sozial­
arbeit Hannover mbH, 
Hannover 

Stephansstift, 
Hannover 

Arbeiterweh I fahrt, 
Minden 

Senator für Familie, 
Jugend und Sport, 
Berlin 

Verein zur Förderung 
der Berufsausbildung 
im Raum Rüsselsheim/ 
Raunheim, 
Rüsselsheim 

Philips GmbH" 
Apparatefabrik, 
Wetzlar 

Handwerkskammer 
für Mittelfranken, 
Nürnberg 

Modellversuchstitel 

Integration der Berufsausbildung 
verhaltensgestörter und nicht verhal­
tensgestörterJugendlicher 

Berufliche Integration jugendlicher 
Drogen- und Alkoholgefährdeter 
im Rahmen einer therapeutischen 
Werkstattarbeit 

Verbesserung der Integration verhal­
tens-und lerngestörter.Jugendlicher in 
das Berufsleben 

Modellversuch einer Berufsausbildung 
für schwer' vermittelbare Jugendliche 
mit sozialpädagogischer und wissen­
schaftlicher Begleitung 

Ausbildung Jugend I ich er in anerkann­
ten Ausbildungsberufen im Jugend­
hilfebereich 

Berufsausbildung mit besonderer Lern­
unterstützung 

Ausbildungsvorbereitung schwer ver­
mittelbarer Jugend I ich er 

Berufseingliederung und Berufsausbil­
dung Jugendlicher ohne Hauptschul­
abschluß 

Bei der Modellversuchsgruppe handelt es sich im wesentlichen 
um .,lernschwache" Jugendliche und junge Erwachsene (das 
Durchschnittsalter im 1. Modellversuchsjahr schwankt zwischen 
16 .und 20 Jahre). Unter ihnen sind in zwei Vorhaben Teilneh­
mer, die im Rahmen der Fürsorgeerziehung bzw. der freiwilligen 
Erziehungshilfe in den Heimen der Durchführungsträger leben. 
In einem Modellversuch werden ehemals Suchtabhängige ausge­
bildet. In den anderen Modellversuchen sind Teilnehmer, die zu­
meist wegen ihrer schwachen schulischen Leistungen auf dem 
regulären Arbeitsmarkt keinen Ausbildungsplatz gefunden haben 
und deshalb als .,schwer vermittelbar" gelten. 

Alswesentliche Merkmale der Modellversuche können angesehen 
werden: 
1. Den Teilnehmern soll eine Ausbildung in anerkannten Ausbil­

dungsberufen vermittelt werden. Mit der Ausbildung für die 
als schwierig bezeichneten Teilnehmer soll die Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Integration in das Erwachsenenleben ge­
schaffen werden. 

2. Es soll eine adressatengemäße Ausbildung durchgeführt wer­
d!m. Dazu gehört in allen Modellversuchen die Berücksichti­
gung sozialpädagogischer Aspekte in der Ausbildung. In den 
meisten Vorhaben kommt noch eine Ausdehnung der Ausbil· 
dungszeit, z. B. durch die Einbeziehung berufsvorbereitender 
Maßnahmen, hinzu. 

3. ln den meisten Modellversuchen wird die Ausbildung über­
wiegend in Lehrwerkstätten durchgeführt. 

4. Die wissenschaftliche Begleitung übernimmt in den meisten 
Modellversuchen versuchsstützende Aufgaben und ist maß­
geblich an der Ausfüllung der Modellversuchskonzeptionen 
beteiligt. 

Ein Sammelband, in dem die einzelnen Modellversuche und die 
Ergebnisse des Erfahrungsaustausches vorgestellt werden, er­
scheint demnächst als Heft 7 in der BIBB-Reihe .,Modellversuche 
zur beruflichen Bildung". 

Dietmar Zielke, 8/88 8erlin 

Kurzbeschreibung des Modellversuchs "Berufsausbildung 
mit besonderer Lernunterstützung" in Rüsselsheim 

Am 1.09.1 980 begann die Ausbildung im Modellversuch .,Berufs­
ausbildung mit besonderer Lernunterstützung" in Rüsselsheim. 

Ziel des Modellversuches ist es, in zwei Ausbildungsdurchgängen 
48 Jugendliche in dem dreijährigen anerkannten Ausbildungs­
beruf .,Betriebsschlosser" auszubilden. 
Durchführungsträger des Modellversuchs ist ein rechtsfähiger 
Verein; Mitglieder sind: 

die Stadt Rüsselsheim 
der Kreis Groß-Gerau 
die Stadt Raunheim und 
die Firma Adam Opel AG Rüsselsheim. 

Lehr- und Lernort ist eineaußerbetriebliche Berufsbildungsstätte 
mit betrieblicher Phase und integriertem Berufsschulunterricht 
in Rüsselsheim. 
Die erforderlichen Mittel zur finanziellen Sicherstellung des 
Modellversuchs werden sowohl vom Bundesministerium für Bil­
dung und Wissenschaft als auch von den verschiedenen Träger­
mitgliedern, zum Teil mit Zuschüssen des Landes Hessen, bereit­
gestellt. Der Hauptanteil de( Förderung entfällt dabei auf das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, vertreten durch 
das Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin. 

Entstehung und Konzeptionalisierung des Modellversuches 

Die Initiative zum Modellversuch geht zurück auf die Jahre 74/ 
75 und waren Reaktion auf das immer größer werdende Problem 
der Jugendarbeitslosigkeit. 
Auch im Rüsselsheimer Raum ist die Zahl der angebotenen 
Berufsausbildungsstellen nicht in gleichem Maße gestiegen wie 
die Zahl der ausbildungssuchenden Schulabgänger. ,Dies hatte 
zur Folge, daß besonders Sonderschüler, Hauptschüler ohne 
oder mit schlechtem Abschluß, generell Mädchen und ausländi­
sche Jugend I iche, vonJugendlichen mit .,höheren" Schulabschlüs­
sen vom Ausbildungsstellenmarkt verdrängt wurden. 
Die Jugendlichen, die nunmehr ihre Ausbildung aufgenommen 
haben, kommen aus verschiedener Fördermaßnahmen der Volks­
hochschule Rüsselsheim (Förderungslehrgang für .,berufsunreife" 
Jugendliche, Grundausbildungslehrgang Metall, MBSE-Maßnah­
me zur sozialen "und beruflichen Eingliederung ausländischer 
Jugendlicher und einem Tageshauptschulabschlußkurs). 
Sie haben sich -zum Teil mehrfach - erfolglos um einen Aus­
bildungsplatz beworben. 
Sie, ihre Eitern, Betreuer, Gewerkschaftler und einige Politiker 
forderten von Anfang an eine qualifizierte, anerkannte Berufs-
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ausbiiCiung, die nunmehr nach fünfjähriger Öffentlichkeitsarbeit 
in dem Modellversuch verwirk I icht werden kann. 
Insgesamt wurden 24 Jugendliche in den ersten Ausbildungs· 
durchgang zum 1.09.1980 aufgenommen. Dies sind 1.7 männ­
liche Jugendliche, 7 weibliche Jugendliche; davon sind 4 auslän­
dische Jugendlich'e (Spanierin, Jugoslawe, Türke, Italiener). Sie 
sind zwischen 15 und 20 Jahre alt. 

Die. Jugend I ichen werden von 2 Ausbildern und 2 Sozialarbei­
tern/in und einem Berufs'schullehrer ausgebildet. In dem Modell­
versuch sind derzeit außerdem noch 1 Leiter, 1 Buchhalterin/ 
Sachbearbeiterin, 1 Sekretärin/Sachbearbeiterin und 3 wissen­
schaftliche Mitarbeiter beschäftigt (davon 2 Hai btagsstellen). 

Der Modellversuch hat insgesamt eine Laufzeit von 5 Jahren: 

Vorlauf 1.02.1980 - 31.08.1980 
Durchführung 1.09.1980- 31.08.1984 

Nachbereitung 1.08.1984-31.01.1985 

Es ist beabsichtigt, als Innovation zur qualitativen Verbesserung 
von Berufsausbildung im Sinne der Regelausbildung (§ 25 BBiG), 
das Ausbildungscurriculum unter berufspädagogischen und so­
zialpädagogischen Aspekten neu zu bestimmen. 
Entsprechend wird bei der· Konzeption des Curriculums ange­
strebt, daß allgemeinbildende, fachtheoretische, fachpraktische 
sowie sozialpädagogische Ausbildungsanteile integriert werden. 
Es ist ein Synthesekonzept unterschiedlicher Lernorte zu ent­
wickeln. Es sind Formen kooperierenden Lernens anzustreben, 
die geeignet sind, die Motivation der Jugendlichen sowohl hin­
sieht! ich der zu erwerbenden beruflichen als auch kommunika­
tiven Kompetenz zu entwickeln und zu stabilisieren. 

Die Methoden projektorientierter Ausbildung sind dahingehend 
zu prüfen, inwieweit sie dem Anspruch eines umfassenderen 
Lernens, Vermittlung komplexer Kenntnisse und Fähigkeiten 
fachlicher und sozialer Art gerecht werden. 
Ein Bestandteil des Curriculums ist die Zusammenarbeit von 
Meistern, Sozialarbeitern und Berufsschullehrern. Die gemein· 
same Entwicklung, Durchführung und Überprüfung des Aus­
bildungscurriculums soll die Integration der verschiedenen 
Ausbildungsanteile gewährleisten. Gleichzeitig soll damit sicher­
gestellt werden, daß im ständigen Rückgriff auf die konkreten 
Praxiserfahrungen mit den Jugendlichen Ausbildungsziele nicht 
abstrakt über die Köpfe und Interessen der Jugendlichen hin­
weggeplant werden, sondern diese als Handelnde und Erkenn.en· 
de einbezogen werden. 

Der Prozeß der .,formativen Evaluation" schließt die den Modell­
versuch Durchführenden selbst in einen Lernprozeß hinsichtlich 
der Veränderung und Neubestimmung ihrer Kompetenz und 
ihrer Rolle als Ausbilder mit ein. 
Das gilt in gleicher Weise für die Arbeit der wissenschaftlichen 
·Begleitung. Die ständige Evaluierung des Curriculums ist gemein­
sam mit den Durchführenden in Form ausbildungsbegleitender 
Praxisreflexion zu leisten. Für die wissenschaftliche Begleitung 
ist Praxisreflexion_somit einerseits auch Ort und Gegenstand 
wissenschaftlicher Untersuchung, als auch der Ort, an dem Un­
tersuchungsergebnisse auf dem Hintergrund der konkreten Er­
fahrungsebene gemeinsam reflektiert werden und auf diese Weise 
in die Realisierung des Curriculums zurückfließen. 
Verein zur Förderung der Berufsausbildung Jugendlicher im 
Raum Rüsse/sheim/Raunheim e. V. - wissenschaftliche Beglei­
tung - Bernhard-Adelung-Str. 42, 6090 Rüsse/sheim. 

Modellversuchsprogramm zur Förderung der Ausbildung von 
ausländischen Jugendlichen in anerkannten Ausbildungs­
berufen 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat für 
interessierte Träger (z.B. Betriebe, Kammern, Innungen oder 

hierfür gegründete Zusammenschlüsse) ein Modellversuchs­
programm zur Förderung der Ausbildung von ausländischen Ju­
gendlichen in anerkannten Ausbildungsberufen vorgelegt. 

ln diesen Modellversuchen sollen neue Wege und gezielte För­
zur betrieblichen Berufsausbildung junger Aus­

länder entwickelt und erprobt werden. Die vom Bund geförder­
ten uhd vom Bundesinstitut für Berufsbildung betreuten Modell­
versuche sollen einander so ergänzen und stützen, daß sie in 
ihrer Gesamtheit Lösungsmöglichkeiten für alle wesentlichen 
Probleme ergeben, die bei der Ausbildung von jungen Ausländern 
auftreten können. 

Ziel 

Durch das Modellversuchsprogramm sollen die Berufsbildungs· 
chancen solcher jungen Ausländer verbessert werden, die wegen 
ihrer Sprachschwierigkeiten und aufgrund von Mängeln in der 
Schulbildun9,. zum erfolgreichen Abschluß einer Berufsausbil­
dung zusätzlicher Förderung bedürfen. 
ln den Modellversuchen. sollen neue inhaltliche, methodische 
und organisatorische Hilfen für die betriebliche Berufsausbil­
dung dieser Jugendlichen entwickelt, erprobt und zur Umset­
zung ausgewertet werden. Diese l:lilfen sollen dazu beitragen, 
daß das Angebot an geeigneten Ausbildungsplät· 

zen für ausländische Jugendliche erhöht wird und dadurch eine 
größere Anzahl von ausländischen Jugendlichen in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden können. 
Durch das Modellversuchsprogramm sollen die Betriebe, insbe­
sondere Klein- und Mittelbetriebe, dazu angeregt werden, sich 
stärker als bisher auf die Ausbildung von ausländischen Jugend­
lichen einzustellen und ihnen eventuell notwendige zusätzliche 
Förderangebote zu machen. 

Aufgaben 

Die Modellversuche sollen sich auf die Lösung der folgenden 
Aufgaben konzentrieren: 

1. Aufklärung von ausländischen Jugendlichen und ihrer Ettern 
über Ausbildung und Beruf sowie über geeignete Fördermög­
lichkeiten (Aufklärungs- und Motivationsphase). 

Die meisten jungen Ausländer - und ihre Eitern - sind an 
einer Berufsausbildung interessiert. Da sie aber oft gerade 
wegen Sprachschwierigkeiten und nicht ausreichender schuli­
scher Vorbildung keinen' Mut zu einer Bewerbung haben, 
oder zum Beispiel aus Unkenntnis über die vorha'ndenen Mög­
lichkeiten den Ausbildungswunsch zu früh wieder aufgeben, 
müssen Mittel und Wege gefunden werden, den Jugendlichen 
und ihren Eitern Mut zu machen und ihnen durch Hinweise, 
Rat und konkrete Angebote von Fördermöglichkeiten zu 
helfen. 
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2. Entwicklung von zusätzlichen Fördermöglichkeiten zum 
Abbau noch vorhandener Sprach- und Bildungsdefizite vor 
und während der Ausbildung im Betrieb. 

Viele Unternehmen - insbesondere im Bereich des Hand­
werks, wo Klein- und Mittelbetriebe überwiegen- haben Sor­
gen, wie sie künftig ihren Fachkräftebedarf decken können. 
Aus Umfragen ist aber auch bekannt, daß viele Betriebe 
Schwierigkeiten bei der Ausbildung von jtmgen Ausländern 
befürchten. Hier muß nachgewiesen werden, daß auch junge 
Ausländer mit erheblichen Sprach- und Lernschwierigkeiten 
bei entsprechender Förderung mit Erfolg in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden können. Anderer­
seits wird nachzuweisen sein; daß ein großer Teil der auslän­
dischen Jugendlichen ohne großen zusätzlichen Aufwand 
ausgebildet werden kann. 

3. Erarbeitung von Inhalten sozialpädagogischer Arbeit, die in 
die Ausbildung integriert ist. 

Erfahrungen haben gezeigt, daß gerade bei ausländischen Ju­
gendlichen, die im Konflikt der Wertvorstellungen unter­
schiedlicher Kulturkreise leben müssen, die sozialpädagogi­
sche Betreuung wichtiges Verbindungsstück aller Fördermaß­
nahmen ist. Die sozialpädagogische Arbeit soll die Tätigkei­
ter der Ausbilder und Lehrkräfte unterstützen, verbinden 
und intensivieren. 

4. Entwicklung von Informations- und Bildungsangeboten für 
Ausbilder und andere Betreuungspersonen. 

Ausbilder und andere Betreuungspersonen in der beruflichen 
Bildung werden didaktische und pädagogische, methodische 
und weitere Hilfen brauchen, wenn sie sich stärker der Aus­
bildung junger Ausländer zuwenden. Deswegen soll in diesem 
Bereich untersucht werden, welche Hilfen vor allem ge­
braucht und wie sie am besten gegeben werden können. 

5. Entwicklung und Erprobung von Möglichkeiten der Zusam­
menarbeit zur Verstärkung der' Ausbildungsbereitschaft und 
der Ausbildungsmöglichkeiten, vor allem der Klein- und Mit­
telbetriebe. 

Klein- und Mittelbetriebe sind oft nicht in der Lage, allein 
Fördermaßnahmen zu entwickeln und einzusetzen. Hierfür 
sollen geeignete Kooperationsmöglichkeiten geschaffen wer-

den, damit die Ausbildungs'möglichkeiten der Klein- und Mit­
telbetriebe stärker für junge Ausländer erschlossen werden. 

Jeweils eine oder mehrere dieser Aufgaben können bei den ein· 
zeinen Modellversuchen in unterschiedlicherWeise betont werden. 
Es können auch Modellversuche beantragt werden, die sich vo,r­
wiegend auf eine dieser Aufgaben beziehen. So kann sich beispiels­
weise ein selbständiger Modellversuch schwerpunktmäßig mit der 
Aufgabe "Entwicklung von Informations- und Bildungsangeboten 
für Ausbilder und andere Betreuungspersonen" befassen. 

Umfang 

Im Interesse übertragbarer Ergebnisse soll für jeden Einzel­
versuch die Ausbildung von mindestens 20 ausländischen Jugend­
lichen - bei gemeinsamer Ausbildung mit deutschen Jugend­
lichen - vorgesehen werden. in oder läna­
lichen Gebieten kann eine Gruppengröße von 12 - 15 Jugend­
lichen ausreichen. 

Als Träger eines Einzelmodellversuchs kommen Betriebe, aber 
auch Kammern, Innungen oder eigens hierfür gegründete Zusam­
menschlüsse in Betracht. Jeder Versuch soll grundsätzlich wis­
senschaftlich begleitet werden. Das Programm soll ab 1980 zu­
nächst ,drei Jahre laufen. 

Finanzierung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft übernimmt bis 
zu 75 % der modellversuchsbedingten Mehrkosten, in bestirn­
ten Bereichen (Entwicklung und Erprobung von Curricula/Un­
terrichtsmaterialien, Aus- und Weiterbildung von Fachpersonall 
bis zu 90 %. Ausgenommen sind die Ausbildungsvergütung sowie 
in der Regel Baumaßnahmen. 

Durchführung 

Die Modellversuche werden vom Bundesinstitut für Berufs­
bildungsforschung in Berlin inhaltlich koordiniert und haushalts­
mäßig abgewickelt. Anfragen können sowohl an das Bundes­
ministerium für Bildung und Wissenschaft, Referat III B 6, wie 
an das Bundesinstitutfür Berufsbildungsforschung, AbteiluQg 2.1, 
1000' Berlin 31, Fehrbelliner Platz 3, gerichtet werden. 
Die für die Antragstellung notwendigen Unterlagen sind beim 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung zu erhalten. 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft! 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 

Ergebnisse aus Nachbefragungen zu den Modellehrgängen 
"Ausbilde.rförderungszentrum (AFZ)" 

Mit den Modellehrgängen AFZ, die im Zeitraum zwischen 1976 
und Ende 1979 durchgeführt wurden, sollte ein Konzept für ein 
Zentrum erprobt werden, das insbesondere die Entwicklung neu­
er Lernangebote zur pädagogischen unp fachdidaktischen Wei­
terbildung des Ausbildungspersonals sowie eine Verbreitung 
dieser Lernangebote durch Serviceleistungen für Referenten/ 
Dozenten sowie die anderen Träger der Aus- und Weiterbildung 
der Ausbilder zum Ziel hat [,1). Die Modellehrgänge wurden vom 

für Berufsbildung wissenschaftlich begleitet [2). 

in verschiedenen Untersuchungen wurden u. a. die Wirkungen 
der Lehrgänge auf die sowie die nachträgliche Lehr­
gangsbewertung und Vorschläge der Teilnehmer für die weitere 
Lehrgangsplanung untersucht. Diesem Untersuchungsaspekt 

kommt deshalb große Bedeutung zu, weil eine praxisbezogene 
Weiterbildung, so wie sie in den Modellehrgängen. entwickelt 
wurde, den Rückbezug auf die praktische Arbeitssituation der 
teilnehmenden Ausbilder mit zum Ziel hat. Die Lehrgänge sind 
als geplant und auf einen themenbezogenen 
betriebs· und branchenübergreifenden Erfahrungsaustausch hin 
konzipiert. Themen sind z. B. Hilfen zur Erkennung und.Bewäl­
tigung von Konflikten in der Ausbildurg, Möglichkeiten und 
Grenzen der Beurteilung von Auszubildenden, Arbeitstagung zur 
Erarbeitung von Unterweisungsplänen. Die Lehrgänge dauern 
jeweils zwei bis fünf Tage. -

Gegenütier den grundsätzlichen methodischen Schwierigkeiten 
einer objektiven Messung der Lehrgangswirkung wird der metho-
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disehe Ansatz der subjektiven Einschätzung gewählt und damit 
ein relativ einfacher Datenzugang gefunden: die ehemaligen Teil­
nehmer werden selbst in ihrer back-home-Situation (am Aus­
bildungsplatz) befragt. Damit rückt zwar diesubjektive Aussage 
des (ehemaligen) Teilnehmers über sein Verhalten lmstelle seines 
Verhaltens in den Mittelpunkt der Datengewinnung; der Ansatz 
erleichtert aber u. a. die Einbeziehung von Einstellungs- und 
Motivationsfragen und den Vergleich mit den Aussagen der Teil­
nehmer während des Lehrgangsbesuchs. 

Die folgend!ln Aussagen basieren auf einer Auswertung von 330 
Fragebogen einer Befragung, die bei etwa 700 Ausbildern ein 
halbes bis ein Jahr nach dem Besuch eines AFZ-Lehrgangs durch­
geführt wurde. 

Ein Untersl!chungsaspekt betrifft die Bewährung und Anerken­
nung in der Ausbildungstätigkeit. Rund drei Viertel der Teilneh­
mer sind der Meinung, durch den Lehrgangsbesuch in ihrer Tätig­
keit sicherer und selbstbewußter geworden zu sein. Die differen­
zierte Darstellung der Bereiche, in denen sich - aus der Sicht 
der befragten Ausbilder - sicheres Verhalten auswirkt, läßt auf 
einen engen Zusammenhang zwischen Lehrgangsthema und An­
wendungsbereich schließen. Zum Teil gaben die Ausbilder sehr 

Situationsschilderungen, 

Die Tatsache, daß fast alle Ausbilder ihrer Meinu11g nach die 
Kenntnisse und Lehrgangserfahrungen im Betrieb verwenden 
sowie die Lehrgangsunterlagen für ihre Tätigkeit nutzen, kann 
auch als Hinweis verstanden werden, daß diese Ausbilder ihre 
Tätigkeit bewußter und selbständiger ausüben. Dies geht ins­
besondere aus dem Ergebnis hervor, daß die Befragten die 
Lehrgangsunterlagen in hohem Maße als Anregung für die 
Entwicklung eigener Unterlagen bzw. für die Verbesserung 
der Unterlagen nach ihrer Meinung nutzen. Die Frage, ob der 
Lehrgangsbesuch auch zur beruflichen Zufriedenheit und be­
ruflichen Anerkennung beigetragen hat, wird von vielen Teilneh­
mern unbestimmt beantwortet. 38% der Teilnehmer glauben, 
daß der Lehrgang hierzu beigetragen hat; nahezu gleich große 
Teiln'ehmeranteile halten dies für ungewiß oder sind unentschlos­
sen. Aus den Ergebnissen zu dem ersten Aspekt darf der Schluß 
gezogen werden, daß der Besuch eines kurzfristigen Lehrgangs 
mit praxisbezogener Themenstellung und Einbeziehung des Er­
fahrungsaustausches auf das Sicherheitsgefühl in der Ausbil­
dungstätigkeit durchaus positiv einwirken kann und einen stär­
keren Einfluß als auf die Zufriedenheit mit der Tätigkeit bzw. 
mit dem Beruf aus der Sicht der betroffenen Ausbilder hat. 

einem zweiten Wirkungsbereich wurde untersucht, in wel­
chem Umfang Materialien sowie Kenntnisse und Erfahrungen aus 
dem Lehrgang durch die Ausbilder weitergegeben werden. Die 
Ergebnisse zeigen, daß Ausbilder in z. T. sehr engen Austausch­
beziehungen nicht nur mit ihren Kollegen im Betrieb stehen, so 
daß von einem erfolgreichen Lehrgang aucn über die Teilnehmer 
eine Breitenwirkung ausgehen kann. 

Mehr als 80% der Befragten gaben an, Kenntnisse, Erfahrungen 
oder Unterlagen an Kollegen/Mitarbeiter im Betrieb weitergege­
ben zu haben. Besondere Bedeutung hat hierbei der Erfahrungs­
austausch. Zum. Teil wird von der Ausbildungsleitung bzw. Be­

verlangt, über die Unterlagen sowie eine "Lehr­
gangsauswertung" des Teilnehmers die anderen Ausbilder des 
Betriebes zu informieren, doch dürften Informationen überwie­
gend "gelegentlich" weitergegeben werden. Etwa 20% der Teil­
nehmer gaben an, mehr als fünf Gelegenheiten genutzt zu haben, 
um den besuchten Lehrgang zu berichten. 

Etwa 50% der Befragten gaben an, die erworbenen Kenntnisse 
und Erfahrungen auch außerhalb des Betriebes zu verwenden und 
entsprechende Hinweise zu geben. Bei den Anlässen werden Aus­
bilderarbeitskreise, Referententätigkeit und die Tätigkeit in 
Ausschüssen (insbesondere Prüfungsausschüsse für die Abnahme 
von Abschlußprüfungen) etwa gleich häufig genannt. 

ln einem weiteren Bereich wurden Zusammenhänge zwischen 
· Lehrgangsbesuch und Motivation zur Weiterbildung ermittelt. 
Obwohl es sich bei den Teilnehmern der Modellehrgänge AFZ 
überwiegend um hauptberufliche Ausbilder handelte, war die 
Teilnahme am AFZ-Lehrgang fi:ir den überwiegenden Teil die 
erste pädagogische Weiterbildung nach dem Erwerb der Ausbil­
dereignung. Der Besuch eines Lehrgangs kann für den Teilneh­
mer einen Anreiz geben, im Lehrgang angesprochene Probleme 
weiter zu diskutieren, zusätzliche Informationen zu gewinnen 
oder auch einen weiteren Erfahrungsaustausch über Lösungen 
zu suchen. Der Lehrgangsbesuch kann damit auch ein Weitar­
bildungsbedürfnis des Teilnehmers selbst stärken. So gaben 
etwa zwei Drittel aller Befragten an, weiterhin an dem betref­
fenden Lehrgangsthema interessiert zu sein und einen weiteren 
Lehrgang besuchen zu wollen. Ein Teil der Ausbilder möchte 
dabei das Thema im gleichen Umfang weiter behandeln, e'in gleich 
großer Teil lediglich einzelne Probleme zum Thema vertieft be­
handeln. Etwa ein Viertel der Befragten gab an, nach dem Lehr­
gangsbesuch bereits an einem weiteren Lehrgang teilgenommen 
zu haben, so daß vermutlich ein Teil der Ausbilder durch die 
Themenbehandlung im Lehrgang zu einer verstärkten Weiter­
bildu!lg angeregt worden ist. Die Schwerpunkte der Themen­
wünsche der befragten Ausbilder für eine pädagogische Weiter-
bildung' zeigt die folgende Tabelle. · 

Schwerpunkte der Themenvorschläge der befragten Ausbilder 
für Lehrgänge zur pädagogischen Weiterbildung 

Themenschwerpunkte 

Lern-, Sozial-, Jugendpsychologie 

- Lernen, Motivation, Lehren, Jugendpsychologie 

- Beurteilen/Bewerten 

- Konflikte, Gruppendynamik 

- Prüfung 

Didaktik, Methodik, Unterrichtsorganisation 

- Unterrichts-/Unterweisungsplar)ung 

-Medien 

-Methoden 

Ausbilder 
(Rolle, Aufgaben, Rechte, Informationen u. a.) 

Planung und Organisation der 
betrieblichen Berufsausbildung 

Organisation, Situation, Entwicklung und 
Rechtsgrundlagen der Berufsbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Rhetorik 

für besondere Gruppen 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Gesamt 

Anmerkungen 

% 

40 

24 

12 

8 

6 

4 

4 

2 

100 

[1] Im Herbst 1979 wurde mit der Gründung eines Vereins "Ausbilder­
förderungszentrum (AFZ) e. V." die rechtliche Grundlage zu einem 
Zentrum geschaffen. Das AFZ ist vorläufig im Benifsförderungs­
zentrum Essen untergebracht. 

[2] Über die Modellehrgänge liegen u. a. ein Zwischenbericht (Modell­
versuche zur beruflichen Bildung, Heft 1, Berlin: BI BB 1978) sowie 
der Abschlußbericht (BFZ-Bericht 18, Essen: BFZ 1979) vor. 

Herbert Ti/eh, 8188 8erlin 
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Modellversuch "Qualifizierung von Jugendlichen mit 
bildungsmäßigen Defiziten in anerkannten Ausbildungs­
berufen beim Berufsamt Berlin" 

Seit dem 01.10.1979 wird am Berufsamt Berlin ein Modell­
versuch mit der Zielsetzung gefördert, berufsrelevante bildungs­
mäßige Defizite von Jugendlichen durch besondere Bildungs­
gänge in anerkannten Ausbildungsberufen in den Berufsfeldern 
Metalltechnik und Elektrotechnik auszugleichen und gleichzeitig 
Maßnahmen zur pädagogischen Qualifizierung des Ausbildungs­
personals hinsichtlich der Vermittlung fachtheoretischer Lern­
inhalte durchzuführen. 

Das Berufsamt Berlin ist eine dem Senator für Arbeit und Sozia­
les unterstehendeEinrichtungmit etwa 1 000 Ausbildungsplätzen. 
Diese Ausbildungsplätze sind ausschließlich Jugend I ichen vorbe­
halten, die über die Berufsberatung der Arbeitsämter an diese 
außerbetriebliche Ausbildungsstätte überwiesen werden, nach­
dem die Ausbildungseignung und ggf. die Neigung durch die 
Berufsberatungsstellen festgestellt wurde, die Jugendlichen aber 
trotz wiederheiter Bemühungen nicht in ein betriebliches AiJS­
bildungsverhältnis vermittelt werden konnten. 

Häufig handelt es sich dabei um Jugendliche mit mangelhaften 
schulischen Leistungen bzw. um solche ohne Schulabschluß; 
diese Jugendlichen können jedoch nicht zur Gruppe der sog. 
Lernbehinderten gerechnet werden. Um ein besonderes pädago­
gisches Eingehen des Ausbilders auf die einzelnen Auszubilden­
den zu ermöglichen, beträgt das Verhältnis Ausbilder zu Auszu-
bildenden in der Regel nicht mehr als1:10am Berufsamt. · 

Gegenwärtig können Jugendliche in 22 verschiedenen Berufen 
am Berufsamt ausgebildet werden. Neben der Ausbildung in 
metallgewerblichen und elektrotechnischen Berufen ist aber auch 
die Ausbildung zum Koch, zur Damenschneiderin oder zur Haus­
wirtschafterin möglich. Unter den 1000 in der Ausbildung ste­
henden Jugendlichen befinden sich z. Z. 142 Mädchen und 
166 Ausländer. Nacli Beendigung der Ausbildungszeit wird die 
Prüfung entweder von der Handwerkskammer oder von der In­
dustrie- und Handelskammer abgenommen. 

Das Berufsamt ist eine reine Ausbildungsstätte; nach Abschluß 
der Ausbildung ist keine weitere Beschäftigungsmöglichkeit ge­
geben. Bisher haben alle am Berufsamt ausgebildeten Jugend­
lichen nach ihrer Ausbildungszeit einen Arbeitsplatz gefunden. 

Übergeordnete Zielsetzung des Modellversuchs ist es, besondere 
Maßnahmen durchzuführen, die geeignet scheinen, die Jugend­
lichen mit berufsrelevanten bildungsmäßigen Defiziten in aner­
kannten Ausbildungsberufen in normaler Ausbildungszeit zum 
Ausbildungsabschluß zu bringen. Die .Defizite der Jugendlichen, 
die zum einen auf mangelnde Lernvoraussetzungen, zum ande­
ren auf gestörte Verhaltensweisen im sozialen Bereich zurückzu­
führen sind, sollen im Zuge einer Berufsausbildung ausgeglichen 
werden. Durch Auswahl geeigneter Ausbildungsmittel und ihrer 
gezielten Umsetzung il') Unterweisung und Ausbildungspraxis soll 
auf die besonderen Lernvoraussetzungen der Jugend I ichen ein­
gegangen werden. Außerdem werden vor allem Maßnahmen zu 
einer zusätzlichen pädagogisch-psychologisch orientierten Quali­
fizierung der Ausbilder durchgeführt, um die Ausbilder zu be­
.fähigen, den speziellen pädagogischen Anforderungen im Um­
gang mit lernschwachen und verhaltensauffälligen Jugendlichen 
gerecht zu werden. ln fachlicher Hinsicht verfügen alle Ausbilder 
am Berufsamt über die M'eister-!T echnikerqual ifikation. 

Nach einer fast zweijährigen Vorbereitungszeit sollen die Maß­
nahmen im Zeitraum vom 01.10.1979 bis 30.09.1982 durch-

geführt werden; die Durchführung des Modellversuchs orientiert 
sich demgemäß an einer regulären Ausbildungszeit. 

Die wissenschaftliche Begleitung wurde vom BIBB übernommen. 
Sie untersucht die Bedingungen, unter denen die Zielsetzungen 
des Modellversuchs realisierbar sind und berät den Durchfüh­
rungsträger bei der weiteren Gestaltung der Ausbildungsmaß­
nahmen im Modellversuch. Die Ergebnisse sollen auf ihre Über­
tragbarkeit auf andere Bildungsgänge und nach Abschluß der 
Durchführung auch für bildungspolitische Entscheidungshilfen 
ausgewertet werden. 

Die bisherigen Erfahrungen in der Durchfül'\rung lassen erken­
nen, daß den Qualifizierungsmaßnahmen der Ausbilder gegen­
über der inlialtl ichen Planungshilfe für "speziell" 
Ausbildungsmaterialien der Vorrang gegeben werden solrte, da 
die Lernstörungen der Jugend I ichen offensichtlich mit Störun­
gen in ihrem Sozialverhalten in engem Zusammenhang stehen. 
Die Ausbilder stehen somit vor der Aufgabe, auch kontinuier­
lich sozialpädagogisch zu wirken, um diese Verhaltensauffällig­
keiten zu mildern ggf. zu beheben. In die Qualifizierungsmaß­
nahmen sollen nach einem Rotationsprinzip alle Ausbilder am, 
Berufsamt nach und nach einbezogen werden, so daß alle Aus­
bilder in gleicher Weise auf die Aufgabe vorbereitet werden, 
Jugendliche mit unterschiedlichen Lernvoraussetzungen (z. B. 
zunehmend auch ausländische Jugendliche) zum Ausbildungs­
abschluß zu führen. Es sol(en also nicht nur einige ausgewählte 

von einer Gruppe von Ausbildern ent­
wickelt und erprobt werden, sonderry alle Ausbilder am Berufs­
amt sollen grundsätzlich befähigt werden, unter Berücksichtigung 
der spezifischen Lernvoraussetzungen der Jugendlichen und den 
besonderen Lern'bedingungen am Berufsamt, Unterweisungen 
planen und durchführen und bei der Entwicklung von Ausbil­
dungsmitteln weitgehend nach einheitlichem Muster verfahren 
zu können. 

Hinsichtlich des Erkenntnisgewinns und der Übertragungsmög­
lichkeiten der Modellversuchsergebnisse wird erwartet, daß nact1 
Abschluß des Modellversuchs 

Erkenntnisse über Bedingungen und Erfolg der Planung von 
Unterweisungen und Konstruktion von Ausbildungsmitteln 
spezieller Zielsetzung unter unmittelbarer Mitwirkung von 
Ausbildern vorliegen, 
Erkenntnisse bezüglich des zusätzlichen qua I itativen und 
quantitativen Aufwands zur pädagogisch-psychologisch orien­
tierten Qualifizierung des Ausbildungspersonals gewonnen 
werden, und Aussagen über die Jugendlichen im Hinblick auf 
eine Differenzierung ihrer Lern- und Verhaltensauffälligkeiten 
und deren Ausgleich durch pädagogisch-therapeutisches Han­

tleln der Ausbilder getroffen werden können. 

Da der Modellversuch bezogen auf eine ?ielgruppe von Jugend­
lichen durchgeführt wird, deren Problerne und Schwierigkeiten 
auch außerhalb des Durcf]"führungsträgers Berufsamt Berlin in 
ähnlicher Form anzutreffen' sind, können curriculare Maßnah­
men, die einerseits der gezieltE!n Unterweisungsplanung und der 
Entwicklung von Ausbildungsmitteln dienen und die andererseits 
Lehrgänge zur besonderen' Qualifizierung 'des Ausbildungsperso­
nals betreffen, auch von anderen Institutionen der beruflichen 
Bildung nach Abschluß und Auswertung der Modellversuchs­
maßnahmen übernommen werden. 

Eva Hoge, 8188 8erlin 
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Verringerte fachpraktische Übungszeiten im Berufsgrund­
bildungsjahr Metall können durch verbesserte Lernmotivation 
und erhöhte Lernintensität ausgeglichen werden 

Ergebnisse aus einem Modellversuch bei der Zahnradfabrik 
Friedrichshafen AG zum Übergang von der beruflichen Grund­
bildung in die Fachbildung im Berufsfeld Metalltechnik. 

Bei der Zahnradfabrik Friedrichshafen AG ,.ZF" ist 1980 ein 
zweijähriger Modellversuch im Berufsfeld Metalltechnik ausge­
laufen. Erprobt wurde dabei, inwieweit die im Berufsgrundbil­
dungsjahr (BGJ) erfolgreich eingesetzte projektorientierte Aus­
bildungskonzeption auch auf die berufliche Fachbildung über­
tragen werden kann. 

Neben den Urteilen der Ausbilder haben auch Zwischen- und 
Abschlußprüfungsergebnisse ergeben, daß die gegenüber der her­
kömmlichen Ausbildung im dualen System um etwa 320 Stun­
den verringerte fachpraktische Übungszeit in einem BGJ in ko­
operativer Form im Verlauf der gesamten Ausbildungszeit durch 
Einsatz motivierender Ausbildungsmethoden ausgeglichen wer­
den kann. Wer mit hohem Eigeninteresse an seiner Ausbildung 
arbeitet, lernt intensiver und lernt damit mehr als bisher in der 

Zeit. 

Die entscheidende Verbesserung der Lernmotivation wurde in 
diesem Modellversuch durch Einführung der Projektmethode 
'in der Grund- und Fachbildung bewirkt. Nachdem im BGJ jeder 
Auszubildende als Großprojekt eine Dampfmaschine herstellen 
mußte, an der alle im 1. Ausbildungsjahr erforderlichen Grund­
fertigkeiten angewandt und geüpt werden konnten, erwarteten 
die Auszubildenden, daß diese interessante Ausbildung in der 
Fachstufe fortgesetzt wird. Im Unterschied zu anderen Modell­
versuchsträgern hat die "ZF" besonderen Wert auf die ökonomi­
sche Verwertbarkeit dieser Projekte im 2. Ausbildungsjahr gelegt, 
sei es im Sinne einer Verwertung der Projekte durch den Ausbil­
dungsbetrieb selbst (wie bei dem Projekt Schwenkbiegemasch ine) 
oder sei es durch die.Herstellung marktfähiger Erzeugnisse (wie 
bei dem Projekt Schraubstock), die über eine Übungsfirlna der 
Auszubildenden verkauft wurden. 

Darüber hinaus wurde die Lernmotivation der Auszubildenden 
auch dadurch erhöht, daß den jeweiligen Arbeitsgruppen in der 
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Erster Schritt zur Vereinheitlichung der 
'Berufsausbildung behinderter 
Jugendlicher -
Hauptausschuß beschließt Empfehlungen 
für den Metallbereich 
Als einen ersten Schritt zur Vereinheitlichung der bisher stark 
zersplitterten und zum Teil unzureichenden Ausbildungsgänge 
'behinderter Jugendlicher hat der Hauptausschuß des Bundes­
instituts für'Berufsbildung jetzt nach langer und schwieriger Dis­
kussion zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften Empfeh­
lungen für vier behindertengerechte Ausbildu,ngsregelungen im 
Metallbereich beschlossen. Der Ausschuß für Fragen Behinderter 
im Bundesinstitut für Berufsbildung, dem Vertreter aller maß­
gebenden Behindertenorganisationen angehören, hatte die 
Regelung beraten und dringend ihre schnelle Verai::1Schiedung 

'gefordert. 

Fachstufe ein größeres Maß an Autonomie durch selbständige 
Planung und Organisation der Arbeit übertragen wurde. Die bis­
herigen Ergebnisse unterstreichen die Notwendigkeit, eine syste­
matische Ausbildung in unterschiedlichen "Team"-Gruppen 
durch Formulierung entsprechender Lernziele bei der Neuord­
nung von Ausbildungsplänen in Metallberufen zu berücksichti­
gen. Wer in seiner Ausbildungszeit kooperativ und kollegial 
arbeiten gelernt hat, kann seine Ausbildungszeit intensiver nut­
zen. 

Als eine erfolgversprechende Variante dieser "Team"•Ausbildung 
dürfte sich die im Modellversuch entwickelte "Partnerarbeit" an 
Maschinen erweisen. Nicht allein die gegenwärtige Situation, 
möglichst allen Auszubildenden eine gute Berufsausbildung zu 
ermöglichen, sondern auch'die hohen Kosten bzw. die geringe 
Anzahl von NC-gesteuerten Werkzeugmaschinen zwingen die 
Ausbildungsbetriebe zu besonders wirtschaftlicher Nutzung die­
ser Maschinen. 

Bei der in Friedrichshafen eingeführten Doppelbesetzung wird 
eine CNC-Drehmaschine von zwei Auszubildenden arbeitsteilig 
genutzt, die umschichtig an der Maschine arbeiten bzw. die da­
Zt,J erforderlichen Vorbereitungsarbeiten durchführen. Dieses 
System wird mit einer 14tägigen Doppelbesetzung in der Ein-· 
arbeitungs- und in der Weitergabephase praKtiziert, so daß der 
Eingearbeitete seine Erfahrungen dem jeweils neuen Auszu­
bildenden - z. T. unter Kontrolle des Ausbilders - weitergibt. 
Der Lernende ist dabei stark motiviert, den Inhalt und die 
Methode im Lernprozeß konzentriert aufzunehmen, weil er 
seinerseits das Gelernte an seinen Kollegen sachgerecht und 
erfolgreich weiter vermitteln will. 

Die Zahnradfabrik Frieprichshafen AG wird auch nach Abschluß 
des Modellversuchs und der damit verbundenen öffentlichen 
Förderung den Einsatz der Projektmethode und der partner­
schaftlichen Ausbildung weiterentwickeln. 

Dietrich Weissker, 8/88 8erlin 

Diese Ausbildungsregelungen sollen bundesweit von allen zu­
ständigen Stellen (Kammern) übernommen werden. Die Aus­
bildung dauert drei Jahre. Die neuen Regelungen gelten für die 
Ausbildungsgänge 

- /Meta llbearbeiterin 

- Metallfeinbearbeiter /Meta llfeinbearbeiterin 
Werkzeugmaschine'nspaner/Werkzeugmaschinenspanerin 
(Drehen) 

Werkzeugmaschinenspaner/Werkzeugmaschinenspanerin 
(Fräsen) 

Nach § 48 BBiG und § 42 b HwO besteht die Möglichkeit, kör­
perlich, geistig und seelisch beliinderte Jugendliche in anderen 
als anerkannten Ausbildungsberufen oder abweichend von den 
Ausbildungsordnungen ?Uszubilden, soweit Art und Schwere der 
Behinderun'g es erfordern. Danach haben die Kammern in den 
vergangenen Jahren weit über 200 verschiedene Ausbildungsgänge 
für unterschiedliche Berufsbereiche geschaffen. Im Bundesinsti-



32 KURZMELDUNGEN BWP 6/80 

tut für Berufsbildung sind die Inhalte aller vorhandenen Aus­
bildungsgänge gesichtet worden. Anhand dieser Unterlagen 
werden sogenannte Musterregelungen erstellt, die von allen 
Kammern übernommen werden können. 

Da die einzelnen Regelungen von Kammer zu Kammer teilweise 
unabhängig voneinander entwickelt wurden, sind unter den glei­
chen bzw. ähnlichen Berufsbezeichnungen oft unterschiedliche 
Ausbildungsinhalte und für vergleichbare Ausbildungsinhalte oft 
unterschiedliche Bezeichnungen zu finden. Auch differieren 
vergleJchbare "Kammerregelungen" oft im Anforderungsniveau, 
so daß insgesamt eine Vergleichbarkeit der erworbenen Qualifi­
kationen schwierig geworden ist. Durch die neuen Regelungen 
wird ein Großteil dieser Ausbildungsgänge vereinheitlicht, wobei 
gleichzeitig die Voraussetzungen für die Durchlässigkeit zu 
weiterführenden Bildungsgängen verbessert wurden, d. h. Absol­
venten dieser Bildungsgänge sollen ihre Ausbildung in anerkann­
ten Berufen fortsetzen können. 

In den einzelnen Ausbildungsregelungen sind wie in Ausbil­
dungsor-dnungen für anerkannte Ausbildungsberufe bestimmte 
Aussagen enthalten: 

die Berufsbezeichnung 

- die Ausbildungsdauer 

·soeben 
erschienen: 

Materialien und statistische Analysen 
zur beruflichen Bildung 

Heft 21 
Ausbildungsvergütungen nach Ausbildungs­
berufen. Untersuchung eines wesentlichen 
Kostenfaktors in der betrieblichen 
Berufsausbildung anhand von Tarifverträgen 

von Ursula ·seicht. lngeborg Noll und 
Susanne Wiederhold-Fritz 

1980. 114 Seiten. DM 10,-. ISBN 3-88555-117-9 
(Code-Nr. 03.21) 

ln dieser Arbeit werden über eine Zuordnung von Ausbil­
dungsberufen zu tarifvertraglich vereinbarten Ausbildungs­
vergütungen (Stand: 1. 10. 1979) die durchschnittlichen Aus­
bildungsvergütungenfür 375 anerkannte Ausbildungsberufe 
mit rund 93% der Ausbildungsverhältnisse ermittelt. Damit 
liegen umfassende Angaben über die Höhe des gewichtig­
sten Kostenfaktors in der betrieblichen Berufsausbildung- im 
Durchschnitt ca. 43% der Brutto kosten- in berufsspezifischer 
Gliederung vor. Die Untersuchung basiert auf einer Sonder­
auswertung aus dem· beim Bundesministerfür Arbeit und So­
zialordnung geführten Tarifregister, in welcher die in den ca. 
440 wichtigsten Tarifverträgen vereinbarten Ausbildungs­
vergütungen zusammengestellt sind. Die Vergehensweise 
bei der Untersuchung sowie die bei der Zuordnung von Aus­
bildungsberufen zu Tarifverträgen auftretenden Probleme.:... 
Tarifverträge werden in der Regel nicht für einzelne Berufe, 
sondern für bestimmte Gewerbe/Gewerbegruppen oder Be­
triebe abgeschlossen- werden in TeilAder Arbeit erläutert. 
Teil B enthält eine Reihe von Untersuchungen, die auf der Ba­
sis der für die Ausbildungsberufe ermittelten 
durchschnittlichen Ausbildungsvergütungen nach verschie­
denen Kriterien durchgeführt werden und die die "Vergü­
tungslandschaft" aufbereiten und beschreiben. 

die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Berufs­
ausbildung sind (Ausbildungsberufsbild) 

eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der 
Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan) 

die Prüfungsanf9rderu ngen. 

Darüber hinaus sind vor allem Aussagen zum Personenkreis und 
zur Feststellung der Behinderung getroffen worden. Dies ist des­
wege(l bedeutsam, weil nur behinderte Jugendliche nach diesen 
Regelungen ausgebildet werden dürfen. 

Die Behinderungen werden jeweils im Einzelfall von den Dienst­
stellen der Bundesanstalt für Arbeit festgestellt, unter Berück­
sichtigung der Gutachten der Fachdienste und der Steilung­
nahmen der Schulen, aus denen die Jugendlichen kommen. 

Das Bundesinstitut wird auch in anderen Bereichen derartige 
Regelungen erarbeiten, als voraussichtlich nächste für den Büro­
bereich. 

Die jetzt beschlossenen Empfehlungen für behindertengerechte 
Ausbildungsgänge können in Kürze beim Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung; Referat Presse- und Veröffentlichungs.' 
wesen, Fahrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31, bezogen werden. 

Sonderveröffentlichungen 

Anerkennung von Aussiedlerzeugnissen. 
Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Sowjetunion 

von Leonid Novikov 

im Druck ISBN 3-88555-112-8 
(Code-Nr. 10.16) 

I'VIit dem Länderbericht über die UdSSR setzt das Bl,lndesinsti­
tut die Reihe der Veröffentlichungen über berufliche Bildung 
und 'berufliche Qualifizierung in sozialistischen Ländern 
Osteuropas fort. Auch die Länderstudie über die UdSSR soll 
den zuständigen Behörden Hilfe bei der Anerkennung der in 
den genannten Ländern seit dem Zweiten Weltkriege erwor­
benen Abschlüsse und Zeugnisse leisten. Sie beschreibt da­
her Struktur und Entwicklung des Ausbildungssystems der 
UdSSR und vergleicht deren Bildungsgänge und Qualifika­
tionsniveaus mit denen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Dabei kommt dem Gutachten über die UdSSR insofern Be­
deutung zu, als in diesem Falle zwei völlig unterschiedliche 
Systeme verglichen werden. 

Berufsbildung in der Bundesrepublik Deutschland. 
Schaubilder zu Entwicklungstendenzen im 
Ausbildungs- und Beschäftigungssystem 

1981. 57 Seiten. DM 7,- ISBN 3-88555-118-7 
(Code-Nr. 10.17) 

Die Zahl der Ausbildungsverhältnisse im dualen System der 
Berufsbildung erreicht derzeit- bedingt durch die geburten­
starken Jahrgänge- ihren Höhepunkt. Um die VerhältniSSE! 
richtig einschätzen zu können, ist es wichtig, sich die länger­
fristigen Entwicklungen vor Augen zu halten. Ziel 
dient die Broschüre. Mit Hilfe der Schaubilder wird die Situa­
tion in den früheren Jahren bis heute, soweit wie möglich ab 
1950, verdeutlicht. So werden zum Beispiel die Zu- und Ab­
nahmen der Auszubildendenbestände in den Bereichen lnd'u­
strie/Handel und Handwerk, die Entwicklun.gen in den Beru­

die Struktur der schulischen Vorbildung der Auszubil­
denden usw. graphisch., dargestellt und erhalten durch die 
längerfristige Betrachtungsweise eine besondere Aussage­
kraft. 
Die Schaubilder sind mit kurzgefaßten Texten versehen und 
dienen dem Ziel, auf das Wesentliche hinzuweisen. 



Ausländische Jugendliche suchen heute Ausbildungsplätze in einem aner­
kannten Ausbildungsberuf und werden diese in den kommenden Jahren 
verstärkt nachfragen. Bereits jetzt zeichnetsich jedoch ab, daß ihrevolle und 
gleichberechtigte Integration in den Arbeitsmarkt erhebliche Probleme, ins­
besondere der beruflichen Qualifizierung, aufwerfen wird. 

Vor diesem Hintergrund diskutierten im November 1979 Experten auf der 
vom Bundesinstitut veranstalteten .. Fachtagung '79" Fragen und Probleme 
der beruflichen Bildung ausländischer Jugendlicher in der Bundesrepublik Deutschland. Die Materialien 
und Ergebnisse dieser Fachtagung wurden vom Bundesinstitut ausgewertet und als Heft 3 der vom Bun­
desinstitut herausgegebenen Reihe Tagungen und Expertengespräche zur beruflichen Bildung unter 
dem Titel 

Die berufliche Bildung 
ausländischer Jugendlicher 
in der Bundesrepublik Deutschland 
1980- 366 Seiten- DM 15,-ISBN 3-88555-104-7 

veröffentlicht. Der Bogen dieser Publikation ist weit gespannt. Er reicht von den Einführungsreferaten über 
Materialien zur Arbeits- und Bildungssituation, Berichte und Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen bis hin zu 
ganz konkreten Hinweisen und Vorschlägen, wie die derzeitige Ausbildungssituation verbessert werden 
kann. 

Die Integration ausländischer Jugendlicher in schulische und betriebliche Ausbildungsgänge wird eine der 
gesellschaftlichen Anforderungen der vor uns liegenden Jahre sein. Schwierig ist es für jene Jugendlichen, 
einen Ausbildungsplatz zu bekommen, die einen Großteil ihrer Schulzeit in den Heimatländern durchlaufen 
haben. Das Wissen um ihre Vorbildung reicht oft nicht aus, da die entsprechenden Bildungsgänge kaum 
bekannt sind. 

Die kürzlich als Heft 30 der Reihe Berichte zur beruflichen Bildung erschienene Studie 

Bildungs- und Beschäftigungssituation 
ausländischer Jugendlicher 
in der Bundesrepublik Deutschland 
1980- 90 Seiten- DM 10,- ISBN 3-88555-101-2 

gibt einen Überblick über die Schulsysteme der wichtigsten Herkunftsländer der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden ausländischen Mitbürger. Die befragten 15- bis 25jährigen Jugendlichen nehmen 
Stellung zu ihren Problemen und Erfahrungen und bringen ihre Erwartungen zum Ausdruck. 

Beide Veröffentlichungen erhalten Sie beim Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung -
Pressereferat- Fahrbelliner Platz 3 - 1 Berlin 31 -Tel.: (030) 86 83-280 oder 86 83-1 
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Digital-Trainer Das ideale Lehrset zur experimentellen Vertiefung des Wissens in der Digital-Elektronik. Außergewöhnlich günstiger Preis : Kompl. mit Stromversorgung, Experimentiermaterial DM 365,- incl. MwSt. 

Elektronik-Experimenter Zum experimentellen Grund­lagen-Praktikum mit den verschiedensten Bau­elementen. Umfangreiche Bestückung mit aktiven und passiven Bauteilen, Kabeln etc., Versuchsanleitungen. Kompl. mit Stromversorgung DM 902,- incl. MwSt. 

Digitai-Experimenter Das praxisgerechte Schüler­Experimentiergerät für 14-und 16polige ICs. Umfangreiche Bestückung, viele Versuchsanleitungen . Kompl. mit Stromversorgung DM 755,- incl. MwSt. 

Mikroprozessor-Lehrsystem Das einzigartige Lehrsystem weist in die Mikroprozessor­Technik und Pro­grammierung ein. Schritt für Schritt wird erläutert, wie aus einem Addiererein Computer wächst. Basis-System : Experimenter komplett mit Hexadezimal Eingabe/Anzeige+ 5 Lehr-. hefte 
DM 1 .248,- incl. MwSt. 
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